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PRASIDENT TESAR (um 14 Uhr): Ich er- 
öffne die Sitzung. Das Protokoll der letzten 
Sitzung ist geschäftsordnungsmäßig aufgele- 
gen; es ist unbeanstandet geblieben, demnach 
als genehmigt zu betrachten. 

Von der heutigen Sitzung haben sich ent- 
schuldigt: Abg. Marchsteiner, Mondl, Rohata, 
Wiesmayr. 

Herr Abg. Jocef Rohata hat mit Schreiben 
vom 18. Juni 1964 um einen Urlaub in der 
Zeit vom 21. Juni bis 12. Juli 1964 angesucht. 
Ich habe ihm laut 8 19 der Landtagsgeschäfts- 
Ordnung diesen Urlaub erteilt und ersuche 
das Hohe Haus um Kenntnisnahme. 

Ich teile dem Hohen Hause mit, daß die 
hbg. Dr. Litschauer und Genossen ihren An- 
trag, Zahl 553, in der Sitzung des W5rtschafts- 
ausschusses am 23. Juni 1964 zurückgezogen 
haben. 

Ich habe auf die Plätze der Herren Abge- 
ordneten die schriftliche Beantwortung durch 
den Herrn Landeshauptniannstellvertreter Dr. 
Tschadek der Anfrage der Rbg. Cipin, Laferl. 
Maurer, Schneider, Schebesta, Reiter und Ge- 
nossen, betr. die Verletzung der Entschei- 
dungspflicht gem. 8 73 AVG, auflegen lassen. 

Ich ersuche u~m Verlesung des Einlaufes. 
SCHRIFTFUHRER (liest.) : Vorlage der Lan- 

desregierung, betreffend die Erhebung der 
Ortsgemeinde Preßbaum, pol. Bezirk Wien- 
Umgebung, zum Markte. 
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Vorlage der Landesregierung, betreffend 
Gesetzentwurf, mit dem das nö. Anzeigenab- 
gabegesetz neuerlich abgeändert wird. 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
Gesetzentwurf über die Zuständigkeit zur 
Ausübung der Diensthoheit über die Lehre 
für öffentliche Pflichtschulen (nö. Landes-Leh- 
rer-Diensthoheitsgesetz). 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
den Gesetzentwurf über den Aufbau, die Or- 
ganisationsformen und die Klassenschülerzah- 
len der öffentlichen Pflichtschulen (Pflicht- 
schulorganisationsgesetz). 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
Gesetzentwurf, womit die Dienstpragmatik der 
Landesbeainten 1962 (DPL. 1962), LGB1. Nr. 215, 
in der Fassung der DPL.-Novelle 1963, LGB1. 
Nr. 258, abgeändert und ergänzt wird (DPL.- 
Novelle 1964). 

Vorlage der Landesreqierung, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem das nö. Gemein- 
de-Vertragsbedienstetengesetz neuerlich abge- 
ändert wird. 

Vorlage der Landesregierung, betreffend 
den Gesetzentwurf, mit dem die Gemeinde- 
beamtengehaltsordnung 1958 neuerlich abge- 
ändert wird (3. Genieindebeamtengehaltsord- 
nungs-Novelle). 

Antrag der Abg. Schlegl, Stangler, Resch, 
Tesar, Müllner, Janzsa, Bachinger, Schebesta, 
Laferl und Genossen, betreffend das Militär- 
kommando für Niederösterreich. 

Anfrage der Abg. Grunzweig, Wondrak, 
Rösch, Graf, Binder und Genossen an den 
Herrn Landesrat Emmerich Wenger, betreffend 
die Ubemahme des Krankenhauses Mistel- 
bach in die Verwaltung des Landes. 

PRASIDENT TESAR (nach Zuweisung des 
Einlaufes an die zuständigen Ausschüsse] : 
Wir gelangen zur Beratung der Tagesordnung 

Ich ersuche an Stelle des Herrn Abg. 
Marchsteiner Herrn Abg. Schöberl die Ver- 
handlung zur Zahl 601 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. SCHOBERL: Hoher 
Landtag! Jch habe namens des FINANZAUS- 
SCHUSSES über die Vorlage der Landesre- 
gierung, betr. Landesgrundleistung zu den 
zweckgebundenen Zuschüssen des Bundes ge- 
mäß Art. I11 FAG. 1959, zu berichten. 

Gemäß Art. I11 des Finanzausgleichsgeset- 
zes 1959 kann der Bund den Ländern zur 
Förderung von wirtschaftlich unterentwickel- 
ten Gebieten -- insbesondere auch unter Be- 

dachtnahme auf die geographische Lage die- 
ser Gebiete - zweckgebundene Zuschüsse 
bis zu dem im jeweiligen Bundesfinanzgesetz 
festgesetzten Höchstausmaß gewähren. Nach 
den vom Bundesministerium für Finanzen auf 
Grund dieser Gesetzesbestimmung erlassen,en 
Richtlinien für den gebietsmäßigen Einsatz 
und die Art der Verwendung dieser Zuschüsse 
dienen die zum Einsatz gelangenden. Bundes- 
mittel zur Verstärkung der für die Förderung 
von wirtschaftlich unterentwickelten Gebieten 
einschließlich notleidender Bergbaugemein- 
den (und deren Umgebungsgeme,inden) be- 
reitgestellten Landesmittel. Weiters legen die- 
se Richtlinien fest, in welchen Gebieten diese 
Zweckzuschüsse eingesetzt werden dürfen, 
wobei der Bundeszuschuß im Einzelfall nicht 
höher sein darf als die dreifache Landes- 
grundleistung, wenn das zu fördernde Vorha- 
ben in einem Gerichtsbezirk verwirklicht 
wird, dessen Steuerkraft für das Jahr 1958 
den halben Bundesdurchschnitt nicht erreicht 
und zugleich dessen Arbeitslosenrate für das 
Jahr 1959 den Bundesdurchschnitt um mehr 
als 25 v. H. übersteigt. Wenn nur eines der 
vorstehend angeführten Merkmale zutrifft. 
darf der Bundeszuschuß das Doppelte der Lan- 
desgrundleistung nicht übersteigen. Einer Son- 
derregelung unterliegen die Bergbaugemein- 
den. 

Im Bundesvoranschlag für das Jahr 1964 
sind einmalige Zweckzuschüsse des Bundes 
für Fördemngen gemäß Art. I11 FAG. 1959 
bei Ausgaben Kap. 5, Tit. 5 ,  8 1 In Höhe 
von ...................................................... S 45,000.000,- 
vorgesehen. Nach den oben genannten Richt- 
linien entfallen hievon auf das Bundesland 
Niederösterreich .............................. S 12,492.900,- 

Allerdings muß darauf verwiesen werden, daß 
nach den Durchführungsbestimmungen zu deni 
BFG. 1964 insolange der Abgang der ordent- 
lichen Gebarung seine Bedeckung nicht ge- 
funden hat 10n/n, das sind S 4,500.000,-, ge- 
bunden bleiben. 

Der obgenannte Betrag von S 12,492.900,- 
vermehrt sich um die im Okto- 
ber des Vorjahres eingelangte 
Bundesleistung für das Jahr 

1963 von ........................................ S 791.500,- 

auf den Betrag von .................. S 13,284.400,- 

Auf Grund vorliegender Anträge wäre die 
Verteilung dieser Mittel wie folgt durchzu- 
führen und gleichzeitig die entsprechende 
Landesgrundleistung zur Verfügung zu stel- 
len: 
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Um- und Ausbau von Landeshauptstraßen- 
und Brücken 
Beiträge zu den Kosten der Be- und Ent- 
wässerung 
Besitzfestigung 
Beiträge zu den Kosten land- und forstwirt- 
schaftlicher Wegbauten 
Beiträge zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft 
Beiträge zur Förderung der Ansiedlung von 
Industriebetrieben 
Beiträge zur Förderung des Fremdenverkehrs 

zusammen 

Um die in den Jahren 1961 und 1962 zur 
Verfügung gestellten Bundesmittel zur Gänze 
ausnützen zu können, ist weiters eine Nach- 
tragsbewilligung für die Landesgrundleistung 
bei folgenden Sparten notwendig: 
Beiträge zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft S 60.000,- 
Beiträge zur Förderung der Ansiedlung von 
Industriebetrieben S 74.500,- 
Beiträge zur Förderung des Fremdenverkehrs 

s 100.000,-- 
Der Finanzausschuß hat sich in seiner Sit- 

zung mit dieser Vorlage beschäftigt und ich 
darf nun dem Hohen Hause den Antrag des 
Finanzausschusses zur Genehmigung vorlegen 
(liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,1. Zum außerordentlichen Voranschlag des 

Landes Niederösterreich für das Jahr 1964 
werden folgende Nachtragskredite bewilligt: 

V. A. 661-911, Um- und Ausbau von Lan- 
deshauptstraßen und Brücken, Landesgrund- 
leistung gemäß Art. I11 FAG. 1959 

S 1,890.100,- - 
V. A. 7311-901, Beiträge zu den Kosten der 

Be- und Entwässerungen, Landesgrundleistung 
gemäß Art. I11 FAG. 1959 S 350.000,-- 

V. A. 7319-9.51, Besitzfestigung, Landes- 

S 225.000,- 
grundleistung gemäß Art. I11 FAG. 1959 

V. A. 733-901, Beiträge zu den Kosten land- 
und forstwirtschaftlicher Wegbauten, Landes- 
grundleistung gemäß Art. I11 FAG. 1959 

S 406.000,- 
V. A. 75-921, Beiträge zur Förderung der 

gewerblichen Wirtschaft, Landesgrundleistung 
gemäß Art. I11 FAG. 1959 664.800,- 

V. A. 75-931, Beiträge zur Förderung der 
Ansiedlung von Industriebetrieben, Landes- 
grundleistung gemäß Art. I11 FAG. 1959 

S 438.900,- 
V. A. 770-921, Beiträge zur Förderung des 

Fremdenverkehrs, Landesgrundleistung gemä8 

Bundesleistung Landesleistung zusammen 

5,670.300,--- 1,890.100,- 7,560.400,- 

1,050.000,- 350.000,- 1,400.0O0,- 
675.000,- 225.000,- 900.000,- 

1,218.000,- 406.000,- 1,624.000,- 

1,395.200,-- 604.800,- 2,000.000,- 

835.600,- 364.400,- 1,200.000,- 
2,440.300,- 1,058.700,- 3,499.000,- 

13,284.400,- 4,899.000,- 18,183.400,- 

Art. I11 FAG. 1959 S 1,158.700,-- 
2. Die niederösterreichische Landesregie- 

rung wird ermächtigt, zur Bedeckung dieser 
Nachtragskredite Darlehen in gleicher Höhe 
aufzunehmen. 

3. Die niederösterreichische Landesregie- 
rung wird beauftragt, das zur Durchführung 
dieses Landtagsbeschlusses Erforderliche zii 
veranlassen." 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zu Wort gelangt der Herr Abg. Dr. 
L i t s c h a u e r .  

Abg. Dr. LITSCHAUER: Hohes Haus! Die 
Mittel ,die der Bund1 seit 1960 dem Land Nie- 
derösterreich für entwicklungsbedürftige Ge- 
biete zur Verfügung stellt, stellen zusammen 
mit der Grundleistung des Landes unsere be- 
deutendsten Förderungsmöglichkeiten auf wir t- 
schaftspolitischem Gebiet dar, hat doch das 
Land Niederösterreich durch diese Zuwen- 
dungen, verstärkt durch die seit 1960 für die 
entwicklungsbedürftigen Gebiete gewahrten 
Mittel einen Betrag von 80 Millionen Schil- 
ling aufwenden können. Wer sich daher über 
die Einstellung der beiden in Landesregierung 
und Landtag veitretenen Parteien zu wirt- 
schaftspolitischen Fragen ein Bild machen 
möchte, kann das sehr leicht dadurch tun, 
indem er ihre Haltung bei der Verwendung 
dieser Förderungsmittel einer Uberprufuny 
unterzieht. Ich möchte Ihnen den Uberblick 
erleichtern, indem ich zuerst die Entwicklung 
dieser Förderungsmaßnahmen zur Sprache 
bringe. Wir hatten erstmals im Jahre 1960 
vom Bund solche Zuschüsse erhalten. Damals 
hatte dieser lediglich die Bundesländer Ober- 
Österreich, Steiermark, Kdrnten, das Burgen- 
land und Niederösterreich als entwicklungs- 
bedürftig betrachtet und einen Betrag von 
insgesamt 24 Mllionen Schilling zur Verfü- 
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gung gestellt. Diese '24 Millionen Schilling des 
Jahres 1960, die also am Beginn der Förde- 
rungsaktion zur Verfügung standen, konnten 
leider nicht in der gleichen Höhe gehalten 
werden, denn schon für das Jahr 1561 haben 
die Landesfinanzreferenten einvernehmlich den 
Beschluß gefaßt, daß sämtliche Bundesländer 
in diese Aktion einbezogen werden sollten, 
was zur Folge hatte, daß auch der Anteil 
Niederösterreichs um etwa fünf Millionen 
Schilling gekürzt wurde und wir 1961 vom 
Bund nicht mehr 1?,3 Millionen, sondern le- 
diglich 13,7 bzw. 13,8 Millionen Schilling er- 
hielten. Daß man am Beginn der Förderungs- 
aktion iin Jahre 1960 sowohl hinsichtlich der 
zweckmäßigen Verwendung der Forderungs- 
mittel als auch hinsichtlich der Kompetenz 
des Landesentwicklungsvereines weitaus auf- 
geschlossener war als das heute der Fall ist. 
ergibt sich schon daraus, daß wir im Jahre 
1960, als erstmalig diese Mittel aufgeteilt 
werden sollten, nichts daran gefunden haben, 
darüber im Landesentwicklungsverein ausgie- 
bigst zu beraten und zu diskutieren und die 
Verwendung der Mittel festzulegen. Da da- 
mals auf diesem Gebiete noch keine Erfah- 
rungen vorlagen, war man der Auffassung, 
versuchsweise 10 Millionen dieser 24 Millio- 
nen Schilling für Verkehrsaufschließungsmaß- 
nahmen, 3 Millionen fur die gewerbliche Be- 
sitzfestigung, 2 Millionen für Zwecke der ln- 
dustrieansiedlung, 5 Millioiien für die Frem- 
denverkehrsförderung und 4 Millionen für  die 
landwirtschaftliche Besitzfestigung zu ver- 
wenden. Erst nach den gesammelten Erfah- 
rungen über die Nützlichkeit und Zweckmä- 
ßigkeit der Förderungsniittel in den erwähn- 
ten Bereichen sollte man über weitere zweck- 
mäßigere Verwendungsarten sprechen und 
allenfalls eine andere Aufteilung der Bundes- 
bzw. Landesförderungsmittel zur Diskussion 
stellen. 1961 ist es aber, obwohl auf Grund 
der bei dieser Förderungsaktion gemachten 
Erfahrungen verschiedene Anregungen vor- 
handen waren, bedauerlicherweise zu keiner 
gleichartigen Diskussion im Landesentwick- 
lungsverein gekommen. Ich verweise darauf, 
daß am 8. November 1960 die niederösterrei- 
chische Arbeiterkammer eine Stellungnahme 
zur Aufteilung der FörderungsmitteI für das 
Jahr 1961 im Entwicklungsverein abgegeben 
hatte, nach der folgende Grundsätze berück- 
sichtigt werden sollten: 1. die bevorzugte 
Förderung jener I\Saßnahnien, die zur Neuer- 
richtung oder Erweiterung gewerblicher und 
industrieller Betriebe führen; 2. Erweiterung 
der bestehenden Zinsenzuschußaktion für in- 
dustrielle Betriebe; 3. versuchsweise Durch- 
führung einer Sonderaktion zur begünstigten 

Anschaffung von Winterbaueinrichtungen; 4. 
Ausdehnung der Zinsenzuschußaktion auf jene 
Kredite, die von den Gemeinden zur Auf- 
Schließung von Industriegelände in Anspruch 
genommen werden müssen. Es gab, ganz all- 
gemein gesehen, vor allem die Auffassung, 
daß die Förderungsmittel nicht zur Verkehrser- 
Schließung, sondern in erster Linie zur Schaf- 
fung neuer Arbeitsplätze verwendet werderi 
sollten, weil ja die dringenden Straßenbau- 
Projekte ohnedies aus den ordentlichen Mit- 
teln des Landes finanziert werden. Wie schon 
erwähnt, sind dem Lande seit 1961 jährlich 
um 5 Millionen Schilling weniger zur 
Verfügung gestanden als im ersten Jahr der 
Förderungsaktion. Wie hat man sich nun be- 
holfen? Ohne Beratung im kandeseht,wick- 
lungsverein und ohne Diskussion im Landtag 
hat man die fehlenden 5 Millionen Schilling 
eingespart, indem 2 Millionen von der Ver- 
kehrserschließung und 3 Millionen von der 
Industrie- und Gewerbeförderung abgezweigt 
wurden. Ich möchte meine Feststellung sogar 
ganz konkret bringen. Mit Rücksicht auf die 
Kürzung hat man 1961 ganz einfach dieFör- 
derungsmittel für Industrieansiedlungszwecke 
total gestrichen, also gerade das getan, was 
vom wirtschaftspolitischen Gesichtspunkt aus 
das Unvernünftigste gewesen ist. Dabei hätte 
man sie in diesem Jahr sogar erhöhen müs- 
sen, da gerade im Jahre 1961 laut den vor- 
handenen Statistiken die meisten Industrie- 
neugründungen erfolgten, und zwar nicht nur 
in Niederösterreich, sondern auch in 'anderen 
benachbarten Bundesländern. 1962 hat sich an 
der Aufteilung der Förderungsmittel ebenfalls 
nichts geändert. Im Laiidesentwicklungsverein 
konnte darüber nicht beraten werden, weil 
dieser zwischen 1961 und 1963 überhaupt kei- 
ne Tätigkeit zu verzeichnen hatte. Er wurde 
nicht einberufen und auch in der Landesre- 
gierung kam es zu keiner Diskussion. Im 
Jahre 1962 wurde stillschweigend die gleiche 
Aufteilung der Förderungsmittel von 1961 
vorgenommen. Ich möchte auch hier wieder 
bemerken, da8 damit nicht nur keine Ver- 
besserung, sondern aberm,als eine Verschlech- 
terung der Mittelaufteilung in der Richtung 
eintrat, daß die in den Jahren 1960 und 1961 
bestandene Sonderaktion zur Förderung der 
Modernisierung der sanitären Anlagen in den 
Fremdenverkehrsbetrieben 1962 eingestellt 
wurde. Man kann also sagen: In den Jahren 
1961 und 1962 nur Verschlechterungen, keine 
Verbesserungen, keine Beratung über die 
Verwendung dieser Mittel. Im Jahre 1963 
hatte sich jede Debatte ohnedies erübrigt, 
weil der Bund mit Rücksicht auf die schwie- 
rige finanzielle Lage keine Miittel zur Ver- 
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fügung stellte und wir auch aus Landesmitteln 
nichts aufwendeten, obwohl es empfohlen 
worden war. 

Es ist daher verständlich, daß meine Frak- 
tion auf dem Standpunkte stand, wenn in1 
Jahre 1964 solche Mittel wieder zur Vertei- 
lung gelangen, müssen wir darüber im Land- 
tag reden, müssen wir versuchen, endlich ein- 
mal die Praxis der Jahre 1961 und 1962 ab- 
zuändern, weil sie keine befriedigenden Er- 
gebnisse zeitigte, weil sie vor allem die wirt- 
schaftspolitischen Notwendigkeiten auf dem 
Gebiet der Industrieansiedlung völlig unbe- 
rücksichtigt Iaßt. Meine Fraktion hat aus die- 
sem Grunde am 5. Dezember 1963 einen An- 
trag dem Hohen Hause zugeleitet, in dem 
es im Tenor des Antrages hieß: Der Hohe 
Landtag wolle beschließen: Die Landesregie- 
rung wird aufgefordert, dem Landtag ehestens 
ein Programm über die Verwendung der fur 
1964 vom Bund für wirtschaftlich unterent- 
wickelte Gebiete bereitgestellten Mittel zur 
Beratung und Beschlußfassung zu unterbrei- 
ten. 

Ich muß hinzufügen, daß dieser Antrag, 
wie mancher andere meiner Fraktion, auf sehr 
probate und bewährte Weise seitens der 
Mehrheit zu Fall gebracht wurde. Man hat 
ihn einfach nicht in Beratung gezogen, hat 
zugewartet, bis am 26. Mai d. J. eine Regie- 
rungsvorlage dem Landtag zugewiesen worden 
ist, wo bereits über die Verwendung dieser 
Mittel dezidiert entschieden wurde und hat 
zwei Tage später erklärt: Euer Antrag er- 
übrigt sich, wir brauchen ihn nicht weiter zu 
behandeln, Ihr werdet ersucht, den Antrag 
zurückzuziehen, denn wir haben eine Vorlage 
und damit ist das gegenstandslos, was Ihr 
hier im Antrag vom 5. Dezember 1963 gefor- 
dert habt. Sie haben eingang’s vom Herrn 
Präsidenten gehort, zu welchem Ergebnis das 
geführt hat; daß nämlich meine Fraktion den 
seinerzeitigen Antrag tatsächlich zurückzog, 
weil es ja sinnlos ist, einen Antrag 7ur Be- 
schlußfassung zu bringen, der inzwischen - 
nach einem halben Jahr erst - durch eine 
entsprechende Vorlage der Landesregierung 
überholt ist. Was bringt aber nun diese Vor- 
lage der Landesregierung, die am 26. Mai hier 
eingebracht wurde und heute zur Beschluß- 
fassung kommt? Sie ändert neuerlich an den 
bisherigen Aufteilunqsverhaltnissen der Jahre 
1961 und 1962 nichts. Es werden abermals 
von den 18,2 Millionen S, die zur Verfügung 
stehen, 7,5 Millionen S für Straßenprojekte, 
6,7 Millionen S für Gewerbe und Industrie 
und 4 Millionen S fur die Landwirtschaft auf- 
gewendet. Von den 6,? mllionen S für Ge- 
werbe und Industrie entfallen ganze 1,2 Mil- 

lionen Schilling auf Zwecke der Industriean- 
Siedlung. 

Hohes Haus! Ich kann mir ersparen, die 
Frage aufzuwerfen, was Sie mit 1,2 Millionen 
Schilling für die Industrieansiedlung tatsäch- 
lich Vernünftiges leisten konnen. Ich glaube, 
wir sind uns einig, daß ein Betrag von 1,2 
Millionen S voraussichtlich für eine einzige 
bedeutsamere Betriebsgründung notwendig 
wäre. Gar nichtlzu sprechen davon, daß man 
mit diesen Mitteln in stärkerem Maße Ent- 
wicklungsmaßnahmen treffen könnte. Es ist 
nichts für die Weiterführung der Sonderak- 
tion zur Modernisierung sanitärer Anlagen 
vorgesehen, und man kann daher diese Vor- 
lage mit der Feststellung charakterisieren, daß 
man alles beim guten alten gelassen hat und 
das, obwohl einige Tage vorher der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Hirsch in ei- 
nem anderen Zusammenhang, nämlich anläß- 
lich der Beratung über den Betriebsinvesti- 
tionsfonds, erklärte, daß uns mindestens 20 
Millionen Schilling fehlen, um die Anträge, 
die im Betriebsinvestitionsfonds vorliegen, be- 
rücksichtigen zu können. daß er  sich bemiü- 
hen wird müssen, vielleicht noch Nachtraga- 
mittel zu bekommen, jedenfalls aber darauf 
bestehen müßte, daß wir im nachsten Jahr 
zusätzliche Mittel erhalten. Es besteht also 
zugegebener Weise die dringliche Notwen- 
digkeit, Mittel für Industrieförderung aufzu- 
treiben. Bereits einige Tage vorher wurde 
hier im Hause festqestellt, daß die Nieder- 
österreichische Handelskammer in ihrem Wirt- 
schaftsprogramm für das Waldviertel dezidiert 
erklärte, die Weiterführung der Aktion zur 
kfodernisierung sanitärer Anlagen in den 
Fremdenverkehrsbetrieben sei eine dringende 
Notwendigkeit. 

Mit Rücksicht auf diesen Sachverhalt habe 
ich mich veranlaßt gesehen, bei der Beratung 
dieser Vorlage im Aussschuß die Notwendig- 
keiten an Hand der Außerungen des IHerrn 
Landeshauptmannstellvertreters Hirsch, an 
Hand des Programmes der Niederösterreichi- 
schen Handelskammer, aufzuzeigen. Ich habe 
darauf hingewiesen, daß es zweckmäßig wäre, 
diese Vorlage abzuändern. Zu diesem Zwecke 
wurden von mir zwei Anträge gestellt. Zu- 
nächst habe ich die Forderung erhoben, daß 
die Mittel für Industrieansiedlung um zwei 
Millionen Schilling zu erhöhen wären, und 
daß man zur Weiterführung der Sonderaktion 
für die Modernisierung der Fremdenverkehrs- 
betriebe eine Million Schilling einsetzen soll- 
te. Als ich diese beiden Anträge eingebracht 
hatte, war der Herr Landeshauptmann dar- 
über sehr ungnädig und erklarte, er könne 
nicht verstehen, wieso ich diese Forderung 
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erhebe. Die Vorlage sei doch in der Landes- 
regierung einhellig beschlossen worden, sie 
sei einvernehmlich dem Landtag zugeleitet 
worden und es sei gewissermaßen eine Tor- 
pedierung einhelliger Beschlüsse der Landes- 
reaierung. Wir haben uns dann erlaubt, eine 
Unterbrechung der Ausschußberatung zu be- 
antragen, und haben in der Zwischenzeit 
nachgesehen, was darüber im Protokoll ver- 
zeichnet ist. Wir konnten feststellen, daß die 
Behauptung des Herrn Landeshauptmannes 
falsch war. Es wurde keine einhellige Auf- 
fassung in der Landesregierung erzielt: es 
haben die sozia-listischen Regierungsmitglieder 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß diese 
Vorlage ohne Bindung für den Ausschuß die 
Regierunc passiert und dem Ausschuß zuge- 
leitet wird. Daraufhin -.blieben diese beiden 
Abänderungsaniräge meiner Fraktion aufrecht 
und ich habe hinzugefügt, ich könnte mir 
sehr gut vorstellen, daß man die 3 Millionen 
Schilling, die notwendig sind, um meine For- 
derungen zu ei.füllen, auf diese Weise her- 
einbringt, daß man im gleichen Ausmaß Pro- 
jekte, die für die Verkehrserschließuiig ir? 
diesem Programm der Regierungsvorlage vor ~ 

gesehen waren, in den ordentlichen Voran- 
schlag verweist und die 3 Millionen Schilling 
durch Nachtragskredite, die im Straßerihau- 
Sektor im Herbst ohne weiteres bewilligt wer- 
den könnten - es ist heute kein Geheimnis 
mehr, daß man mit einem Nachtragsbudget 
zu rechnen hat -- durch die Verweisunq 
entsprechender Straßenbauprojekte in den 
Nachtrag zum Straßenbaubudget hineinbringt. 
Daraufhin hat der Herr Landeshauptmann mit 
der Drohung repliziert, man werde im Wald- 
viertel den Leuten erzählen, der Herr Abg. 
Dr. Litschauer habe gefordert, man möge dic 
Straßenbauvorhaben im Waldviertel einstel- 
len, weil man Geld für andere Zwecke 
braucht. Ich glaube, Hohes Haus, daß man 
auf dieser Basis schwer sachlich diskutieren 
kann. Ich habe mir daher jede weitere Dis- 
kussion über die Zweckmäßigkeit oder Un-. 
Zweckmäßigkeit der Verwendung dieser Mit- 
tel erspart, sondern nur den Antrag gestellt, 
man möge doch-dann über die Verwendung 
der Förderungsmittel eine Stellungsnahme des 
Landesentwicklungsvereines einholen. Zu die- 
ser meiner Außerung hat der Herr Landes- 
hauptmann den Standpunkt vertreten, die 
Aufteilung dieser Förderungsmittel gehe den 
Landesentwicklungsverein überhaupt nichts 
an, das sei Sache des Landtages, man brau- 
che keine Nebenregierung. So haben wir 
hier im Hohen Hause eine Regierungsvorlage, 
von der wir der Meinung sind, daß sie nicht 
jene Zweckmäßigkeit aufweist, die notwendig 
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wäre und die wir im Interesse einer vernünf- 
tigen Wirtschaftspolitik Niederösterreichs für 
unerläßlich betrachten. Meine beiden Anträge 
wurden abgelehnt, die Vorlage wurde jedoch 
vom Ausschuß angenommen und sie liegt 
heute zur Beschlußfassung vor. Die Bilanz 
dieser vier Jahre, Förderung mit Hilfe des 
Bundes und des Landes, die uns 80 Millionen 
Schilling in die Hand gegeben hat, zeigt, daß 
wir von diesen 80 Millionen Schilling 30 Mi- 
lionen Schilling für die VerkehrserschlieGung 
aufgewendet haben, 30 Millionen Schilling 
für den Fremdenverkehr und das Gewerbe, 
16 Millionen Schilling für die Landwirtschaft 
und 3 Millionen Schilling für Zwecke der In- 
dustrieansiedlung. 

Das heißt, genau genommen nicht einmal drei 
Millionen Schilling, denn die zwei Millionen 
Schilling, die im’ Jahre 1960 vorgesehen wa- 
ren, sind ja nicht zur Gänze der Industriean- 
Siedlung zugeführt worden. Diese offenkun- 
dige Benachteiligung der Industrieförderung 
ist aber, sehr geehrte Herren, charakteristisch 
für die Wirtschaftspolitik unserer Mehrheits- 
Partei in Niederösterreich. Man darf sich da- 
her nicht wundern, wenn Bemühungen um 
Industrieneugründungen in den niederöster- 
reichischen Entwicklungsgebieten immer wie- 
der scheitern. Freilich hat die niederösterrei- 
chische Volkspartei auch hier sofort den Prü- 
gelknaben zur Hand, indem sie den Versuch 
unternimmt, die Verantwortung den Soziali- 
sten anzulasten. Ich glaube aber, sehr geehrte 
Damen und Herren, daß man gerade’ auf die- 
sem Gebiete, der Industrialisierung Nieder- 
Österreichs, der niederösterreichischen Volks- 
partei derartige Verdächtigungen nicht ohne 
weiteres abnimmt. Sie werden auch dann 
nicht glaubwürdiger, wenn sie vom Herrn 
Landeshauptmann persönlich vorgetragen wer- 
den. Ich beziehe mich dabei auf jene Auße- 
rungen, die der Herr Landeshauptmann an1 
3. Landesparteirat der OVP gemacht hat, und 
worüber das ,,Kleine Volksblatt” schrieb: Im 
Zusammenhang mit der Rolle der niederöster- 
reichischen Sozialisten in der Landespolitik 
wies Figl darauf hin, daß die Bemühungen, 
der Gemeinde Langau bei Geras als Ersatz 
für den erschöpften Kohlenbergbau zu einem 
Industriebetrieb für 400 Beschäftigte zu ver- 
helfen, bisher infolge, der Haltung der SPO 
erfolglos geblieben seien. Auch in anderen 
Fällen hätten die Sozialisten die Aktivieruny 
von Betrieben unmöglich gemacht. 

Hohes Haus! Als für den Bezirk Horn und 
damit auch für Langau zuständiger Mandatar 
betrachte ich mich geradezu verpflichtet, zu 
dieser Behauptung, daß es die Sozialisten 
seien, die die Betriebsneugründung in Langau 
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verhindert hätten, einige aufklärende Worte 
sagen. Ich tue das deswegen, weil ich dabei 
die mildeste Version der Möglichkeiten in 
Betracht ziehe, die den Herrn Landeshaupt- 
mann dazu gebracht haben könnten, solche 
Behauptungen aufzustellen, nämlich, daß er 
falsch infoFmiert war oder über den Sachver- 
halt - im Zusammenhang mit dieser Betriebs- 
neugründung - nicht vollständig informiert 
worden ist. 

Wie sind die Tatsachen in Langau gewe- 
sen? Es ist seit Jahren der Wunsch des Herrn 
Kommerzialrates Pölzl, einen Industriebetrieb 
neu zu errichten. Ich darf daran erinnern, daß 
dieser Wunsch schon seinerzeit dazu geführt 
hat, daß er das Schloß Liechtenstein ankaufte. 
weil er damit die Absicht verband, dort eine 
Produktionsstätte zu errichten. Dieses Projekt 
ist gescheitert. Im h&rz vergangenen Jahres 
wurde Kommerzialrat Pölzl von Bundesmini- 
ster Kreisky ersucht, er  möchte doch diese 
Betriebsneugründung, die er schon seit qe- 
raumer Zeit beabsichtigt hatte, im Waldvier- 
tel durchführen. Ich war bei dieser Unter- 
redung im Ministerium zugegen. Der Herr 
Minister hat in meiner Gegenwart Pölzl ge- 
sagt, er möge mit mir zusammen das Wald- 
viertel besuchen und wir sollten bei der Ge- 
legenheit einen halbwegs vernünftigen Stand- 
ort für diese Betriebsneugründung ausfindig 
machen. Ich bin daraufhin - es war imAprü 
1963 - mit Kommerzialrat Pölzl ins Wald- 
viertel gefahren. Wir haben in jedem der in 
Fraqe kommenden Bezirke - damit sich kei- 
ner benachteiligt fühlt - einen Standort auf- 
gesucht. Wir waren in Weitra, Zwettl, Schwar- 
zenau, Sigmundsherberg und in Langau. Nach- 
dem Langau die größte verfügbare’ Fläche 
hatte, nämlich über 100.000 m2, hat schon bei 
dieser ersten Besichtigung Kommerzialirat 
Pölzl den Standpunkt vertreten, es würde 
wahrscheinlich nur Langau in Betracht kom- 
men. Es wurde bei diesem ersten Besuch, 
den Kommerzialrat Pölzl im Waldviertel durch- 
führte, bereits Kontakt mit der Bergbau-Be- 
triebs-Gesellschaft, mit dem Bürgermeister 
und mit der Gemeindevertretung dieses Or- 
tes genommen, und wir haben gemeinsam 
die Möglichkeit einer solchen Betriebsneu- 
gründung durchbesprochen. Die Verhandlun- 
gen haben sich dann von Anfang Mai 1963 
bis zum Juni des heurigen Jahres hingezogen. 

Ich will es mir nicht leicht machen und 
etwa behaupten, deshalb hingezogen, weil die 
diversen Grundeigentümer in Langau zu we- 
nig Verständnis gezeigt hätten. Nein, denn 
es wäre dann ebenso leicht, zu behaupten, die 
Sozialisten sind schuld. Ich will Ihnen sagen, 
woran meines Erachtens diese Verhandlun- 

gen gescheitert sind. Zunächst einmal daran, 
daß Kommerzialrat Pölzl von Anfang an ne- 
ben Langau eine ganze Reihe anderer Stand- 
orte in Erwägung gezogen hatte und mit 
dem Gedanken spielte, Langau allenfalls dann 
zu nehmen, wenn es ihm so günstig erscheint, 
daß alle anderen Interessen dadurch weit 
überwogen werden. Er hat sich in der glei- 
chen Zeit an dem Voith-Werk in Obergrafen- 
dorf interessiert gezeigt, er hat sich in der 
gleichen Zeit am Erwerb der Austro Fiat- 
Werke interessiert gezeigt und Verhandlun- 
gen vom vergangenen Jahr bis heute auch 
mit Austro Fiat bzw. mit der Usterreichischen 
Vermögensschutzgesellschaft welitergeführt. 
Das hat dazu führen müssen. daß Pölzl die 
Verhandlungen entsprechend langfristig an- 
legte. Ich möchte nicht den Verdacht aus- 
sprechen, daß er geradezu immer wieder 
neue Vorwände suchte, um nicht zu einem 
Vertragsabschluß zu gelangen. 

Zunächst stellte er in Zweifel, ob in Langau 
überhaupt die erforderlichen Arbeitskräfte 
vorhanden sein würden. Daraufhin hat das 
Landesarbeitsamt veranlaßt, Listen herumzu- 
reichen, in denen sich die interessierten Ar- 
beitskräfte eintragen sollten. Bei dieser Ak- 
tion haben sich über 500 Menschen namentlich 
bereiterklärt, wenn es zu dieser Betriebsneu- 
gründung käme, im Betrieb Pölzl zu arbeiten. 
Daraufhin hat Kommerzialrat Pölzl die Ernst- 
haftigkeit dieser Listen in Zweifel gezogen 
und hat gemeint: Das sind halt Leute, die 
sich da unterschrieben haben, aber im Ernst- 
fall kann man mit diesen Arbeitskräften nicht 
rechnen. Daraufhin wurde veranlaßt, eine 
Versammlung in Langau durchzuführen, um 
direkten Kontakt mit den interessierten Ar- 
beitnehmern herzustellen. Zu dieser Ver- 
sammlung waren 170 Menschen eingeladen 
worden, erschienen sind 300, und damit war 
schon offenkundig, daß das Interesse weit 
größer ist, als es für die Realisierung seines 
Projektes erforderlich wäre. 

Als daher das Argument, man könnte in 
Langau keinen Betrieb errichten, weil keine 
Arbeitskräfte verfügbar sind, nicht mehr ernst- 
haft in die Diskussion geworfen werden 
konnte, gab es eine weitere Schwierigkeit. 
Es wurde verlangt, daß die Grundstücke der 
Bergbau-Betriebs-Gesellschaft lastenfrei an 
Kommerzialrat Pölzl übertragen werden. Das 
ist ein Wunsch, der an und für sich ver- 
ständlich ist, denn wenn ich einen Grund er- 
werbe, bin ich natürlich interessiert, ihn la- 
stenfrei zu erwerben. Die Lastenfreistellung 
hat darin bestanden, daß man jene Bauern, 
die ein Wiederkaufsrecht auf diese Liegen- 
schaften hatten, für die Aufgabe dieses Wie- 
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derkaufsrechtes abfertigen mußte. Und nun 
muß ich sagen: So sehr ich bestätigen kann, 
daß sich der Bürgermeister der Gemeinde 
Langau und einige der dortigen Gemeinde- 
funktionäre wirklich vorbildlich bemühten, 
die Betriebsneugründung zustandezubringen, 
daß bei der überwiegenden Mehrheit der dor- 
tigen Grundbesitzer die privaten Interessen 
weitaus über die Gemeindeinteressen - im 
Zusammenhang mit dieser Neugründung - 
gestellt wurden. Denn was hat sich gezeigt? 
Als diese Wiederkaufsrechte abgelöst wer- 
den sollten, verlangten die Grundbesitzer - 
zunächst einmal handelte es! sich nur um eine 
Fläche von 10 ha - für die Ablöse pro m2 
acht Schilling. Wenn man bedenkt, daß diese 
gleichen Grundbesitzer jetzt, wo sie von die- 
sem Wiederkaufsrecht Gebrauch machen und 
die Grundstücke von der Bergbau-Betriebs- 
Gesellschaft ankaufen wollen, für die glei- 
chen Grundstücke pro m' 1,40 Schilling er- 
hielten, kann man sich beiläufig ein Bild 
machen - ohne daß ich polemisieren muß- 
inwieweit die Unterstützung der Grundeigen- 
tümer bei dieser Betriebsneugründung vor- 
handen war. 

Als man glücklich hinsichtlich der 10 ha 
eine Einigung erzielt hatte, meldeten sich 
plötzlich auch die Grundeigentümer der rest- 
lichen 88 ha, die vorher keine Forderungge- 
stellt hatten. Sie verlangten nun eine Ablöse 
eines von ihnen behaupteten angeblichen ob- 
ligatorischen Wiederkaufsrechtes und für die- 
se Ablöse verlangten sie 2,l Mllionen Schil- 
ling. 

Als auf diese Weise die Verhandlungen 
glücklich bis zum heurigen Frühjahr gedie- 
hen waren, hat Herr Kommerzialrat Pölzl 
festgestellt, daß der Kaufpreis, über den man 
schon ein halbes Jahr verhandelt hatte, ei- 
gentlich viel zu hoch sei. Statt dieser 5,5 
Millionen Schilling, die die Bergbau-Betriebs- 
Gesellschaft verlangte - wobei sie ohnedies 
schon 3 MiUionen Schilling nachgelassen 
hatte -, wollte Herr Kommerzialrat Pölzl auf 
Grund von Gutachten, die er sich persönlich 
beschafft hatte, 1,3 Mllionen Schilling bieten. 

Wieder eine neue Schwierigkeit. Als man 
sich dann schließlich und endlich auch uber 
den Preis von 5 Millionen Schilling geeinigt 
hatte und man als letzten Termin für die 
Vertragsunterzeichnung den 1. Juni festge- 
legt hatte, kam plötzlich eine vollkommen 
neue Forderung. Nachdem man ein Jahrlang 
verhandelt hatte, stellte Kommerzialrat Pölzl 
plötzlich fest, daß diese 5 Millionen Schilling 
auf diese Weise entrichtet werden sollten, 
daß die VOEST im gleichen Ausmaß von 
Pölzl Kugellager abnehmen sollte. Es war da- 

her zwecklos, daß man ein Jahr lang ver- 
handelt hatte. Diejenigen, die mit diesen Din- 
gen zu tun haben, werden verstehen, daß 
es nicht gerade die seriöseste Art war, die- 
se Verhandlungen zu einem erfolgreichen 
Ende zu bringen. Die Bergbau-Betriebs-Gesell- 
Schaft, die sich über ein Jahr lang bemüht 
hatte, diese Neugründung zustandezubringen, 
hat nichts unversucht gelassen, um dem Wun- 
sche von Kommerzialrat Pölzl zu entspre- 
chen und hat von der VOEST die Zusiche- 
rung erhalten, daß eine derartige Möglich- 
keit, nämlich, daß im gleichen Ausmaß von 
Pölzl Kugellager abgekauft werden, dann be- 
stünde, wenn die Anbote der Kugellagerfa- 
brik Pölzl in preislicher und qualitativer Hin- 
sicht und bezüglich der sonstigen Konditio- 
nen entsprächen. Das war ein reelles Ange- 
bot, das in kommerziellen Kreisen durchaus 
üblich ist. Es ist aber offenbar so gewesen, 
daß zu diesem Zeitpunkt Herr Pölzl uberhaupt 
nicht daran dachte, zu eipem Vertragsab- 
schluß zu kommen, denn während er am 10. 
Juni der Bergbau-Betriebs-Gesellschaft mit- 
teilte, daß er von den Kaufverhandlungen 
zurücktrete, weil die VOEST das Kugel- 
lagergeschäft nicht akzeptiere, hat er einige 
Tage vorher schon wieder bei der Usterrei- 
chischen Vermögensschutzgesellschaft die Ver- 
handlungen aufgenommen, um die Werke von 
Austro-Fiat zu erwerben. Ich glaube daher, 
bei nüchterner Betrachtung der Sachlage 
nichts finden zu können, was die Verdächti- 
gung rechtfertigen würde, daß die Sozialisten 
an dieser Betriebsneugründung in Langau in 
irgendeiner Weise negativ mit im Spiele 
waren. Ich möchte sogar festhalten: Wenn 
der Versuch einer Betriebsneugründung in 
Langau auch fehlgeschlagen ist, so handelt 
es sich um einen Versuch, und zwar um 
einen sozialistischen Versuch, um eine sozia- 
listische Initiative, die fehlgeschlagen ist. Das 
einzige, was die UVP bisher für Langau ge- 
tan hat, ist, daß sie nunmehr, nachdem diese 
sozialistische Initiative nicht zum erhofften 
Erfolg geführt hat, darüber raunzt und sich 
darüber beschwert, daß er nicht zustandekam. 

Damit, Hohes Haus, bin ich wieder beim 
Ausgangspunkt meiner Ausführungen. Unsere 
Wirtschaftspolitik in Niederösterreich, wird, 
das steht glaube ich ziemlich fest, erst dann 
erfolgreich sein, wenn man seitens der Mehr- 
heitspartei dieses Landes einsieht, daß es da- 
bei nicht um die Vorteile für ,,Schwarz" oder 
Rot" geht, sondern ausschließlich um die Vor- 
teile für Niederösterreich. Wir haben in die- 
ser zu Ende gehenden Legislaturperiode im- 
mer wieder erkennen lassen, daß wir für ge- 
gemeinsames Bemühen auf dem Gebiete der 
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Wirtschaftspolitik sind. Wir haben alle der- 
artigen Initiativen unseres politischen Pari- 
ners in diesem Hohen Hause unterstützt und 
immer wieder versucht, Sie zu ermuntern. Es 
war die Sozialistische Fraktion, Hohes Haus, 
die die Errichtung des Landes-Entwicklungs- 
vereines betrieben hat, die die Einbringuny 
eines Landes-Planungsgesetzes seit Jahren be- 
treibt, allerdings in diesem Falle bisher ohne 
Erfolg, weil der Widerstand der Mehrheit es 
verhindert. Es war auch die Sozialistische 
Fraktion, die die Forderung auf Ubernahme 
der Landeshaftung jahrelang erhoben hat, bis 
sie erfolgreich durchgesetzt werden konnte. 
Es war ein sozialistischer Initiativantrag, der 
den Terminplan für die öffentliche Bautätig- 
keit einer Realisierung näher bringen sollte. 
Und wir hatten gestern erfreulicherweise die 
letzte Unterausschuß-Sitzung, die zu einem 
positiven Ergebnis in dieser Frage geführt 
hat. Es waren sozialistische Anträge, mit de- 
nen wir versucht haben, bei der Aufteilung 
der Förderungsmittel, die wir vom Bund be- 
kommen und die durch Landesmittel aufge- 
stockt werden, zu einer zweckmäßigen und 
ersprießlichen Nutzung zu gelangen. Wenn 
die niederösterreichische Wirtschaftspolitik 
aber trotzdem in vielem enttäuschend war. 
so haben nicht wir Sozialisten das zu verant- 
worten, sondern - und das möchte ich ab- 
schließend feststellen - jene konservativen 
Vertreter des Hohen Hauses, die es sich of- 
fenkundig zur Aufgabe gestellt haben, die 
bestehende ökonomische Struktur Niederöster- 
reichs im Interesse kleinlicher parteipoliti- 
scher Vorteile zu verewigen. (Beifall bei den 
Sozialisten.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Landeshauptmannstellvertreter H i r s c h . 
Landeshauptmannstellvertreter HIRSCH: 

Hoher Landtag! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Der Referent hat zu dieser Vor- 
lage einen Antrag gestellt und zu diesem 
Antrag .wurde jetzt eben gesprochen. Gestat- 
ten Sie, daß ich in kurzen Zügen dazu etwas 
sage. Es ist richtig, daß die Richtlinien, die 
für die Verteilung dieser Mittel in bezu.g auf 
die Gebiete gültig sind, uns auferlegt sind. 
Es ist ebenso richtig, daß für die Ejnteiluny 
dieser Gebiete bestimmt Kriterien herange- 
zogen werden, mit denen wir nicht ganz ein- 
verstanden sind. Und es ist ebenso richtig, 
daß der Entwicklungsverein in diesem Lande 
doch in manchen Teilen und in manchen 
Punkten auf die wirtschaftliche Entwicklung 
Einfluß genommen hat. Ich möchte dazu nur 
auch das sagen, was schon einige Male hier 
ausgesprochen wurde und immer wieder fest- 
gestellt wird, nämlich, daß es leider Gottes 

-. _ _  

so ist, daß wir auf Grund unserer geographi- 
schen Lage und der Verhaltnisse, unter denen 
wir nach dem Jahre 1945 bis 1955 zu leiden 
hatten, eigentlich das ganze Land einbezogen 
wissen möchten. Wir wissen, daß nicht nur 
Gebiete, die der Bund festgelegt hat, zu den 
entwicklungsbedürftigen und förderungswür- 
digen Gebieten zählen, sondern daß wir ini 
Lande auch eine Reihe von Gcgenden und 
Gebieten haben, die von uns gebieterisch for- 
dern, die notwendigen Förderungsmaßnahmen 
zu setzen. 

Ich darf daher im Gegensatz zu den Aus- 
führungen des Herin Abg. Dr. Litschauer die 
erfreuliche Tatsache feststellen, daß der Land- 
tag selbst durch eine Reihe von sehr wich- 
tigen Entscheidungen für das ganze Land 
Vorsorge getroffen hat, und ich kann als der- 
jenige, der in diesem Lande für die Wirt- 
schaft in gewisser Hinsicht verantwortlich ist, 
auch hier nichts anderes sagen, als daß ich 
Ihnen, meine Damen und Herren für alle die- 
se Entscheidunqen recht herzlich danke. Frei- 
lich geht es hier um etwas Besonderes. Wir 
haben die Möglichkeit, aus den WIitteln des 
Bundes zusätzlich etwas zu bekommen nud 
'es bieten sich uns durch verstärkte Landes- 
mittel verschiedene Möglichkeiten. Wer aber 
dieses große, weite Land richtig einschätzt 
und kennt, der wird niit mir feststellen kön- 
nen, daß ein Betrag für Förderungsmaßnah- 
men von 13'14 Millionen und zusammen mit 
den Landesmitteln von 18 Millionen nicht von 
solcher Bedeutung ist, wie dies manches Mal 
zum Ausdruck kommt. Wir sind der Meinung, 
daß wir alle Förderungsmoglichkeiten des 
Landes vor allem für jene Gebiete einsetzen 
müssen - und da kann ich erfreulicherweise 
feststellen, daß es auch geschieht -, für die 
die Kriterien für entwicklungsbedürftige Ge- 
biete, die der Bund aufgestellt hat, zutreffen. 
Würden wir nur jene Mittel heranziehen, die 
ausschließlich für die entwicklungsbedürftigen 
Gebiete vorgesehen sind, könnte nicht allzu- 
viel geschehen. 

Glauben Sie denn wirklich, Herr Abg. Dr. 
Litschauer, daß aus diesem Titel allein die 
Förderung aller dieser Gebiete möglich ist? 
Glauben Sie im Ernst, daß man auf diese Art 
die Schäden, die nicht allein durch den 
Krieg und die Nachkriegszeit entstanden sind, 
sondern deren Ursache zum Teil ganz woan- 
ders liegt, beheben könnte? Ich bin der Mei- 
nung, daß die Mittel, die das Land durch die 
Förderungsmaßnahmen in verschiedenen Be- 
reichen dem Straßenbau zur Verfügung stellt, 
gut verwendet sind. Wenn hier kritisiert wird, 
daß für den Ausbau von Landesstraßen Mit- 
tel aus dem Titel der Förderung der unter- 
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entwickelten Gebiete verwendet werden, so 
müßte ich mich als Referent für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr eigentlich darüber freuen. 
wenn man mir mehr Mittel geben will.Aber 
ich darf den Zusammenhang nicht verlieren, 
der notwendig ist, um zum Erfolg zu gelan- 
gen. W!as wäre die Wirtschaft ohne die 
Adern, die sie braucht, ohne Straßen, Brücken 
und Wege, die es erm,öglichen, die Produkte 
der Wirtschaft zu befördern, die Menschen zu 
den Arbeitsplätzen zu führen und anderes 
mehr. Ich bin der Meinung, daß gerade die- 
se Maßnahmen wesentlich der Förderungs- 
Würdigkeit und den Notwendigkeiten für die 
Entwicklung der Wirtschaft Rechnung tragen. 
Das haben die letzten Beratungen im Ent- 
wicklungsverein ebenfalls gezeigt, denn die 
Maßnahmen der unter der Verwaltung des 
Herrn Landeshauptmannes stehenden Straßen- 
baudirektion wurden fast widerspruchslos zur 
Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Hauses, mitteilen, daß der in dieser Woche 
stattgefundenen Sitzung eine Unterausschuß- 
Sitzung vorangegangen ist, und es hat weder 
im Unterausschuß noch im Ausschuß selbst 
zum Straßenbauprogramm des Bundes und. 
auch des Landes eine gegenteilige Auffassung 
gegeben. Die vom zuständigen Amt vorgeleg- 
ten Pläne wurden fast restlos akzeptiert. Das 
zeigt, daß die einzelnen Landesämter - ich 
habe hier nur eines herausgegriffen - doch 
immer wieder die Notwendigkeiten in den 
entwicklungsbedürftigen G>ebieten in den Vor- 
dergrund ihrer ganzen Betrachtungen und, ih- 
rer Arbeit stellen, worüber wir uns alle freuen 
dürfen. Wenn behauptet wird, daß zu wenig 
oder nur schein,bar zu wenig diskutiert wur- 
de, so möchte ich darauf hinweisen, daß im 
Hinblick auf die zur Verfügung stehenden 
geringen Mittel die Landesregierung bzw. der 
Landtag die Landeshaftung beschlossen und 
außerdem gerade für diese Gebiete des Lan- 
des einen Fonds errichtet haben, den Herr 
Dr. Litschauer absichtlich oder unabsichtlich 
unerwähnt ließ. Es handelt sich um den im 
Mai 1962 vom Landtag einhellig beschlosse- 
nen Betriebsinvestitionsfonds, der auf die 
Dauer von drei Jahren zehn Millionen Schil- 
ling vorgesehen hat. Ich kann mitteilen, da13 
wir bis heute rund 50 Betrieben zur Grün- 
dung, Sicherung oder Erweiterung, vor allem 
aber zur Sicherung der Arbeitsplätze in die- 
sen Gebieten, eine wesentliche Unterstützung 
angedeihen lassen konnten. Wenn hier durch 
die Zurverfügungstellung des Bundesbeitrages 
im Jahre 1965 wieder Mittel greifbar sind 
und auch noch das Land seinen Teil beiträgt, 
dann darf ich wohl sagen, daß die Mittel 
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des Betriebsinvestitionsfonds in erster Linie 
für solche Unternehmen angesprochen wer- 
den können, die in wirtschaftlich ungünstigen 
Gebieten eine Betriebsgründung oder ei-0 
Betriebserweiterung zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze vornehmen wollen. Das muß mit 
ins Kalkül gezogen werden. Wenn erklart 
wurde, es sei immer beini gleichen geblie- 
ben, dann muß ich dem entgegenhalten, daß 
wir es stets schm#erzlich empfunden haben, 
daß die Bundesmittel in der zweiten Etappe 
der Zuteilung für uns geringer geWorden sind. 
Ich darf aber ebenso mit Freude feststellen, 
daß wir in diesem Jahr, wenn auch nicht um 
viel, so doch um ein wenig mehr Mittel zur 
Verfügung haben. Der Referent hat hier die 
Zahlen genannt und festgestellt, da8 die Bun- 
desmittel im Vorjahr ungefähr 1 11/4 Millionen 
Schilling betrugen, während es heuer 13lr.r 
Millionen Schilling sind, Durch die Erhöhung 
von zwei h4illionen konnten die einzelnen Po- 
sitionen erweitert werden. Insgesamt standen 
im Jahre 1962 Mittel im Betrage von 15,390.310 
Schilling zur Verfügung, Bund und Land zu- 
sammengenommen, während es in diesem Jahr 
18,183.400 Schilling sind, Es ist wohl nur ein 
Mehrbetrag von 3 Millionen Schilling, aber 
wir können immerhin sagen, daß wir doch 
ein bißchen mehr haben. Wir haben uns in 
der in dieser Woche stattgefundenen Sitzung 
des Entwicklungsvereines mit sehr entschei- 
denden Dingen befaßt, und es ist nicht CO, 

daß dieser Entwicklungsverein nicht zu Wort 
kommen konnte. Wir haben unter anderem 
gemeinsam und einhellig eine Eingabe be- 
schlossen, die d,ie Kriterien bei der Zuteilung 
und Aufteilung der Förderungsmittel für die 
unterentwickelten Gebiete betrifft. Drei mar- 
kante Punkte, die immer wieder auch hier 
im Landtag besonders bei den Budgetberatun- 
gen aufgezeigt werden, haben wir herausge- 
griffen. Ich hoffe, da13 es uns gelingen wird, 
im gemeinsamen Vorgehen auch hier zum 
Erfolg zu kommen. Mit großer Freude erfüllt 
uns aber auch die Feststellung, daß wir an  
diesem Tage noch einen anderen Vorschlag 
gutgeheißen haben, und zwar ebenfalls ein- 
hellig, der vorgesehen hat, bezüglich der 
Fernverkehrssteuer beim Bundesministerium 
für Finanzen und beim Bundesministerium für 
Verkehr vorzusprechen. Dieser Beschluß wur- 
de, wie ich schon erwähnte, einhellig gefaßt 
und die Vorsprache auch rechtzeitig ange- 
meldet. 

Am nächsten Tag aber erfahre ich - für 
11 Uhr war die Vorsprache angesetzt -, daß 
Herr Minister Probst nicht zur Verfügung 
steht. Ich hörte später, daß nachdem geplant 
war, die niederösterreichische und die bur- 
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genländische Landesregierung sowie die Ar- 
beiterkammer und Handelskammer Nieder- 
Österreich und Burgenland in diese Delega- 
tion einzubeziehen, es die burgenländische 
Landesregierung und die Arbeiterkammer Nie- 
derösterreich und Burgenland abgelehnt hat- 
ten, daran teilzunehmen; ich darf feststellen, 
daß auch Herr Dr. Litschauer diese Haltung 
bedauert hat. Der Ordnung halber möchte ich 
das ausdrücklich betonen. Ich frage aber nun, 
wenn wir wirklich alle miteinander nach ei- 
nem Weg suchen, um die wirtschaftlich un- 
günstig gelegenen Gebiete zu fördern, wenn 
wir einen Weg suchen, um die Standortvor- 
aussetzungen so günstig als möglich zu ge- 
stalten und wenn wir uns entschlossen ha- 
ben, in diesem Verein zu arbeiten, würum es 
zu dieser Vorsprache nicht kommen kann. Ich 
glaube, daß wir um die Echtheit des Wollens 
wohl besorgt sein müssen. Glauben Sie nicht, 
daß ich das deshalb sage, um etwas zu kriti- 
sieren, ich sage das aus echter Sorge heraus 
und ich glaube, man müßte sich auch dazu 
bekennen, daß wirklich gemeinsam an die 
Probleme herangegangen und der Versuch 
unternommen wird, von der Bundesebene her 
Dinge in Ordnung zu bringen die - wie wir 
alle meinen - in Unordnung sind. Was hat 
es noch für einen Sin, wenn wir immer wie- 
der vorsorgen, um Arbeitsplätze zu sichern, 
Betriebe anzusiedeln und Arbeitsplätze zu 
vermehren, wenn es nicht auch gelingt, die 
vorhandenen Belastungen ein wenig herabzu- 
mindern, denn dann setzen wir ja unsere Mit- 
tel ein, um sie dorthin zu verlagern, von wo 
sie zum Teil herkommen. D a  kann doch 
nicht der Sinn einer Förderungsaktion sein, 
daß man ganz einfach über solche Dinge zur 
Tagesordnung übergeht. Ich möchte der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß es möglich sein 
wird, vielleicht doch noch eine Vorsprache 
beim Herrn Bundesminister für Verkehr zu 
erreichen. W.ir haben uns angemeldet, wir 
wissen, daß es nicht gleich am nächsten Tag 
möglich sein wird, hoffen aber, in absehbarer 
Zeit doch diese Besprechung durchführen zii 
können. Ich darf dem Hohen Hause versi- 
chern, daß wir uns bemühen werden, maßvoll 
zu sein, daß wir aber trotzdem erreichen wol- 
len, daß die Förderungsmaßnahmen, die vom 
Lande gesetzt sind, im Einvernehmen mit dem 
Bund zur entsprechenden Auswirkung kom- 
men können. Ich glaube, daß die Mittel, die 
seit Jahren vom Bund und Land zusammen 
hier eingesetzt sind, vermehrt um jene Mit- 
tel, die für die Betriebsgründungen, für den 
Betriebsinvestitionsfonds und letzten Endes 
durch die Ubernahme von Landeshaftungen 
freigegeben werden, wesentlich erhöht wer- 

., _ _  

den müssen. Was die besonderen Dinge an- 
langt, wie z. B. die Aktion zur Instandsetzung 
der sanitären Anlagen, die zum Ziele gehabt 
hat, 10.000 Schilling denjenigen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen, bei denen diese An- 
lagen nicht in Ordnung waren - wobei ein 
Mehrfaches dessen zur Instandsetzung bzw. 
Noherstellung notwendig war -, darf ich 
feststellen, daß wir jetzt und auch friihcr 
schon nicht darauf verzichtet haben, für die. 
se Belange Kredite zur Verfügung zu stellen. 
Wir wissen, wir haben die Klein-Gewerbekre- 
ditaktion, und die Herren, die im Beirat cin.. 
und auch die Herren in der Landesre.gierung 
werden sicher zur Kenntnis genommen haben, 
daß wir erst vor kurzem eine große, umfang- 
reiche Liste solcher Kleinkredite bewilligt 
haben, wobei viele Betriebe mit eingeschlos- 
sen sind, die diese Einrick'ungen nunmehr 
entsprechend instandsetzen konnten. Diese 
Kredite sind nach wie vor möglich, und ich 
möchte sagen, sie sind ebenso eine echte 
Förderung wie die Förderaktionen, die direkt 
diese Bezeichnung tragen. 

Ich glaube daher, daß man gar nicht einen 
Teil der Förderungsmittel aus der gesamten 
Förderung herauslösen kann, daß man alles 
einschließen aber auch alles versuchen muß, 
damit diese Förderungsmaßnahmen wesent- 
lich erweitert werden. Ich kann daher nicht 
in den Ruf miteinstimmen, den Abgeordneter 
Dr. Litschauer ausgestoßen hat, daß die Wirt- 
schaftspolitik zu wenig .objektiv wäre und 
ausgerechnet jene Partei, in der die Wirt- 
schaft am stärksten vertreten ist, nämlich die 
CIVP, alles darauf anlegt, die Wirtschaft hint- 
anzusetzen. Ich möchte zum Ausdruck brin- 
gen, daß wir in unserer Fraktion für die wirt- 
schaftlichen Belange immer volles Verständ- 
nis gefunden haben, daß aber auch die kleine 
Gruppe der Wirtschaftstreibenden in der 
Fraktion der UVP immer wieder, wenn es 
galt, wirtschaftliche Maßnahmen zu sichern, 
in der Partei gehört wurde. Es ist dahernach 
meiner Meinung diese Behauptung unrichtig. 
Man kann doch bei Gott nicht annehmen, da3 
es gerade die Wirtschaft verabsäumen wür- 
de, die notwendigen Voraussetzungen für eine 
weitere günstige Entwicklung zu schaffen. Es 
wäre doch ein wenig zu viel an Uberheblich- 
keit, wenn man gerade dort, wo nicht die 
Wirtschaft als oberstes Ziel im Aufgabenbe- 
reich steht, behaupten möchte, daß von dort 
alles das kommen kann, um was wir uns be- 
mühen. Ich weiß aber eines, und das möchte 
ich abschließend sagen: Wir werden in vie- 
len Dingen, wo es darum geht, der Wirtschaft 
Niederösterreichs zu helfen, die Vorausset- 
zungen zu schaffen, daß die Arbeitsplätze ge- 
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entwickelten Gebiete verwendet werden, so 
müßte ich mich als Referent für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr eigentlich darüber freuen. 
wenn man mir mehr Mittel geben will.Aber 
ich darf den Zusammenhang nicht ve r 1' ieren, 
der notwendig ist, um zum Erfolg zu gelan- 
gen. Was wäre die Wirtschaft ohne die 
Adern, die sie braucht, ohne Straßen, Brücken 
und Wege, die es ermoglichen, die Produkte 
der Wirtschaft zu befördern, die Menschen zu 
den Arbeitsplätzen zu führen und anderes 
mehr. Ich bin der Meinung, daß gerade die- 
se Maßnahmen wesentlich der Förderungs- 
Würdigkeit und den Notwendigkeiten für die 
Entwicklung der Wirtschaft Rechnung tragen. 
Das haben die letzten Beratungen im Ent- 
wicklungsverein ebenfalls gezeigt, denn die 
Maßnahmen der unter der Verwaltung des 
Herrn Landeshauptmannes stehenden Straßen- 
baudirektion wurden fast widerspruchslos zur 
Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Hauses, mitteilen, daß der in dieser Woche 
stattgefundenen Sitzung eine Unterausschuß- 
Sitzung vorangegangen ist, und es hat weder 
im Unterausschuß noch im Ausschuß selbst 
zum Straßenbauprogramm des Bundes und' 
auch des Landes eine gegenteilige Auffassung 
gegeben. Die vom zuständigen Amt vorgeleg- 
ten Pläne wurden fast restlos akzeptiert. Das 
zeigt, daß die einzelnen Landesämter - ich 
habe hier nur eines herausgegriffen - doch 
immer wieder die Notwendigkeiten in den 
entwicklungsbedürftigen Gebieten in den Vor- 
dergrund ihrer ganzen Betrachtungen und, ih- 
rer Arbeit stellen, worüber wir uns alle freuen 
dürfen. Wenn behauptet wird, daß zu wenig 
oder nur schein,bar zu wenig diskutiert wur- 
de, so möchte ich darauf hinweisen, daß im 
Hinblick auf die zur Verfügung stehenden 
geringen Mittel die Landesregierung bzw. der 
Landtag die Landeshaftung beschlossen und 
außerdem gerade für diese Gebiete des Lan- 
des einen Fonds errichtet haben, den Herr 
Dr. Litschauer absichtlich oder unabsichtlich 
unerwähnt ließ. Es handelt sich um den im 
Mai 1962 vom Landtag einhellig beschlosse- 
nen Betriebsinvestitionsfonds, der auf die 
Dauer von drei Jahren zehn Millionen Schil- 
ling vorgesehen hat. Ich kann mitteilen, da13 
wir bis heute rund 50 Betrieben zur Grün- 
dung, Sicherung oder Erweiterung, vor allem 
aber zur Sicherung der Arbeitsplätze in die- 
sen Gebieten, eine wesentliche Unterstützung 
angedeihen lassen konnten. Wenn hier durch 
die Zurverfügungstellung des Bundesbeitrages 
im Jahre 1965 wieder Mittel greifbar sind 
und auch noch das Land seinen Teil beiträgt, 
dann darf ich wohl sagen, daß die Mittel 

des Betriebsinvestitionsfonds in erster Linie 
für solche Unternehmen angesprochen wer- 
den können, die in wirtschaftlich ungünstigen 
Gebieten eine Betriebsgründung oder pi-p 

Betriebserweiterung zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze vornehmen wollen. Das muß mit 
ins Kalkül gezogen werden. Wenn erklart 
wurde, es sei immer beim gleichen geblie- 
ben, dann muß ich dem entgegenhalten, daß 
wir es stets schmerzlich empfunden haben, 
daß die Bundesmittel in der zweiten Etappe 
der Zuteilung für uns geringer geworden sind. 
Ich darf aber ebenso mit Freude feststellen, 
daß wir in diesem Jahr, wenn auch nicht um 
viel, so doch um ein wenig mehr Mittel zur 
Verfügung haben. Der Referent hat hier die 
Zahlen genannt und festgestellt, daß die Bun- 
desmittel im Vorjahr ungefähr 1 11/4 Millionen 
Schilling betrugen, w3hrend es heuer 13'/4 
Millionen Schilling sind. Durch die Erhöhung 
von zwei Millionen konnten die einzelnen Po- 
sitionen erweitert werden. Insgesamt standen 
im Jahre 1962 Mittel im Betrage von 15,390.310 
Schilling zur Verfügung, Bund und Land zu- 
sammengenommen, während es in diesem Jahr 
18,183.400 Schilling sind. Es ist wohl nur ein 
Mehrbetrag von 3 Millionen Schilling, aber 
wir können immerhin sagen, daß wir doch 
ein bißchen mehr haben. Wir haben uns in 
der in dieser Woche stattgefundenen Sitzung 
des Entwicklungsvereines mit sehr entschei- 
denden Dingen befaßt, und es ist nicht so, 
daß dieser Entwicklungsverein nicht zu Wort 
kommen konnte. Wir haben unter anderem 
gemeinsam und einhellig eine Eingabe be- 
schlossen, die die Kriterien bei der Zuteilung 
und Aufteilung der Förderungsmittel für die 
unterentwickelten Gebiete betrifft. Drei mar- 
kante Punkte, die immer wieder auch hier 
im Landtag besonders bei den Budgetberatun- 
gen aufgezeigt werden, haben wir herausge- 
griffen. Ich hoffe, da13 es uns gelingen wird, 
im gemeinsamen Vorgehen auch hier zum 
Erfolg zu kommen. Mit großer Freude erfüllt 
uns aber auch die Feststellung, daß wir an 
diesem Tage noch einen anderen Vorschlag 
gutgeheißen haben, und zwar ebenfalls ein- 
hellig, der vorgesehen hat, bezüglich der 
Fernverkehrssteuer beim Bundesministerium 
für Finanzen und beim Bundesministerium für 
Verkehr vorzusprechen. Dieser Beschluß wur- 
de, wie ich schon erwähnte, einhellig gefaßt 
und die Vorsprache auch rechtzeitig ange- 
meldet. 

Am nächsten Tag aber erfahre ich - für 
11 Uhr war die Vorsprache angesetzt -, daß 
Herr Minister Probst nicht zur Verfügung 
steht. Ich hörte später, daß nachdem geplant 
war, die niederösterreichische und die bur- 
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genländische Landesregierung sowie die Ar- 
beiterkammer und Handelskammer Nieder- 
Österreich und Burgenland in diese Delega- 
tion einzubeziehen, es die burgenländische 
Landesregierung und die Arbeiterkammer Nie- 
derösterreich und Burgenland abgelehnt hat- 
ten, daran teilzunehmen; ich darf feststellen, 
daß auch Herr Dr. Litschauer diese Haltung 
bedauert hat. Der Ordnung halber möchte ich 
das ausdrücklich betonen. Ich frage aber nun, 
wenn wir wirklich alle miteinander nach ei- 
nem Weg suchen, um die wirtschaftlich un- 
günstig gelegenen Gebiete zu fördern, wenn 
wir einen Weg suchen, um die Standortvor- 
aussetzungen so günstig als möglich zu ge- 
stalten und wenn wir uns entschlossen ha- 
ben, in diesem Verein zu arbeiten, würum es 
zu dieser Vorsprache nicht kommen kann. Ich 
glaube, daß wir um die Echtheit des Wollens 
wohl besorgt sein müssen. Glauben Sie nicht, 
daß ich das deshalb sage, um etwas zu kriti- 
sieren, ich sage das aus echter Sorge heraus 
und ich glaube, man müßte sich auch dazu 
bekennen, daß wirklich gemeinsam an die 
Probleme herangegangen und der Versuch 
unternommen wird, von der Bundesebene her 
Dinge in Ordnung zu bringen die - wie wir 
alle meinen - in Unordnung sind. Was hat 
es noch für einen Sin, wenn wir immer wie- 
der vorsorgen, um Arbeitsplätze zu sichern, 
Betriebe anzusiedeln und Arbeitsplätze zu 
vermehren, wenn es nicht auch gelingt, die 
vorhandenen Belastungen ein wenig herabzu- 
mindern, denn dann setzen wir ja unsere Mit- 
tel ein, um sie dorthin zu verlagern, von wo 
sie zum Teil herkommen. D a  kann doch 
nicht der Sinn einer Förderungsaktion sein, 
daß man ganz einfach über solche Dinge zur 
Tagesordnung übergeht. Ich möchte der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß es möglich sein 
wird, vielleicht doch noch eine Vorsprache 
beim Herrn Bundesminister für Verkehr zu 
erreichen. W.ir haben uns angemeldet, wir 
wissen, daß es nicht gleich am nächsten Tag 
möglich sein wird, hoffen aber, in absehbarer 
Zeit doch diese Besprechung durchführen zu 
können. Ich darf dem Hohen Hause versi- 
chern, daß wir uns bemühen werden, maßvoll 
zu sein, daß wir aber trotzdem erreichen wol- 
len, daß die Förderungsmaßnahmen, die vom 
Lande gesetzt sind, im Einvernehmen mit dem 
Bund zur entsprechenden Auswirkung kom- 
men können. Ich glaube, daß die Mittel, die 
seit Jahren vom Bund und Land zusammen 
hier eingesetzt sind, vermehrt um jene Mit- 
tel, die für die Betriebsgründungen, für den 
Betriebsinvestitionsfonds und letzten Endes 
durch die Wbernahme von Landeshaftungen 
freigegeben werden, wesentlich erhöht wer- 

den müssen. Was die besonderen Dinge an- 
langt, wie z. B. die Aktion zur Instandsetzung 
der sanitären Anlagen, die zum Ziele gehabt 
hat, 10.000 Schilling denjenigen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen, bei denen diese An- 
lagen nicht in Ordnung waren - wobei ein 
Mehrfaches dessen zur Instandsetzung bzw. 
Ne.uherstellung notwendig war -, darf ich 
feststellen, daß wir jetzt und auch friihcr 
schon nicht darauf verzichtet haben, für die. 
se Belange Kredite zur Verfügung zu stellen. 
Wir wissen, wir haben die Klein-Gewerbekre- 
ditaktion, und die Herren, die im Beirat sin.:. 
und auch die Herren in der Landesregierung 
werden sicher zur Kenntnis genommen haben, 
daß wir erst vor kurzem eine große, umfang- 
reiche Liste solcher Kleinkredite bewilligt 
haben, wobei viele Betriebe mit eingeschlos- 
sen sind, die diese Einrick'ungen nunmehr 
entsprechend instandsetzen konnten. Diese 
Kredite sind nach wie vor möglich, und ich 
möchte sagen, sie sind ebenso eine echte 
Förderung wie die Förderaktionen, die direkt 
diese Bezeichnung tragen. 

Ich glaube daher, daß man gar nicht einen 
Teil der Förderungsmittel aus der gesamten 
Förderung herauslösen kann, daß man alles 
einschließen aber auch alles versuchen muß, 
damit diese Förderungsmaßnahmen wesent- 
lich erweitert werden. Ich kann daher nicht 
in den Ruf miteinstimmen, den Abgeordneter 
Dr. Litschauer ausgestoßen hat, daß die Wirt- 
schaftspolitik zu wenig , objektiv wäre und 
ausgerechnet jene Partei, in der die Wirt- 
schaft am stärksten vertreten ist, nämlich die 
UVP, alles darauf anlegt, die Wirtschaft hint- 
anzusetzen. Ich möchte zum Ausdruck brin- 
gen, daß wir in unserer Fraktion für die wirt- 
schaftlichen Belange immer volles Verständ- 
nis gefunden haben, daß aber auch die kleine 
Gruppe der Wirtschaftstreibenden in der 
Fraktion der UVP immer wieder, wenn es 
galt, wirtschaftliche Maßnahmen zu sichern, 
in der Partei gehört wurde. Es ist dahernach 
meiner Meinung diese Behauptung unrichtig. 
Man kann doch bei Gott nicht annehmen, da3 
es gerade die Wirtschaft verabsäumen wür- 
de, die notwendigen Voraussetzungen für eine 
weitere günstige Entwicklung zu schaffen. Es 
wäre doch ein wenig zu viel an Wberheblich- 
keit, wenn man gerade dort, wo nicht die 
W h c h a f t  als oberstes Ziel im Aufgabenbe- 
reich steht, behaupten möchte, daß von dort 
alles das kommen kann, um was wir uns be- 
mühen. Ich weiß aber eines, und das möchte 
ich abschließend sagen: Wir werden in vie- 
len Dingen, wo es darum geht, der Wirtschaft 
Niederösterreichs zu helfen, die Vorausset- 
zungen zu schaffen, daß die Arbeitsplätze ge- 
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entwickelten Gebiete verwendet werden, so 
müßte ich mich als Referent für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr eigentlich daruber freuen. 
wenn man mir mehr Mittel geben will.Aber 
ich darf den Zusammenhang nicht verlieren, 
der notwendig ist, um zum Erfolg zu gelan- 
gen. Was wäre die Wirtschaft ohne die 
Adern, die sie braucht, ohne Straßen. Brucken 
und Wege, die es ermoglichen, die Produkte 
der Wirtschaft zu befördern, die Menschen zu 
den Arbeitsplatzen zu führen und anderes 
mehr. Ich bin der Meinung, daß gerade die- 
se Maßnahmen wesentlich der Forderungs- 
Würdigkeit und den Notwendigkeiten für die 
Entwicklung der Wirtschaft Rechnung tragen. 
Das haben die letzten Beratungen im Ent- 
wicklungsverein ebenfalls gezeigt, denn die 
Maßnahmen der unter der Verwaltung des 
Herrn Landeshauptmannes stehenden Straßen- 
baudirektion wurden fast widerspruchslos zur 
Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Hauses, mitteilen, daß der in dieser Woche 
stattgefundenen Sitzung eine Unterausschuß- 
Sitzung vorangegangen ist, und es hat weder 
im Unterausschuß noch im Ausschuß selbst 
zum Straßenbauprogramm des Bundes und- 
auch des Landes eine gegenteilige Auffassung 
gegeben. Die vom zuständigen Amt vorgeleg- 
ten Pläne wurden fast restlos akzeptiert. Das 
zeigt, daß die einzelnen Landesämter - ich 
habe hier nur eines herausgegriffen - doch 
immer wieder die Notwendigkeiten in den 
entwicklungsbedürftigen bebieten in den Vor- 
dergrund ihrer ganzen Betrachtungen und ih- 
rer Arbeit stellen, worüber wir uns alle freuen 
dürfen. Wenn behauptet wird, daß zu weniq 
oder nur scheinbar zu wenig diskutiert wur- 
de, so möchte ich darauf hinweisen, daß im 
Hinblick auf die zur Verfügung stehenden 
geringen Mittel die Landesregierung bzw. der 
Landtag die Landeshaftung beschlossen und 
außerdem gerade für diese Gebiete des Lan- 
des einen Fonds errichtet haben, den Herr 
Dr. Litschauer absichtlich oder unabsichtlich 
unerwähnt ließ. Es handelt sich um den im 
Mai 1962 vom Landtag einhellig beschlosse- 
nen Betriebsinvestitionsfonds, der auf die 
Dauer von drei Jahren zehn Millionen Schil- 
ling vorgesehen hat. Ich kann mitteilen, da13 
wir bis heute rund 50 Betrieben zur Grün- 
dung, Sicherung oder Erweiterung, vor allem 
aber zur Sicherung der Arbeitsplätze in die- 
sen Gebieten, eine wesentliche Unterstützunq 
angedeihen lassen konnten. Wenn hier durch 
die Zurverfügungstellung des Bundesbeitrages 
im Jahre 1965 wieder Mittel greifbar sind 
und auch noch das Land seinen Teil beiträgt, 
dann darf ich wohl sagen, daß die Mittel 

des Betriebsinvestitionsfonds in erster Linie 
für solche Unternehmen angesprochen wer- 
den konnen, die in wirtschaftlich ungunstigen 
Gebieten eine Betriebsgrundung Ode- ci-0 
Betriebserweiterung zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze vornehmen wollen. Das muß mit 
ins Kalkül gezogen werden. Wenn erklart 
wurde, es sei immer beim gleichen geblie- 
ben, dann muß ich dem entgegenhalten. daß 
wir es stets schmerzlich empfunden haben, 
daß die Bundesmittel in der zweiten Etappe 
der Zuteilung fur uns geringer geworden sind 
Ich darf aber ebenso mit Freude feststellen, 
daß wir in diesem Jahr, wenn auch nicht um 
viel, so doch um ein wenig mehr Mittel zur 
Verfügung haben. Der Referent hat hier die 
Zahlen genannt und festgestellt, daß die Bun- 
desmittel im Vorjahr ungefähr 11*/4 Millionen 
Schilling betrugen, wiihrend es heuer 13 l f4  
Millionen Schilling sind. Durch die Erhöhung 
von zwei Millionen konnten die einzelnen Po- 
sitionen erweitert werden. Insgesamt standen 
im Jahre 1962 Mittel im Betrage von 15,390,310 
Schilling zur Verfügung, Bund und Land zu- 
sammengenommen, während es in diesem Jahr 
18,183.400 Schilling sind. Es ist wohl nur ein 
Mehrbetrag von 3 Millionen Schilling, aber 
wir können immerhin sagen, daß wir doch 
ein bißchen mehr haben. Wir haben uns in 
der in dieser Woche stattgefundenen Sitzung 
des Entwicklungsvereines mit sehr entschei- 
denden Dingen befaßt, und es ist nicht so, 
daß dieser Entwicklungsverein nicht zu Wort 
kommen konnte. Wir haben unter anderem 
gemeinsam und einhellig eine Eingabe be- 
schlossen, die die Kriterien bei der Zuteilung 
und Aufteilung der Förderungsmittel für die 
unterentwickelten Gebiete betrifft. Drei mar- 
kante Punkte, die immer wieder auch hier 
im Landtag besonders bei den Budgetberatun- 
gen aufgezeigt werden, haben wir herausge- 
griffen. Ich hoffe, da13 es uns gelingen wird, 
im gemeinsamen Vorgehen auch hier zum 
Erfolg zu kommen. Mit großer Freude erfüllt 
uns aber auch die Feststellung, daß wir an 
diesem Tage noch einen anderen Vorschlag 
gutgeheißen haben, und zwar ebenfalls ein- 
hellig, der vorgesehen hat, bezüglich der 
Fernverkehrssteuer beim Bundesministerium 
für Finanzen und beim Bundesministerium für 
Verkehr vorzusprechen. Dieser Beschluß wur- 
de, wie ich schon erwähnte, einhellig gefaßt 
und die Vorsprache auch rechtzeitig ange- 
meldet. 

Am nächsten Tag aber erfahre ich - für 
11 Uhr war die Vorsprache angesetzt -, daß 
Herr Minister Probst nicht zur Verfügung 
steht. Ich hörte später, daß nachdem geplant 
war, die niederösterreichische und die bur- 
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genländische Landesregierung sowie die Ar- 
beiterkammer und Handelskammer Nieder- 
Österreich und Burgenland in diese Delega- 
tion einzubeziehen, es die burgenländische 
Landesregierung und die Arbeiterkammer Nie- 
derösterreich und Burgenland abgelehnt hat- 
ten, daran teilzunehmen; ich darf feststellen, 
daß auch Herr Dr. Litschauer diese Haltung 
bedauert hat. Der Ordnung halber möchte ich 
das ausdrücklich betonen. Ich frage aber nun, 
wenn wir wirklich alle miteinander nach ei- 
nem Weg suchen, um die wirtschaftlich un- 
günstig gelegenen Gebiete zu fördern, wenn 
wir einen Weg suchen, um die Standortvor- 
aussetzungen so günstig als möglich zu ge- 
stalten und wenn wir uns entschlossen ha- 
ben, in diesem Verein zu arbeiten, wurum es 
zu dieser Vorcprache nicht kommen kann. Ich 
glaube, daß wir um die Echtheit des Wollens 
wohl besorgt sein müssen. Glauben Sie nicht, 
daß ich das deshalb sage, um etwas zu kriti- 
sieren, ich sage das aus echter Sorge heraus 
und ich glaube, man müßte sich auch dazu 
bekennen, daß wirklich gemeinsam an die 
Probleme herangegangen und der Versuch 
unternommen wird, von der Bundesebene her 
Dinge in Ordnung zu bringen die - wie wir 
alle meinen - in Unordnung sind. Was hat 
es noch für einen Sin, wenn wir immer wie- 
der vorsorgen, um Arbeitsplätze zu sichern, 
Betriebe anzusiedeln und Arbeitsplätze zu 
vermehren, wenn es nicht auch gelingt, die 
vorhandenen Belastungen ein wenig herabzu- 
mindern, denn dann setzen wir ja unsere Mit- 
tel ein, um sie dorthin zu verlagern, von wo 
sie zum Teil herkommen. Dax kann doch 
nicht der Sinn einer Förderungsaktion sein, 
daß man ganz einfach über solche Dinge zur 
Tagesordnung übergeht. Ich möchte der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß es möglich sein 
wird, vielleicht doch noch eine Vorsprache 
beim Herrn Bundesminister für Verkehr zu 
erreichen. Wir haben uns angemeldet, wir 
wissen, daß es nicht gleich am nächsten Tag 
möglich sein wird, hoffen aber, in absehbarer 
Zeit doch diese Besprechung durchführen zu 
können. Ich darf dem Hohen Hause versi- 
chern, daß wir uns bemühen werden, maßvoll 
zu sein, daß wir aber trotzdem erreichen wol- 
len, daß die Förderungsmaßnahmen, die vom 
Lande gesetzt sind, im Einvernehmen mit dem 
Bund zur entsprechenden Auswirkung kom- 
men können. Ich glaube, daß die Mfittel, die 
seit Jahren vom Bund und Land zusammen 
hier eingesetzt sind, vermehrt um jene Mit- 
tel, die für die Betriebsgründungen, für den 
Betriebsinvestitionsfonds und letzten Endes 
durch die Ubernahme von Landeshaftungen 
freigegeben werden, wesentlich erhöht wer- 

den müssen. Was die besonderen Dinge an- 
langt, wie z. B. die Aktion zur Instandsetzung 
der sanitären Anlagen, die zum Ziele gehabt 
hat, 10.000 Schilling denjenigen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen, bei denen diese An- 
lagen nicht in Ordnung waren - wobei ein 
Mehrfaches dessen zur Instandsetzung bzw. 
Ne.uherstellung notwendig war -, darf ich 
feststellen, daß wir jetzt und auch friihpr 
schon nicht darauf verzichtet haben, für die- 
se Belange Kredite zur Verfügung zu stellen. 
Wir wissen, wir haben die Klein-Gewerbekre- 
ditaktion, und die Herren, die im Beirat ein,:. 

und auch die Herren in der Landesregierung 
werden sicher zur Kenntnis genommen haben, 
daß wir erst vor kurzem eine große, umfang- 
reiche Liste solcher Kleinkredite bewilligt 
haben, wobei viele Betriebe mit eingeschlos- 
sen sind, die diese Einriclr'ungen nunmehr 
entsprechend instandsetzen konnten. Diese 
Kredite sind nach wie vor möglich, und ich 
möchte sagen, sie sind ebenso eine echte 
Förderung wie die Förderaktionen, die direkt 
diese Bezeichnung tragen. 

Ich glaube daher, daß man gar nicht einen 
Teil der Förderungsmittel aus der gesamten 
Förderung herauslösen kann, daß man alles 
einschließen aber auch alles versuchen muß, 
damit diese Förderungsmaßnahmen wesent- 
lich erweitert werden. Ich kann daher nicht 
in den Ruf miteinstimmen, den Abgeordneter 
Dr. Litschauer ausgestoßen hat, daß die Wirt- 
schaftspolitik zu wenig , objektiv wäre und 
ausgerechnet jene Partei, in der die Wirt- 
schaft am stärksten vertreten ist, nämlich die 
DVP, alles darauf anlegt, die Wirtschaft hint- 
anzusetzen. Ich möchte zum Ausdruck brin- 
gen, daß wir in unserer Fraktion für die wirt- 
schaftlichen Belange immer volles Verständ- 
nis gefunden haben, daß aber auch die kleine 
Gruppe der Wirtschaftstreibenden in der 
Fraktion der DVP immer wieder, wenn es 
galt, wirtschaftliche Maßnahmen zu sichern, 
in der Partei gehört wurde. Es ist dahernach 
meiner Meinung diese Behauptung unrichtig. 
Man kann doch bei Gott nicht annehmen, da9 
es gerade die Wirtschaft verabsäumen wür- 
de, die notwendigen Voraussetzungen für eine 
weitere günstige Entwicklung zu schaffen. Es 
wäre doch ein wenig zu viel an Uberheblich- 
keit, wenn man gerade dort, wo nicht die 
Whtschaft als oberstes Ziel im Aufgabenbe- 
reich steht, behaupten möchte, daß von dort 
alles das kommen kann, um was wir uns be- 
mühen. Ich weiß aber eines, und das möchte 
ich abschließend sagen: Wir werden in vie- 
len Dingen, wo es darum geht, der Wirtschaft 
Niederösterreichs zu helfen, die Vorausset- 
zungen zu schaffen, daß die Arbeitsplätze ge- 



422 Landtacr von Niederosterr. VI. Sess der VII. Gesetzgebungsperiadie. 20. Sitzunq am 2. Juli 1964. 

entwickelten Gebiete verwendet werden, so 
müßte ich mich als Referent für Wirtschaft 
und Fremdenverkehr eigentlich darüber freuen. 
wenn man mir mehr Mittel geben wrill.Aber 
ich darf den Zusammenhang nicht verlieren, 
der notwendig ist, um zum Erfolg zu gelan- 
gen. Was wäre die Wirtschaft ohne die 
Adern, die sie braucht, ohne Straßen, Brücken 
und Wege, die es ermöglichen, die Prodiikte 
der Wirtschaft zu befördern, die Menschen zu 
den Arbeitsplätzen zu führen und anderes 
mehr. Ich bin der Meinung, daß gerade die- 
se Maßnahmen wesentlich der Förderungs- 
Würdigkeit und den Notwendigkeiten für die 
Entwicklung der Wirtschaft Rechnung tragen. 
Das haben die letzten Beratungen im Ent- 
wicklungsverein ebenfalls gezeigt, denn die 
Maßnahmen der unter der Verwaltung des 
Herrn Landeshauptmannes stehenden Straßen- 
baudirektion wurden fast widerspruchslos zur 
Kenntnis genommen. Ich kann Ihnen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren des Hohen 
Hauses, mitteilen, daß der in dieser Woche 
stattgefundenen Sitzung eine Unterausschuß- 
Sitzung vorangegangen ist, und es hat weder 
im Unterausschuß noch im Ausschuß selbst 
zum Straßenbauprogramm des Bundes und- 
auch des Landes eine gegenteilige Auffassung 
gegeben. Die vom zuständigen Amt vorgeleg- 
ten Pläne wurden fast restlos akzeptiert. Das 
zeigt, daß die einzelnen Landesämter - ich 
habe hier nur eines herausgegriffen - doch 
immer wieder die N-otwendigkeiten in den 
entwicklungsbedürftigen Gebieten in den Vor- 
dergrund ihrer ganzen Betrachtungen und, ih- 
rer Arbeit stellen, worüber wir uns alle freuen 
dürfen. Wenn behauptet wird, daß zu wenig 
oder nur scheinbar zu wenig diskutiert wur- 
de, so möchte ich darauf hinweisen, daß im 
Hinblick auf die zur Verfügung stehenden 
geringen Mittel die Landesregierung bzw. der 
Landtag die Landeshaftung beschlossen und 
außerdem gerade für diese Gebiete des Lan- 
des einen Fonds errichtet haben, den Herr 
Dr. Litschauer absichtlich oder unabsichtlich 
unerwähnt ließ. Es handelt sich um den im 
Mai 1962 vom Landtag einhellig beschlosse- 
nen Betriebsinvestitionsfonds, der auf die 
Dauer von drei Jahren zehn Millionen Schil- 
ling vorgesehen hat. Ich kann mitteilen, da13 
wir bis heute rund 50 Betrieben zur Grün- 
dung, Sicherung oder Erweiterung, vor alleni 
aber zur Sicherung der Arbeitsplätze in die- 
sen Gebieten, eine wesentliche Unterstützung 
angedeihen lassen konnten. Wenn hier durch 
die Zurverfügungstellung des Bundesbeitrages 
im Jahre 1965 wieder Mittel greifbar sind 
und auch noch das Land seinen Teil beiträgt, 
dann darf ich wohl sagen, daß die Mittel 

des Betriebsinvestitionsfonds in erster Linie 
für solche Unternehmen angesprochen wer- 
den konnen, die in wirtschaftlich ungimstigen 
Gebieten eine Betriebsgrundung oder Pi-0 

Betriebserweiterung zur Sicherung der Ar- 
beitsplätze vornehmen wollen. Das muß mit 
ins Kalkül gezogen werden. Wenn erklait 
wurde, es sei immer beim gleichen geblie- 
ben, dann muß ich dem entgegenhalten, daß 
wir es stets schmerzlich empfunden haben, 
daß die Bundesmittel in der zweiten Etappe 
der Zuteilung fur uns geringer geworden sind 
Ich darf aber ebenso mit Freude feststellen, 
daß wir in diesem Jahr, wenn auch nicht um 
viel, so doch um ein wenig mehr Mittel zur 
Verfügung haben. Der Referent hat hier die 
Zahlen genannt und festgestellt, daß die Bun- 
desmittel im Vorjahr ungefähr 1 11/4 Millionen 
Schilling betrugen, wahrend es heuer 13'/4 
Millionen Schilling sind. Durch die Erhöhung 
von zwei Millionen konnten die einzelnen Po- 
sitionen erweitert werden. Insgesamt standen 
im Jahre 1962 Mittel im Betrage von 15,390.310 
Schilling zur Verfügung, Bund und Land zu- 
sammengenommen, während es in diesem Jahr 
18,183.400 Schilling sind. Es ist wohl nur ein 
Mehrbetrag von 3 Millionen Schilling, aber 
wir können immerhin sagen, daß wir doch 
ein bißchen mehr haben. Wir haben uns in 
der in dieser Woche stattgefundenen Sitzung 
des Entwicklungsvereines mit sehr entschei- 
denden Dingen befaßt, und es ist nicht so, 
daß dieser Entwicklungsverein nicht zu Wort 
kommen konnte. Wir haben unter anderem 
gemeinsam und einhellig eine Eingabe be- 
schlossen, die die Kriterien bei der Zuteilung 
und Aufteilung der Förderungsmittel für die 
unterentwickelten Gebiete betrifft. Drei mar- 
kante Punkte, die immer wieder auch hier 
im Landtag besonders bei den Budgetberatun- 
gen aufgezeigt werden, haben wir herausge- 
griffen. Ich hoffe, da13 es uns gelingen wird, 
im gemeinsamen Vorgehen auch hier zum 
Erfolg zu kommen. Mit großer Freude erfüllt 
uns aber auch die Feststellung, daß wir a n  
diesem Tage noch einen anderen Vorschlag 
gutgeheißen haben, und zwar ebenfalls ein- 
hellig, der vorgesehen hat, bezüglich der 
Fernverkehrssteuer beim Bundesministerium 
für Finanzen und beim Bundesministerium für 
Verkehr vorzusprechen. Dieser Beschluß wur- 
de, wie ich schon erwähnte, einhellig gefaßt 
und die Vorsprache auch rechtzeitig ange- 
meldet. 

Am nächsten Tag aber erfahre ich - für 
11 Uhr war die Vorsprache angesetzt -, daß 
Herr Minister Probst nicht zur Verfügung 
steht. Ich hörte später, daß nachdem geplant 
war, die niederösterreichische und die bur- 
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genländische Landesregierung sowie die Ar- 
beiterkammer und Handelskammer Nieder- 
Österreich und Burgenland in diese Delega- 
tion einzubeziehen, es die burgenländische 
Landesregierung und die Arbeiterkammer Nie- 
derösterreich und Burgenland abgelehnt hat- 
ten, daran teilzunehmen; ich darf feststellen, 
daß auch Herr Dr. Litschauer diese Haltung 
bedauert hat. Der Ordnung halber möchte ich 
das ausdrücklich betonen. Ich frage aber nun, 
wenn wir wirklich alle miteinander nach ei- 
nem Weg suchen, um die wirtschaftlich un- 
günstig gelegenen Gebiete zu fördern, wenn 
wir einen Weg suchen, um die Standortvor- 
aussetzungen so günstig als möglich zu ge- 
stalten und wenn wir uns entschlossen ha- 
ben, in diesem Verein zu arbeiten, warum es 
zu dieser Vorsprache nicht kommen kann. Ich 
glaube, daß wir um die Echtheit des Wollens 
wohl besorgt sein müssen. Glauben Sie nicht, 
daß ich das deshalb sage, um etwas zu kriti- 
sieren, ich sage das aus echter Sorge heraus 
und ich glaube, man müßte sich auch dazu 
bekennen, daß wirklich gemeinsam an die 
Probleme herangegangen und der Versuch 
unternommen wird, von der Bundesebene her 
Dinge in Ordnung zu bringen die - wie wir 
alle meinen - in Unordnung sind. Was hat 
es noch für einen Sin, wenn wir immer wie- 
der vorsorgen, um Arbeitsplätze zu sichern, 
Betriebe anzusiedeln und Arbeitsplätze zu 
vermehren, wenn es nicht auch gelingt, die 
vorhandenen Belastungen ein wenig herabzu- 
mindern, denn dann setzen wir ja unsere Mit- 
tel ein, um sie dorthin zu verlagern, von wo 
sie zum Teil herkommen. Das kann doch 
nicht der Sinn einer Förderungsaktion sein, 
daß man ganz einfach über solche Dinge zur 
Tagesordnung Übergeht. Ich möchte der Hoff- 
nung Ausdruck geben, daß es möglich sein 
wird, vielleicht doch noch eine Vorsprache 
beim Herrn Bundesminister für Verkehr zu 
erreichen. W.ir haben uns angemeldet, wir 
wissen, daß es nicht gleich am nächsten Tag 
möglich sein wird, hoIfen aber, in absehbarer 
Zeit doch diese Besprechung durchführen zu 
können. Ich darf dem Hohen Hause versi- 
chern, daß wir uns bemühen werden, maßvoll 
zu sein, daß wir aber trotzdem erreichen wol- 
len, daß die Förderungsmaßnahmen, die vom 
Lande gesetzt sind, im Einvernehmen mit dem 
Bund zur entsprechenden Auswirkung kom- 
men können. Ich glaube, daß die Mittel, die 
seit Jahren vom Bund und Land zusammen 
hier eingesetzt sind, vermehrt um jene Mit- 
tel, die für die Betriebsgründungen, für den 
Betriebsinvestitionsfonds und letzten Endes 
durch die Ubernahme von Landeshaftungen 
freigegeben werden, wesentlich erhöht wer- 

den müssen. Was die besonderen Dinge an- 
langt, wie z. B. die Aktion zur Instandsetzung 
der sanitären Anlagen, die zum Ziele gehabt 
hat, 10.000 Schilling denjenigen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen, bei denen diese An- 
lagen nicht in Ordnung waren - wobei ein 
Mehrfaches dessen zur Instandsetzung bzw. 
Ne.uherstellung notwendig war -, darf ich 
feststellen, daß wir jetzt und auch frlihcr 
schon nicht darauf verzichtet haben, für die- 
se Belange Kredite zur Verfügung zu stellen. 
Wir wissen, wir haben die Klein-Gewerbekre- 
ditaktion, und die Herren, die im Beirat sin,:. 
und auch die Herren in der Landesregierung 
werden sicher zur Kenntnis genommen haben, 
daß wir erst vor kurzem eine große, umfang- 
reiche Liste solcher Kleinkredite bewilligt 
haben, wobei viele Betriebe mit eingeschlos- 
sen sind, die diese Einrick'ungen nunmehr 
entsprechend instandsetzen konnten. Diese 
Kredite sind nach wie vor möglich, und ich 
möchte sagen, sie sind ebenso eine echte 
Förderung wie die Förderaktionen, die direkt 
diese Bezeichnung tragen. 

Ich glaube daher, daß man gar nicht einen 
Teil der Förderungsmittel aus der gesamten 
Förderung herauslösen kann, daß man alles 
einschließen aber auch alles versuchen muß, 
damit diese Förderungsmaßnahmen wesent- 
lich erweitert werden. Ich kann daher nicht 
in den Ruf miteinstimmen, den Abgeordneter 
Dr. Litschauer ausgestoßen hat, daß die Wirt- 
schaftspolitik zu wenig, objektiv wäre und 
ausgerechnet jene Partei, in der die Wirt- 
schaft am stärksten vertreten ist, nämlich die 
CWP, alles darauf anlegt, die Wirtschaft hint- 
anzusetzen. Ich möchte zum Ausdruck brin- 
gen, daß wir in unserer Fraktion für die wirt- 
schaftlichen Belange immer volles Verständ- 
nis gefunden haben, daß aber auch die kleine 
Gruppe der Wirtschaftstreibenden in der 
Fraktion der I-IVP immer wieder, wenn es 
galt, wirtschaftliche Maßnahmen zu sichern, 
in der Partei gehört wurde. Es ist dahernach 
meiner Meinung diese Behauptung unrichtig. 
Man kann doch bei Gott nicht annehmen, da3 
es gerade die Wirtschaft verabsäumen wür- 
de, die notwendigen Voraussetzungen für eine 
weitere günstige Entwicklung zu schaffen. Es 
wäre doch ein wenig zu viel an Uberheblich- 
keit, wenn man gerade dort, wo nicht die 
Wbtschaft als oberstes Ziel im Aufgabenbe- 
reich steht, behaupten möchte, daß von dort 
alles das kommen kann, um was wir uns be- 
mühen. Ich weiß aber eines, und das möchte 
ich abschließend sagen: Wir werden in vie- 
len Dingen, wo es darum geht, der Wirtschaft 
Niederösterreichs zu helfen, die Vorausset- 
zungen zu Schaffen, daß die Arbeitsplätze ge- 
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sichert werden können und daß ein weiterer 
wirtschaftlicher Aufschwung in unserem Lan- 
de möglich ist, nur dann erreichen können, 
wenn wir uns dazu bekennen, daß all das, 
was unser Land geben kann, auch aus dem 
Lande genommen wird, das heißt, daß wir 
uns bemühen, die Aufträge der zuständigen 
Stellen unserem Land zu sichern, so daß die 
Betriebe auch von uns erwarten können, daß 
wir ihnen Aufträge zukommen lassen. Ich 
darf auch hier die erfreuliche Feststellung 
machen, daß im letzten Jahr immer wieder 
niederösterreichische Betriebe bei der Verga- 
be von Arbeiten im Lande Niederösterreich 
beriicksichtigt wurden. Es kann nicht gesagt 
werden, daß sie bevorzugt wurden; sie wer- 
den aber eingeladen, Anbote zu erstellen, sie 
kommen, wenn sie günstig im Preis liegen, 
zum Zug und damit leisten wir der Wirtschaft 
bestimmt einen guten Dienst. Ich glaube, wir 
dürfen also sagen, daß durch die Politik, die 
hier von diesem Hohen Hause ausgeht 
und durch die Abgeordneten des Hohen 
Hauses bestimmt wird, in den Belangen der 
Wirtschaft das Möglichste getan wird, das 
Möglichste auf Grund der Verhältnisse, unter 
denen wir aus der Vergangenheit noch ini- 
mer zu leiden haben, und daß wir das mög- 
lichste tun können, wenn wir in größeren 
Belangen vielleicht’ doch gemeinsam versu- 
chen, die Dinge auf der Bundesebene so zu 
regeln, wie sie für unser Land günstig sind, 
im Interesse unserer Wirtschaft, im Interesse 
der Menschen dieser Wirtschaft und im In- 
teresse unseres Landes. (Beifall bei der OVP.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Abg. Präs. F u c h s .  

Abg. FUCHS: Hohes Haus! Es wurde hier 
eine Behauptung aufgestellt, die keinesfalls 
den Tatsachen entspricht. Wenn der Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Hirsch erklärt, 
der Landeshauptmann vom Burgenland, der 
Arbeiterkammerpräsident des Burgenlandes 
und der Präsident der niederösterreichischen 
Arbeiterkammer sind bei einer für Weder- 
Österreichs Wirtschaft außerordentlich wich- 
tigen Frage nicht mitgegangen, sie haben also 
sich von dieser Frage absentiert, so möchte 
ich feststellen, daß dies nicht der Wirklich- 
keit entspricht. 

In der Sache selbst stehen wir auf dem 
gleichen Standpunkt, den wir seit vielen Jah- 
ren einnehmen. Die niederösterreichische Ar- 
beiterkammer war es - zu einer Zeit, da un- 
ser heutiger Landeshauptmann noch Bundes- 
kanzler war --, die eine Wirtschaftsenquete 
einberufen hat - die Mitglieder der Bundes- 
regierung, der Landesregierung, der Wirt- 
schaftskörper, auch der Besatzungsmächte -, 
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um über die wirtschaftliche Lage in Nieder- 
Österreich zu diskutieren und zu versuchen, 
gemeinsam einen Plan zu erarbeiten, der es 
ermöglichen soll, im Verlaufe von Jahren 
Niederösterreich, das so schwer unter den 
Kriegs- und Nachkriegsjahren gelitten hat, 
wieder an die Entwicklung der westlichen 
Bundeslhder heranzuführen. Dort wurde ein- 
stimmig ein Programm beschlossen, das der 
Bundesregierung in ihrer Gesamtheit - mit 
den einzelnen Ressortministern -, der Lan- 
desregierung und den Wirtschaftskörpern 
übermittelt wurde. Darin wurde klar zum 
Ausdruck gebracht, daß es Niederösterreich 
infolge seiner Wirtschaftsstruktur und sei- 
ner geographischen Lage außerordentlich 
schwer haben wird, aus eigener Kraft die 
Schäden zu beseitigen. Schon damals wurde 
verlangt, zu versuchen, eine Verminderung 
der Besatzungskosten zu erreichen, und eine 
eventuelle Verminderung der Besatzungsko- 
sten für den Aufbau der niederosterreichi- 
schen Wirtschaft, zur Beseitigung der Kriegs- 
und Nachkriegsschäden zu verwenden. Als 
im Jahre 1955 die Besatzunasmächte abgezo- 
gen sind, haben wir immer wieder verlangt: 
,,Helft dieser ausgebluteten niederösterreichi- 
schen Wirtschaft!” Wir haben verlangt, daß. 
wenn die Ablöselieferungen zu Ende gehen, 
Mittel, die nun durch die Erfüllung der Ab- 
löselieferungen frei werden, Niederösterreich, 
genauer gesaut, den Ostgebieten, also ein- 
schließlich des Burgenlandes und eines Teiles 
von Oberösterreich zur Verfügung gestellt wer- 
den. Auf Grund der Verhandlungen haben 
wir einen uns keinesfalls befriedigenden Be- 
trag von rund 13 Millionen Schilling bekom- 
men. Dieser Betrag war natürlich nur ein 
Tropfen auf einen heißen Stein. Wir haben 
sowohl in der Arbeiterkammer wie auch hier 
in diesem Hohen IHause immer wieder auf 
die Wirtschaftsschwäche unseres Bundeslan- 
des hingewiesen. Wir haben immer wieder, 
bei allen Entschließungen, die wir in dieser 
Richtung getan haben, auch auf die Benach- 
teiligung unserer Randgebiete durch die 65 km 
Zone hingewiesen. Ich frage Sie, ob einer un- 
ter Ihnen ist, der behaupten könnte, die nie- 
derosterreichische Arbeiterkammer wäre je- 
mals von diesem Standpunkt abgegangen. Bis 
heute nicht. Wir vertreten auch heute noch 
diesen Standpunkt. Warum es sich bei dem 
Vorfall aber wirklich handelt, ist folgendes: 

In der Sitzung am Dienstag, den 30. Juni 
1964, wurde um ca. 18 Uhr beschlossen, eine 
gemeinsame Vorsprache - Landeshauptmann 
von Niederösterreich, die Präsiderlten der 
Wirtschaftskammern, Landeshauptmann des 
Burgenlandes mit den Präsidenten der Wiri- 
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schaftskammern - beim Finanzminister und 
Verkehrsminister in der Frage der 65-km-Zone, 
die für Niederosterreich von ganz besonderer 
Bedeutung ist, durchzuführen. In der Sache 
hat sich für uns nichts geändert, sondern nur 
der Termin. Ich selbst habe gestern früh er- 
fahren, daß um 11 Uhr eine Vorsprache sein 
soll. Der burgenlandische Landeshauptmann 
hat gestern erfahren, da13 eine Vorsprache 
stattfinden soll, desgleichen der Präsident der 
Arbeiterkammer. Es war nun unmoglich, die 
betreffenden Personen (Abg. Cipin: Das ha- 
ben wir schon am Dienstag gewußt. Das hast 
Du im Präsidium mitgeteilt!) Das stimmt ja 
nicht! Ich habe im Prasidium mitgeteilt (Zwi- 
schenruf bei der UVP). Nein, das stimmt 
nicht! Ich möchte auch hier eine Klarstellung! 
Ich habe im Präsidium der Arbeiterkammer 
mitgeteilt, daß eine Sitzung des Entwicklungs- 
vereines stattfindet und daß man versuchen 
wird, eine gemeinsame Vorsprache bei den 
beiden Ministern zu erreichen. Das war Diens- 
tag Vormittag und der Beschluß wurde Diens- 
tag um ungefähr 18 Uhr gefaßt. Ich glaube, 
diese Klarstellung genügt. Sie beweist, daß 
die niederösterreichische Arbeiterkammer ini- 
tiativ war und nicht, w-ie hier behauptet wur- 
de, sich absentiert hat. (Abg. Schebesta. Nicht 
mitgegangen ist sie!) Jawohl, das wurde so 
gesagt. Das ist ja auch der Grund, warumich 
mich zu Wort gemeldet habe, weil ich ver- 
meiden will, daß in der Offentlichkeit be- 
hauptet wird, die Vertreter der niederöster- 
reichischen Arbeiterkammer hätten in einer 
Sache, die sie selbst seit 1950 vertreten, nun 
plötzlich aus irgendwelchen unerfindlichen 
Gründen eine andere Haltung eingenommen. 
Der Zwischenruf des Abg. Cipin beweist ja. 
daß dies nicht der Fall ist, sondern daß die 
niederösterreichische Arbeiterkammer nach 
wie vor auf dem Standpunkt steht, daß wir 
alles zu unternehmen haben, um auch dit: 
heute noch zurückgebliebene niederös terrei- 
chische Wirtschaft an die Entwicklung der 
westlichen Bundesländer heranzuführen. (Bei- 
fall bei der SPU.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Landeshauptmann Dipl. Ing. F i g 1.  

Landeshauptmann DDDr. h. c. Dipl. Ing FIGL: 
Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich hätte mich nicht zu diesem 
Punkt der Tagesordnung zu Wort gemeldet, 
wenn mich nicht der Herr Abg. Dr. Litschauer 
so ganz konkret beschuldigt hätte, ich hätte 
rein parteimäßig über die Wirtschaftsentwick- 
lung Niederösterreichs auf dem 3 .  Landespar- 
teirat der UVP in der vergangenen Woche 
gesprochen. Herr Präsident Fuchs hat festge- 
stellt, daß dieser gegenwärtige Landeshaupt- 

mann sich schon als Kanzler bemuht hat, 
dieses Niederösterreich - trotz der schwie- 
rigen Besatzungsverhältnisse - an die Wirt- 
schaftsentwicklung der anderen Bundesländer 
heranzuführen. 

Er hat Sitzungen und Konferenzen mit den 
Besatzungsmächten abgeführt. Er versuchte, 
Ermaßigungen der Besatzungskosten zu Gun- 
sten der Bundesländer Niederosterreich, Bur- 
genland und des oberösterreichischen Mühl- 
Viertels herbeizuführen und er  bemühte sich 
schon damals, der Heimat und diesem Lande 
zu helfen. Sie wissen, meine Damen und Her- 
ren, ganz genau, daß die Gewahrung von 
Mitteln des Bundes für die unterentwickelten 
Gebiete eine alte Forderung der Niederöster- 
reicher und Burgenländer war, und daß wir 
in Anbetracht des Notopfers des vergangenen 
Jahres dieser Hilfe verlustig geworden sind. 
Es ist unseren gemeinsamen Anstrengungen 
gelungen, daß wir die 13 Millionen Schilling 
€br dieses Jahr wieder bekommen haben. 
Wir haben für dieses Geld denselben Auftei- 
lungsschlüssel wie in den vergangenen Jah- 
ren gehandhabt, weil wir mit dieser zweck- 
mäßigen Verwendung in den letzten Jahren 
gute Erfahrungen gemacht haben. Daruber 
waren wir uns alle einig. Wir haben 
daher die Angelegenheit dem Landtag zuge- 
leitet, der Ausschuß sollte über die Vertei- 
lung weiter beraten. 

Abg. Dr. Litschauer hat nun mit dieser 
Frage die Angelegenheit ,,Langau" gekoppelt. 

Verehrte Damen und Herren! Ich habe in 
der Zwischenzeit meine Akten geholt. Die 
Angelegenheit Langau fing schon am 30. No- 
vember 1962 an. Nun habe ich einen Brief 
vom Juni d. J. vor mir liegen, wo man mir 
sagt, anläßlich der am 4. September 1962 
stattgefundenen Feierlichkeit in Langau hätte 
ich zugesichert, ich würde mich nach der 
Stillegung bemühen, für die 124 Beschäftigten 
Arbeitsplätze zu schaffen. Man wußie genau, 
daß dieser Tagbau zu Ende geht und war 
daher verpflichtet, sich zu bemühen, Arbeits- 
plätze zu schaffen. Ich möchte aber dengan- 
Zen Brief der Bergbau-Gesellschaft, des Herrn 
Ministerialrates Dewanger-Ratky nicht vor- 
lesen, Herr Dr. Litschauer. Man hat den Berg- 
bau noch lange weitergeführt, obwohl man 
wußte, daß er unrentabel ist. Die Millionen- 
beträge, die dabei vertan wurden, hätte man 
zur rascheren Umstellung verwenden sollen. 

Man hat auch mit einer ausländischen Fir- 
ma verhandelt, und zwar ist es da um eine 
Grundfläche von 120 Hektar gegangen. Und 
dann verlangt man am 2. Juni 1964 die la- 
stenfreie Ubergabe von 150 ha. Der auslän- 
dischen Gesellschaft bietet man aber nur 120 
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an. Dies weil im Jahre 1949 ein Ver- 
tragspunkt festgelegt wurde, der wie folgt 
lautet: r,Die Käuferin verpflhchtet sich, die 
Verwertung der Vertragsliegenschaften nach 
Beendigung des Bergbaubetriebes im Einver- 
nehmen mit der Gemeinde Langau und der nie- 
derösterreichischen Landes-Landwirtschafts- 
kammer vorzunehmen, wobei die Verkäufer 
anteilsmäßig entsprechend der Größe der 
mitverkauften Grundstücke zu berücksichti- 
gen sind." Meine verehrten Damen und Her- 
ren! Wer bei Vertragsabschlüssen so einen 
Kautschukpassus aufnimmt, der kann dann 
nicht verlangen, daß der so, wie er meint, 
durchgeführt wird. Herr Dr. Litschauer, Sie 
sind Dr. juris, Sie müssen zugeben, daß man 
mit diesem Kautschukpassus alles und auch 
gar nichts tun kann. (Zwischeiiruf links). Das 
haben sogar die Herren Liquidatoren der Erd- 
baugesellschaft, die diesen umfangreichen 
Brief geschrieben haben, zugegeben. Ich ver- 
stehe wirklich nicht, wie man einen solchen 
Passus da hineinnehmen hat können. 

So liegen die Dinge und Siewerden daher 
verstehen, daß wir uns bemühten, wie fest- 
gelegt, im Einvernehmen mit der Bergbau- 
Gesellschaft, der Landes-Landwirtschaftskam- 
mer und der Gemeinde Langau die anteils- 
mäßige Grundstückaufteilung vorzunehmen. 
Man wird natürlich dafür einen entsprechen- 
den Preis geben, nachdem ja bereits 88 ha 
freiwillig zur Verfügung gestellt wurden. Man 
wird auch hier nicht kleinlich sein, wenn man 
weiß, daß durch die Verlängerung eines nicht 
mehr rentablen Bergbaubetriebes einige Mil- 
lionen Schilling daraufgezahlt werden. Wäre 
die Bergbau-Gesellschaft etwas großzügiger 
gewesen, und hätte den Bauern die im Ver- 
trag festgelegte Entschädigung gegeben, dann 
hätten wir schon das Kugellagerwerk von 
Pölzl in Langau und damit die Arbeitsplätze 
für 300 Leute gesichert. 

Nun ein Wwrt zur Beförderungssteuer. Mei- 
ne Damen und Herren! Bei den Debatten 
zum Budget für das Jahr 1962, die ich das 
erste Mal als Landeshauptmann verfolgen 
konnte, wurde hier ein einstimmiger Beschluß 
gefaßt, bei der Bundesregierung vorstellig zu 
werden, die 65-km-Grenze im Interesse der 
Grenzbevölkerung Niederösterreichs zu be- 
seitigen. Wir haben diesen Beschluß im Vor- 
jahr und heuer wiederholt, doch leider Got- 
tes wurde am Dienstag dieser Beschluß wie- 
der nicht berücksichtigt. Eine Vorsprache war 
nicht möglich. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß um die 
Schwierigkeiten der Bundesbahn. Es müßten 
ja die Muster und Warenmuster nicht aus 
der Beförderungssteuer herausgenommen wer 

den. Um die Güter geht es ja. Sehen Sie, 
dafür ist Langau ein Beispiel, denn seine Gü- 
ter werden doppelt besteuert, bis sie nach 
Wien gelangen. Nach rückwärts kann man 
damit nicht, denn da ist der Eiserne Vorhang. 
Die anderen Bundesländer bzw. Landes-Haupt- 
Städte haben es leichter, weil sie zentraler 
liegen. Ich appelliere daher an Sie, meine 
Damen und Herren der linken Reichshälfte, 
reden Sie doch mit Ihrem Verkehrsminister, 
mit Ihrer Partei, daß sie endlich einer Waren- 
regelung zustimmen. (Präsident Wondrak: 
Auch der Herr Finanzminister ist dagegen!) 
Der Finanzminister ist dafür. (Präsident Won- 
drak: Nein.) Der Herr Finanzminister ist da- 
für ,  Herr Präsident Wondrak, denn das, was 
damit die Bahn verliert, verringert in keiner 
Wseise das Defizit. Man muß auch einbeken- 
nen, daß die Zeit der Bahn auf kurzen Strek- 
ken vorbei ist. 

Wir müssen uns eingestehen, daß gerade 
in diesem so kleinen Land der Lastentrans- 
Port die Rentabilität eines Unternehmens ent- 
scheidet. Meine Damen und Herren des Ho- 
hen Hauses! Sorgen Sie für Abhilfe. Helfen 
Sie uns und der Wirtschaft Niederosterreichs, 
indem Sie dafür eintreten, daß die 65-Kilo- 
metergrenze in der Beforderungssteuer zu- 
gunsten unserer Wirtschaft und im Interesse 
der Grenzgemeinden fallengelassen wird. (Bei- 
fall rechts.) 

PRASIDENT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. SCHUBERL: Ich ver- 
zichte auf das Schlußwort. 

PRASIDENT TESAR: Wir kommen zur Ab- 
stimmung. (Nach Abstimmung) : A n g e n o m- 
m e n .  

Ich ersuche den Herrn Abg. S c h e b e s  t a, 
die Verhandlung zur Zahl 603 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. SCHEBESTA: Hoher 
Landtag! Ich habe namens des FINANZAUS- 
SCHUSSES uber die Vorlage der Landesre- 
gierung, betreffend Landes-Feuerwehrschule 
Tulln, Darlehensaufnahme für den Ausbau der 
Schule zu berichten: 

Der Bau der Landes-Feuerwehrschule in 
Tulln wird zur Gänze aus den Mitteln der 
Feuerschutzsteuer finanziert. Da jedoch aus 
den Mitteln dieser Steuer die laufenden Aus- 
gaben für das Feuerwehrwesen (Geschäftsbe- 
trieb des Landes-Feuerwehrverbandes, Betrieb 
der Landes-Feuerwehrschule, Subventionie- 
rung der öffentlichen Feuerwehren) zu be- 
streiten sind, ergibt sich die Notwendigkeit, 
ein Darlehen in der Höhe von S 4,000.000.- 
aufzunehmen, um die Finanzierung des Aus- 
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baues der Schule bzw. der noch erforderli- 
chen Ausbauten sicherzustellen. 

Der Verband der Versicherungsanstalten 
Cisterreichs hat sich in Würdigung der Wich- 
tigkeit der Schulung der Feuerwehren für die 
Versicherungsunternehmungen und unter Be- 
dachtnahme auf die ausgezeichnete Zusam- 
menarbeit mit dem Polizeireferate der nö. 
Landesregierung, den Freiwilligen Feuerweh- 
ren, der nö. Landeskommission für Brandver- 
hütung bereit erklärt, das erbetene Darlehen 
in der Höhe von S 4,000.000 zu dem sicher- 
lich sehr günstigen Zinsfuß von 4’10 zu ge- 
währen. Das Darlehen soll in fünf gleichen 
Jahresraten von je S 800.000.-, beginnend 
ab 1. Juli 1965, zurückgezahlt werden. 

Ich habe daher namens des FINANZ-AUS- 
SCHUSSES dem Hohen Hause folgenden An- 
trag vorzulegen (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
„1. Zur Sicherstellungl der Finanzierung des 

Ausbaues bzw. der Errichtung von Zubauten 
der Landes-Feuerwehrschule in Tulln wird die 
Aufnahme eines 4prozentig verzinslichen Dar- 
lehens in der Höhe von S 4,000.000.-, rück- 
zahlbar in fünf gleichen Jahresraten, begin- 
nend am 1. Juli 1965, genehmigt. 

2. Die Tilgung und Verzinsung dieses Dar- 
lehens geht zu Lasten der für die Aufwen- 
dung für das Feuerlöschwesen vorgesehenen 
Kreditmittel. 

3. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
zur Durchführung dieses Landtagsbeschlusses 
das Erforderliche zu veranlassen.” 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. 
(Nach Abstimmung) : A n g e n o m m e n . 

Ich ersuche den Herrn Abg. H U b i n g e r, 
die Verhandlung zur Zahl 590 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. HUBINGER: Hoher 
Landtag! Ich habe namens des GEMEINSA- 
MEN FINANZ-AUSSCHUSSES und LAND- 
WIRTSCHAFTS-AUSSCHUSSES über die Vor- 
lage der Landesregierung, betreffend den 
Verkauf des Landesgutes Reuhof zu berichten: 

Das Gut Reuhof wurde durch das Bundes- 
land Niederösterreich im Jahre 1926 vom Ei- 
gentümer Rudolf Abensperg und Traun zum 
damaligen Kaufpreis von 380.000,- Schilling 
erworben. 

Für das in der Grundbuchseinlage 761 der 
nö. Landtafel eingetragene Gut Reuhof wur- 
de am 4. Dezember 1947 das Eigentumsrecht 
für das Bundesland Niederösterreich einver- 
leibt. 

Die Größe der Grundfläche beträgt insge- 

Diese Grundfläche setzt sich wie folgt zu- 
samt 499.5?,89 ha. 

sammen: 
397.0535 ha Ackerland 

0.4068 ha Garten 
4.5416 ha Hutweide 
1.8396 ha , Baufläche 
3.9956 ha Wege und unproduk- 

tive Flächen 
91.7418 ha Wald 

Die Kulturflächen weisen 6. bis 8. Bonitäts- 
klasse auf, d. h. sie liegen an der Grenze 
der Kulturfähigkeit. 

Bis zum Jahre 1933 kamen ständig 60 bis 
70 Insassen der Zwangsarbeitsanstalt Kor- 
neuburg als Arbeitskräfte auf dem Gut Reu- 
hof zum Einsatz. Später wurden Zöglinge der 
Erziehungsanstalt Komeuburg als Arbeits- 
kräfte herangezogen. Mangels der Möglich- 
keit einer ordnungsgemäßen beruflichen Aus- 
bildung stand letztlich aber nur mehr eine 
kleinere Anzahl von Zöglingen zur Verfu- 
gung, die sich infolge geistiger und körper- 
licher Unterentwicklung bloß für bescheidene 
Hilfsarbeiten eigneten. Da mit solchen Ar- 
beitskräften ein intensiver IandMrtschaftli- 
cher Betrieb nicht aufrecht erhalten werden 
konnte, mußten hauptberuflich landwirtschaft- 
liche Arbeiter aufgenommen werden. 

Infolge der bereits erwähnten schlechten 
Bonität des Bodens und der dadurch beding- 
ten relativ schlechten Ernten, bedeutet die 
Führung des Wirtschaftsbetriebes unter den 
derzeitigen Verhältnissen einen jährlichen fi- 
nanziellen Verlust für das Bundesland Nie- 
derösterreich. 

Die Land- und forstwirtschaftliche Boden- 
kredit- und Grunderwerbsgenossenschaft für 
NO., reg. Gen. m. b. H., Wien I, Löwelstraße 16, 
hat am 17. Juli 1962 ein verbindliches Kauf- 
angebot, betreffend das Gesamtareal Reuhof 
einschließlich Wohn- und Wirtschaftsgebäu- 
de, jedoch ohne lebendes und totes Inven- 
tar, mit einem Gesamtkaufpreis von 5,6 Mil- 
lionen Schilling gestellt. Im Jahre 1963 hat 
jedoch der Niederösterreichische Bodenschutz 
in Verfolgung seiner in diesem Raume beson- 
ders notwendigen Aufgaben mit der Aus- 
Pflanzung von Windschutzgürteln begonnen. 
Die mit einer Länge von 14.240 m projektier- 
ten Gesamtanlagen für das Landesgut Reuhof 
werden bei Ca. 9 m  Breite der einzelnen Bo- 
denschutzstreifen eine festgestellte Grundfla- 
che von 13.5160 ha erfordern. Zur Errichtung 
einer geplanten Bodenschutzstation mit Wild- 
schutzgruppe benötigt der Bodenschutz je- 
doch weiters geeignete Gebäude, die er bei 
Auflassung des Wirtschaftsbetriebes Reuhof 
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zweckmäßigerweise übernehmen könnte; so 
das Verwaltungsgebäude, Maschinengarage. 
Werkstätte, Schweinestall, Lk.w-Garage ’ und 
Pumpenhaus. Ferner ist für die künftige 
Baumschule ein Areal von ca. 5 ha vorgese- 
hen, das sich aus Hofrauiii und einer Fläche 
vor dem Hauptgebäude zusammensetzt. 

Zur Errichtung einer W,assererschließungs- 
anlage und Schaffung eines entsprechenden 
Schutzgebietes wäre weiters über Antrag der 
niederösterreichischen Landesbaudirektion, 
Abt. BD/R-SW, eine von der NOSIWAG zu 
übernehmende Fläche im ungefähren Ausmaß 
von 1 ha zur Verfügung zu stellen. 

Die Land- und forstwirtschaftliche Boden- 
kredit- und Grunderwerbsgenossenschaft für 
Nö. hat sich in Vorverhandlungen ausdrück- 
lich damit einverstanden erklärt, daß die oben 
angeführten Gebäude und Liegenschaftsan- 
teile vom Kauf ausgenommen werden, wo- 
durch sich jedoch das zitierte Kaufangebot 
der Genossenschaft um den Betrag von Schil- 
ling 300.000.- verringern würde. 

Die Genossenschaft hat sich in ihrem 
neuerlichen Anbot verpflichtet, nach Abschluß 
des Kaufvertrages den Kaufpreis von 5,3 Mil- 
lionen Schilling in zwei gleichen Teilbeträ- 
gen, und zwar den ersten bis 31. Dezember 
des Jahres des Kaufabschlusses, den zweiten 
bis 31. Oktober des darauffolgenden Jahres, 
zu entrichten. 

Ich habe daher namens des gemeinsamen 
Finanzausschusses und Landwirtschaftsaus- 
Schusses folgenden Antrag vorzulegen (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
ffl. Der Abverkauf des dem Bundesland 

Niederösterreich gehörigen, in der EZ. 761 der 
Nö. Landtafel eingetragenen Gutes Reuhof, 
bestehend aus Wohn- und W-irtschaftsgebäu- 
den, jedoch ohne lebendes und totes Inven- 
tar, sowie den dazugehörigen Grundstücken 
im Gesamtausmaß von 499.5789ha - davon 
aber ausgenommen die für Zwecke des nö. 
Bodenschutzes und der NOSIWAG benötigten 
und bereits festgelegten Gebäude und Liegen- 
schaftsteile - an die Land- und forstwirt- 
schaftliche Bodenkredi t- und Grunderwerbs- 
genossenschaft für Nö., reg. Gen. m. b. H., 
Wien I, Löwelstraße 16, wird zum Anbotpreis 
von 5,3 Millionen Schilling genehmigt. 

2. Der Kaufpreis ist in zwei gleichen Raten, 
die erste bis 31. Dezember des Jahres des 
Kaufabschlusses, die zweite bis 31. Oktober 
des darauffolgenden Jahres zu entrichten. 

3. Der vereinnahmte Verkaufserlös in der 
Höhe von 5,3 Millionen Schilling wird für den 
Ausbau der bäuerlichen Fachschulen zur Ver- 
fügung gestellt. (Ausbau des Internates in 
Obersiebenbrunn.) 

Der ao. VA 7420-90 „Ausbau der bäuerlichen 
Fachschulen” kann nach Maßgabe des Ein- 
langens des Kaufpreises in der jeweiligen 
Höhe des eingelangten Betrages überschritten 
werden. 

4. Die nö. Landesregierung wird beauftragt, 
zur Durchführung der vorstehenden Beschlüs- 
se das Erforderliche zu veranlassen.” 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen. 

PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zu Wort gelangt Herr A,bg. N i k 1 a s 

Abg. NIKLAS: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren des Hohen Land- 
tages! Wenn ich heute zur Zahl. 590, Verkauf 
des Landesgutes Reuhof spreche, so erlauben 
Sie mir, daß ich die Zahlen abrunde und 
nicht auf Dezimalzahlen eingehe. Das Gut 
Reuhof hat rund 500ha, davon ca. 100ha 
Waldfläche, deren Windschutzgürtel sehr weit 
angelegt ist und es ist vorgesehen, die Wind- 
schutzgürtel noch engmaschiger zu gestalten. 
400ha liegen unter dem Pflug, davon waren 
126 ha seit Kriegsende verpachtet, 260 ha wur- 
den selbst bewirtschaftet und es konnte laut Bi- 
lanz 1952-1959 bzw. 1963 hieraus ein Rein- 
gewinn von S 115.000.- erzielt werden. Sie 
haben gehört, daß rund ein Drittel, also 126 ha, 
verpachtet war. Wenn nun auch diese 126 ha 
selbst bearbeitet worden waren, hätten ins- 
gesamt rund S 180.000,- jährlich herausge- 
wirtschaftet werden können. Der Reingewinn 
wäre dem Land Niederösterreich zugute ge- 
kommen. Wir wollen damit nicht sagen, daß 
die Bauernschaft dieses Gut nicht bewirt- 
schaften soll und da6 sie durch intensivere 
Wirtschaft mehr Ertrag erzielen würde als die 
Landesinstitution. Der Verwalter selbst gibt 
zu, daß 800.- bis 1000.- S je  ha herausge- 
wirtschaftet werden können. Wir wissen aber 
auch, daß nur in breiträumigen Wirtschafts- 
flächen eine Beregnung möglich ist und da- 
durch natürlich ein größerer Ertrag zu errei- 
chen wäre. In Gebieten, wo der Boden we- 
sentlich besser ist als im Marchfeld und WO 

zusätzlich noch die Beregnung angewendet 
wird, kann eine Steigerung der Normalerträge 
von 50-80°/o festgestellt werden. 

Dr. Mazek-Fialla, der im vergangenen Jahr 
bei uns war, hat uns versichert, daß durch 
die Anlegung voll Windschutzgürteln der Er- 
trag um 15-2O0/o gesteigert werden könnte. 
Wir sehen also, daß die Möglichkeit besteht, 
noch mehr aus dem Gut herauszuwirtschaf- 
ten. Die Absicht des Verkaufes ist nicht von 
heute auf morgen entstanden; schon vor 15 
Jahren hat man davon. gesprochen, den Reu- 
hof aufzulassen bzw. zu verkaufen. Im Jahre 
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1963 wurden auf dieser Wirtschaft noch 7GO 
Mastschweine mit wirtschaftseigenem Futter 
gemästet. Die Gutachten der Betriebsabteilun- 
gen der Landes-Landwirtschaftskammer, die 
schon vor einigen Jahren eingeholt wurden, 
sind - vielleicht zufällig - mit dem Gut- 
achten der Agrarbezirksbehörde in Einklang 
gebracht worden, obwohl man weiß, daß in 
den letzten Jahren der Boden eine AuEwer- 
tung erfahren hat, die ohne weiteres mit 
10-15O/o angenommen werden kann. Natür- 
lich kann ein großräumiger Wald besser be- 
wirtschaftet werden; das gleiche trifft auch 
bei der Landwirtschaft zu. Die Bodenkommas- 
sierung und Flurbereinigung wurde an der 
Grenze des Marchfeldes schon vor einem 
halben Jahrhundert forciert und es ist natür- 
lich die Bewirtschaftung von schmalen Par- 
zellen, die weder rechteckig noch dreieckig 
sind, eine wesentliche schwerere. Wenn Sie 
aber zu der Bodenreform übergehen wollen, 
weil es sich ja dort wirklich um ein Real- 
teilungsgebiet handelt, dann fangen Sie die 
Sache verkehrt an. Wenn die von den 152 
Pächtern gewünschte Pachtfläche 516 ha be- 
trägt, in der Aufstellung der Bezirksbauern- 
kammer Wolkersdorf aber 172 Besitzer bis 
5 h a  und 70 über 10ha als aufstockungsbe- 
dürftig aufscheinen, dann sieht man eine Zer- 
splitterung in größtem Ausmaße. Man sollte 
seitens der Landesregierung daran den- 
ken, für die Flurbereinigung im Budget vor- 
zusorgen, um die Kommassierungen voranzu- 
treiben. 

Ich habe vor kurzem die Bundesrepublik 
Deutschland bereist und dort in einem Ge- 
biet, das strukturmäßig Niederösterreich ähn- 
lich ist, die Besitzverhältnisse kennengelernl. 
Dort legt man auf das AussiedluiigsverFahren 
und das Anliegeverfahren viel größeren Wert 
als hier. Die Wirtschaftsgebäude, die dort 
in großem Maße wunderbar aufgebaut wur- 
den, sind wohl heute nicht als modern anzu- 
sehen. Wenn Sie aber in den Schätzungsgut- 
achten lesen, daß die Wirtschüftsgebäude, die 
Wohngebäude sowie Schupfen und derglei- 
chen, die für eine Wirtschaft notwendig sind: 
bei 6 Millionen Schilling kosten, und wir ver- 
kaufen das ganze Areal um 5,3 Millionen 
Schilling, dann, glaube ich, ist etwas nicht in 
Ordnung. Man könnte mit den hussiedlungs- 
verfahren viel mehr erreichen und vielleicht 
dieses Gut im Siedlungsverfahren 10 oder 15 
Bauern zur Verfügung stellen. Es würden 
dann Häuser zusätzlich auch Gründe - 
in der Gemeinde frei werden. Es könnte damit 
auch eine wirklich durchgreifende Agrarre- 
form für jene Bauern erfolgen, die hinaus- 
gehen; die könnten 30 bis 40 Hektar ihrEigen 

nennen. Es wäre dann auch die Gebäudever- 
Wertung eine viel bessere, als wenn man mit 
dem Ackerland auch die Gebäude mitkaufen 
muß, obwohl man damit nichts anfangen kann. 
Ich habe vor zwei Jahren ein Schulbeispiel 
im Waldviertel demonstriert. Dort hat ein Ar- 
beitsbauer mit 28 Hektar seinen Besitz auf- 
gelassen. Diese 28 Hektar sind unter acht Be- 
werbern aufgeteilt worden, wobei die Parzel- 
len in keiner Weise zerschlagen wurden. Es 
hat eine tadellose Abwicklung stattgefunden, 
man hat allen geholfen und nicht die politi- 
schen Interessen ins Kalkül gezogen. 

Der Herr Landeshauptmann hat vor kurzem 
- als wir einen Antrag um Auflegung einer 
Wasserbauanleihe gestellt haben - von die- 
ser Stelle aus auf die prekäre Lage des Lan- 
des hingewiesen und hat gemeint, es wäre da- 
für kein Geld da, weil der Bund diese Aktion 
eingestellt hat und das Land eingreifen müß- 
te. Damit wären Hochwasserschutzbauten vor- 
gesehen gewesen. Auf der einen Seite hat 
man kein Geld, um die Bauernschaft vor sol- 
chem Unheil zu bewahren, auf der anderen 
Seite müßte man doch sparend einwirken, um 
die Bauernschaft vor größeren Schulden zu 
bewahren. 

Die Boden- und Grunderwerbsgenossen- 
Schaft sollte auf breiterer Basis - wie schon 
erwähnt - die Verteilung vornehmen, damit 
so und so viele zum Zug kommen. Es müßte 
der berücksichtigt werden, der wirklich Bauer 
sein kann und Bauer bleibt. Wie uns bekannt 
ist, sollen aber auch Bauernsöhne damit be- 
teilt werden, die noch gar keine Existenz ha- 
ben und vielleicht noch, von der Landwirt- 
schaft weggehen. Wer gibt aber Leuten Grund 
und Boden, die ihn vielleicht als Kapitalsan- 
lage verwenden bzw. die Acker verpachten? 
Einem älteren Landwirt, der ein Leben lang in 
der Landwirtschaft gearbeitet hat, gibt man 
keinen Grund, weil er  60 Jahre alt ist 
sagt man - braucht er nichts mehr. Er ist 
ein kleiner Bauer und könnte sich, wenn er 
seine Wirtschaft übergibt, damit sein Ausge- 
dinge verbessern. 

Im Ausschuß haben wir verlangt, uns eine 
Liste vorzulegen, um prüfen zu können. ob 
auch alle 10Ofl/oig würdig sind, diesen Grund 
und Boden zu erwerben. Leider haben Sieuns 
diese Liste vorenthalten. W e m  Sie selbst eine 
100°/oig kommassierte Fläche zerschlagen und 
zusätzlich auch die Gebäude preisgeben, wer- 
den die Gebäude einmal Ruinen werden und 
sie werden Zeugen für eine verfehlte Hand- 
lung sein. (Beifall bei der SPCJ.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Abg. Dipl. Ing. R o b 1 .  
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an. Dies weil im Jahre 1949 ein Ver- 
tragspunkt festgelegt wurde, der wie folgt 
lautet: ,,Die Käuferin verpflichtet sich, die 
Verwertung der Vertragsliegenschaften nacn 
Beendigung des Bergbaubetriebes im Einver- 
nehmen mit der Gemeinde Langau und der nie- 
derösterreichischen Landes-Landwirtschafts- 
kammer vorzunehmen, wobei die Verkäufer 
anteilsmäßig entsprechend der Größe der 
mitverkauften Grundstücke zu berücksichti- 
gen sind." Meine verehrten Damen und Her- 
ren! Wer bei Vertragsabschlüssen so einen 
Kautschukpassus aufnimmt, der kann dann 
nicht verlangen, daß der so, wie er meint, 
durchgeführt wird. Herr Dr. Litschauer, Sie 
sind Dr. juris, Sie müssen zugeben, daß man 
mit diesem Kautschukpassus alles und auch 
gar nichts tun kann. (Zwischenruf links). Das 
haben sogar die Herren Liquidatoren der Erd- 
baugesellschaft, die diesen umfangreichen 
Brief geschrieben haben, zugegeben. Ich ver- 
stehe wirklich nicht, wie man einen solchen 
Passus da hineinnehmen hat können. 

So liegen die Dinge und Siewerden daher 
verstehen, daß wir uns bemühten, wie fest- 
gelegt, im Einvernehmen mit der Bergbau- 
Gesellschaft, der Landes-Landwirtschaftskam- 
mer und der Gemeinde Langau die anteils- 
mäßige Grundstückaufteilun,g vorzunehmen. 
Man wird natürlich dafür einen entsprechen- 
den Preis geben, nachdem ja bereits 88 ha 
freiwillig zur Verfügung gestellt wurden. Man 
wird auch hier nicht kleinlich sein, wenn man 
weiß, daß durch die Verlängerung eines nicht 
mehr rentablen Bergbaubetriebes einige Mil- 
lionen Schilling daraufgezahlt werden. Wäre 
die Bergbau-Gesellschaft etwas großzügiger 
gewesen, und hätte den Bauern die im Ver- 
trag festgelegte Entschädigung gegeben, dann 
hätten wir schon das Kugellagerwerk von 
Pölzl in Langau und damit die Arbeitsplätze 
für 300 Leute gesichert. 

Nun ein Wort zur Beförderungssteuer. Mei- 
ne Damen und Herren! Bei den Debatten 
zum Budget für das Jahr 1962, die ich das 
erste Mal als Landeshauptmann verfolgen 
konnte, wurde hier ein einstimmiger Beschluß 
gefaßt, bei der Bundesregierung vorstellig zu 
werden, die 65-km-Grenze im Interesse der 
Grenzbevölkerung Niederösterreichc zu be- 
seitigen. Wir haben diesen Beschluß im Vor- 
jahr und heuer wiederholt, doch leider Got- 
tes wurde am Dien.stag dieser Beschluß wie- 
der nicht berücksichtigt. Eine Vorsprache war 
nicht möglich. 

Meine Damen und Herren! Ich weiß um die 
Schwierigkeiten der Bundesbahn. Es müßten 
ja die Muster und Warenmuster nicht aus 
der Beförderungssteuer herausgenommen wer 

den. Um die Güter geht es ja. Sehen Sie, 
dafür ist Langau ein Beispiel, denn seine GU- 
ter werden doppelt besteuert, bis sie nach 
Wien gelangen. Nach rückwärts kann man 
damit nicht, denn da ist der Eiserne Vorhang. 
Die anderen Bundesländer bzw. Landes-Haupt- 
städte haben es leichter, weil sie zentraler . 
liegen. Ich appelliere daher an Sie, meine 
Damen und Herren der linken Reichshälfte, 
reden Sie doch mit Ihrem Verkehrsminister, 
mit Ihrer Partei, daß sie endlich einer Waren- 
regelung zustimmen. (Präsident Wondrak. 
Auch der Herr Finanzminister ist dagegen!) 
Der Finanzminister ist dafür. (Präsident Won- 
drak: Nein.) Der Herr Finanzminister ist da- 
für, Herr Präsident Wondrak, denn das, was 
damit die Bahn verliert, verringert in keiner 
Weise das Defizit. Man muß auch einbeken- 
nen, daß die Zeit der Bahn auf kurzen Strek- 
ken vorbei ist. 

Wir müssen uns eingestehen, daß gerade 
in diesem so kleinen Land der Lastentranc- 
Port die Rentabilität eines Unternehmens ent- 
scheidet. Meine Damen und Herren des Ho- 
hen Hauses! Sorgen Sie für Abhilfe. Helfen 
Sie uns und der Wirtschaft Niederosterreichs, 
indem Sie dafür eintreten, daß die 65-Kilo- 
metergrenze in der Beforderungssteuer zu- 
gunsten unserer Wirtschaft und im Interesse 
der Grenzgemeinden fallengelassen wird. (Bei- 
fall rechts.) 

PRASIDENT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
erschöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. SCHUBERL: Ich ver- 
zichte auf das Schlußwort. 

PRASIDENT TESAR: Wir kommen zur Ab- 
stimmung. (Nach Abstimmung): A n g e n o m- 
m e n .  

Ich ersuche den Herrn Abg. S c h e b e s t  a, 
die Verhandlung zur Zahl 603 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. SCHEBESTA: Hoher 
Landtag! Ich habe namens des FINANZAUS- 
SCHUSSES über die Vorlage der Landesre- 
gierung, betreffend Landes-Feuerwehrschule 
Tulln, Darleherisaufnahme für den Ausbau der 
Schule zu berichten: 

Der Bau der Landes-Feuerwehrschule in 
Tulln wird zur Gänze aus den Mitteln der 
Feuerschutzsteuer finanziert. Da jedoch aus 
den Mitteln dieser Steuer die laufenden Aus- 
gaben für das Feuerwehrwesen (Geschäftsbe- 
trieb des Landes-Feuerwehrverbandes, Betrieb 
der Landes-Feuerwehrschule, Subventionie- 
rung der öffentlichen Feuerwehren) zu be- 
streiten sind, ergibt sich die Notwendigkeit, 
ein Darlehen in der Höhe von S 4,000.000.- 
aufzunehmen, um die Finanzierung des Aus- 
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baues der Schule bzw. der noch erforderli- 
chen Ausbauten sicherzustellen. 

Der Verband der Versicherungsanstalten 
Usterreichs hat sich in Würdigung der Wich- 
tigkeit der Schulung der Feuerwehren für die 
Versicherungsunternehmungen und unter Be- 
dachtnahme auf die ausgezeichnete Zusam- 
menarbeit mit dem Polizeireferate der nö. 
Landesregierung, den Freiwilligen Feuerweh- 
ren, der nö. Landeskommission für Brandver- 
hütung bereit erklärt, das erbetene Darlehen 
in der Höhe von S 4,000.000 zu dem sicher- 
lich sehr günstigen Zinsfuß von 4’10 zu ge- 
währen. Das Darlehen soll in fünf gleichen 
Jahresraten von je S 800.000.-, beginnend 
ab 1. Juli 1965, zurückgezahlt werden. 

Ich habe daher namens des FINANZ-AUS- 
SCHUSSES dem Hohen Hause folgenden An- 
trag vorzulegen (liest): 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,l. Zur Sicherstellung der Finanzierung des 

Ausbaues bzw. der Errichtung von Zubauten 
der Landes-Feuerwehrschule in Tulln wird die 
Aufnahme eines lprozentig verzinslichen Dar- 
lehens in der Höhe von S 4,000.000.-, rück- 
zahlbar in fünf gleichen Jahresraten, begin- 
nend am 1. Juli 1965, genehmigt. 

2. Die Tilgung und Verzinsung dieses Dar- 
lehens geht zu Lasten der für die Aufwen- 
dung für das Feuerlöschwesen vorgesehenen 
Kreditmittel. 

3. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
zur Durchführung dieses Landtagsbeschlusses 
das Erforderliche zu veranlassen.” 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. 
(Nach Abstimmung) : A n g e n o m m e n . 

Ich ersuche den Herrn Abg. H U b i n g e r, 
die Verhandlung zur Zahl 590 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. HUBINGER: Hoher 
Landtag! Ich habe namens des GEMEINSA- 
MEN FINANZ-AUSSCHUSSES und LAND- 
WIRTSCHAFTS-AUSSCHUSSES über die Vor- 
lage der Landesregierung, betreffend den 
Verkauf des Landesgutes Reuhof zu berichten: 

Das Gut Reuhof wurde durch das Bundes- 
land Niederösterreich im Jahre 1926 vom Ei- 
gentümer Rudolf Abensperg und Traun zum 
damaligen Kaufpreis von 380.000,- Schilling 
erworben. 

Für das in der Grundbuchseinlage 761 der 
nö. Landtafel eingetragene Gut Reuhof wur- 
de am 4. Dezember 1947 das Eigentumsrecht 
für das Bundesland Niederösterreich einver- 
leibt. 

_.__ - 

Die Größe der Grundfläche beträgt insge- 

Diese Grundfläche setzt sich wie folgt zu- 
samt 499.5?,89 ha. 

sammen: 
397.0535 ha Ackerland 

0.4068 ha Garten 
4.5416 ha Hutweide 
1.8396 ha , Baufläche 
3.9956 ha Wege und unproduk- 

tive Flächen 
91.7418 ha Wald 

Die Kulturflächen weisen 6. bis 8. Bonitäts- 
klasse auf, d. h. sie liegen an der Grenze 
der Kulturfähigkeit. 

Bis zum Jahre 1933 kamen ständig 60 bis 
70 Insassen der Zwangsarbeitsanstalt Kor- 
neuburg als Arbeitskräfte auf dem Gut Reu- 
hof zum Einsatz. Später wurden Zöglinge der 
Erziehungsanstalt Korneuburg als Arbeits- 
kräfte herangezogen. Mangels der Möglich- 
keit einer ordnungsgemäßen beruflichen Aus- 
bildung stand letztlich aber nur mehr eine 
kleinere Anzahl von Zöglingen zur Verfü- 
gung, die sich infolge geistiger und körper- 
licher Unterentwicklung bloß f ü r  bescheidene 
Hilfsarbeiten eigneten. Da mit solchen Ar- 
beitskräften ein intensiver landw$rtschaftli- 
cher Betrieb nicht aufrecht erhalten werden 
konnte, mußten hauptberuflich landwirtschaft- 
liche Arbeiter aufgenommen werden. 

Infolge der bereits erwähnten schlechten 
Bonität des Bodens und der dadurch beding- 
ten relativ schlechten Ernten, bedeutet die 
Führung des Wirtschaftsbetriebes unter den 
derzeitigen Verhältnissen einen jährlichen fi- 
nanziellen Verlust für das Bundesland Nie- 
derösterreich. 

Die Land- und forstwirtschaftliche Boden- 
kredit- und Grunderwerbsgenossenschaft für 
Nö., reg. Gen. m. b. H., Wien I, Löwelstraße 16, 
hat am 17. Juli 1962 ein verbindliches Kauf- 
angebot, betreffend das Gesamtareal Reuhof 
einschließlich Wohn- und Wirtschaftsgebäu- 
de, jedoch ohne lebendes und totes Inven- 
tar, mit einem Gesamtkaufpreis von 5,6 Mil- 
lionen Schilling gestellt. Im Jahre 1963 hat 
jedoch der Niederösterreichische Bodenschutz 
in Verfolgung seiner in diesem Raume beson- 
ders notwendigen Aufgaben mit der Aus- 
Pflanzung von Windschutzgürteln begonnen. 
Die mit einer Länge von 14.240 m projektier- 
ten Gesamtanlagen für das Landesgut Reuhof 
werden bei Ca. 9 m  Breite der einzelnen Bo- 
denschutzstreifen eine festgestellte Grundflä- 
che von 13.5160 ha erfordern. Zur Errichtung 
einer geplanten Bodenschutzstation mit Wild- 
schutzgruppe benötigt der Bodenschutz je- 
doch weiters geeignete Gebäude, die er bei 
Auflassung des Wirtschaftsbetriebes Reuhof 
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zweckmäßigerweise übernehmen könnte; so 
das Verwaltungsgebäude, Maschinengarage. 
Werkstätte, Schweinestall, Lkw-Garage und 
Pumpenhaus. Ferner ist für die künftige 
Baumschule ein Areal von ca. 5 ha vorgese- 
hen, das sich aus Hofrauix und einer Fläche 
vor dem Hauptgebäude zusammensetzt. 

Zur Errichtung einer Wassererschließungs- 
anlage und Schaffung eines entsprechenden 
Schutzgebietes wäre weiters über Antrag der 
niederösterreichischen Landesbaudirektion, 
Abt. BDiR-SW, eine von der NUSIWAG zu 
übernehmende Fläche irn ungefähren Ausmaß 
von 1 ha zur Verfügung zu stellen. 

Die Land- und forstwirtschaftliche Boden- 
kredit- und Grunderwerbsgenossenschaft für 
Nö. hat sich in Vorverhandlungen ausdrück- 
lich damit einverstanden erklärt, daß die oben 
angeführten Gebäude und Liegenschaftsan- 
teile vom Kauf ausgenommen werden, wo- 
durch sich jedoch das zitierte Kaufangebot 
der Genossenschaft um den Betrag von Schil- 
ling 300.000.- verringern würde. 

Die Genossenschaft hat sich in ihrem 
neuerlichen Anbot verpflichtet, nach Abschluß 
des Kaufvertrages den Kaufpreis von 5,3 Mil- 
lionen Schilling in zwei gleichen Teilbeträ- 
gen, und zwar den ersten bis 31. Dezember 
des Jahres des Kaufabschlusses, den zweiten 
bis 31. Oktober des darauffolgenden Jahres, 
zu entrichten. 

Ich habe daher namens des gemeinsamen 
Finanzausschusses und Landwirtschaftsaus- 
Schusses folgenden Antrag vorzulegen (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,1. Der Abverkauf des dem Bundesland 

Niederösterreich gehörigen, in der EZ. 761 der 
Nö. Landtafel eingetragenen Gutes Reuhof, 
bestehend aus Wohn- und Wirtschaftsgebäu- 
den, jedoch ohne lebendes und totes Inven- 
tar, sowie den dazugehörigen Grundstücken 
im Gesamtausmaß von 499.5789ha - davon 
aber ausgenommen die für Zwecke des nö. 
Bodenschutzes und der NUSIWAG benötigten 
und bereits festgelegten Gebäude und Liegen- 
schaftsteile - an die Land- und forstwirt- 
schaftliche Bodenkredit- und Grunderwerbs- 
genossenschaft für Nö., reg. Gen. m. b. H., 
Wien I, Löwelstraße 16, wird zum Anbotpreis 
von 5,3 Millionen Schilling genehmigt. 

2. Der Kaufpreis ist in zwei gleichen Raten, 
die erste bis 31. Dezember des Jahres des 
Kaufabschlusses, die zweite bis 31. Oktober 
des darauffolgenden Jahres zu entrichten. 

3. Der vereinnahmte Verkaufserlös in der 
Höhe von 5,3 Millionen Schilling wird für den 
Ausbau der bäuerlichen Fachschulen zur Ver- 
fügung gestellt. (Ausbau des Internates in 
Obersiebenbrunn.) 

Der ao. VA 7420-90 IIAusbau der bäuerlichen 
Fachschulen" kann nach Maßgabe des Ein- 
langens des Kaufpreises in der jeweiligen 
Höhe des eingelangten Betrages überschritten 
werden. 

4. Die nö. Landesregierung wird beauftragt, 
zur Durchführung der vorstehenden Beschlüs- 
se das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen. 

PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zu Wort gelangt Herr A,bg. N i k 1 a s. 

Abg. NIKLAS: Hohes Haus, meine sehr 
verehrten Damen und Herren des Hohen Land- 
tages! Wenn ich heute zur Zahl 590, Verkauf 
des Landesgutes Reuhof spreche, so erlauben 
Sie mir, daß ich die Zahlen abrunde und 
nicht auf Dezimalzahlen eingehe. Das Gut 
Reuhof hat rund 500ha, davon Ca. 100ha 
Waldiläche, deren Windschutzgürtel sehr weit 
angelegt ist und es ist, vorgesehen, die Wind- 
schutzgürtel noch engmaschiger zu gestalten. 
400ha liegen unter dem Pflug, davon waren 
126 ha seit Kriegsende verpachtet, 260 ha wur- 
den selbst bewirtschaftet und es konnte laut Bi- 
lanz 1952-1959 bzw. 1963 hieraus ein Rein- 
gewinn von S 115.000.- erzielt werden. Sie 
haben gehört, daß rund ein Drittel, also 126 ha, 
verpachtet war. Wenn nun auch diese 126 ha 
selbst bearbeitet worden wären, hätten ins- 
gesamt rund S 180.000,- jährlich herausge- 
wirtschaftet werden können. Der Reingewinn 
wäre dem Land Niederösterreich zugute ge- 
kommen. Wir wollen damit nicht sagen, daß 
die Bauernschaft dieses Gut nicht bewirt- 
schaften soll und daß sie durch intensivere 
Wirtschaft mehr Ertrag erzielen würde als die 
Landesinstitution. Der Verwalter selbst gibt 
zu, daß 800.- bis 1000.-' S je ha herausge- 
wirtschaftet werden können. Wir wissen aber 
auch, daß nur in breiträumigen Wirtschafts- 
flächen eine Beregnung möglich ist und da- 
durch natürlich ein größerer Ertrag zu errei- 
chen wäre. In Gebieten, wo der Boden we- 
sentlich besser ist als im Marchfeld und wo 
zusätzlich noch die Beregnung angewendet 
wird, kann eine Steigerung der Normalerträge 
von 50-8Oo/o festgestellt werden. 

Dr. Mazek-Fialla, der im vergangenen Jahr 
bei uns war, hat uns versichert, daß durch 
die Anlegung voll Windschutzgürteln der Er- 
trag um 15-2O0/o gesteigert werden könnte. 
Wir sehen also, daß die Möglichkeit besteht, 
noch mehr aus dem Gut herauszuwirtschaf- 
ten. Die Absicht des Verkaufes ist nicht von 
heute auf morgen entstanden; schon vor 15 
Jahren hat man davon, gesprochen, den Reu- 
hof aufzulassen bzw. zu verkaufen. Im Jahre 
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1963 wurden auf dieser Wirtschaft noch 700 
Mastschweine mit wirtschaftseigenem Futter 
gemästet. Die Gutachten der Betriebsabteilun- 
gen der Landes-Landwirtschaftskammer, die 
schon vor einigen Jahren eingeholt wurden, 
sind - vielleicht zufällig - mit dem Gut- 
achten der Agrarbezirksbehörde in Einklang 
gebracht worden, obwohl man weiß, daß in 
den letzten Jahren der Boden eine Aufwer- 
tung erfahren hat, die ohne weiteres mit 
10-15°/o angenommen werden kann. Natür- 
lich kann ein großräumiger Wald besser be- 
wirtschaftet werden; das gleiche trifft auch 
bei der Landwirtschaft zu. Die Bodenkommas- 
sierung und Flurbereinigung wurde an der 
Grenze des Marchfeldes schon vor einem 
halben Jahrhundert forciert und es ist natür- 
lich die Bewirtschaftung von schmalen Par- 
zellen, die weder rechteckig noch dreieckig 
sind, eine wesentliche schwerere. Wenn Sie 
aber zu der Bodenreform übergehen wollen, 
weil es sich ja dort wirklich um ein Real- 
teilungsgebiet handelt, dann fangen Sie die 
Sache verkehrt an. Wenn die von den 152 
Pächtern gewünschte Pachtiläche 516 ha be- 
trägt, in der Aufstellung der Bezirksbauern- 
kammer Wolkersdorf aber 172 Besitzer bis 
5 ha und 70 über 10 ha als aufstockungsbe- 
dürftig aufscheinen, dann sieht man eine Zer- 
splitterung in größtem Ausmaße. Man sollte 
seitens der Landesregierung daran den- 
ken, für die Flurbereinigung im Budget vor- 
zusorgen, um die Kommassierungen voranzu- 
treiben. 

Ich habe vor kurzem die Bundesrepublik 
Deutschland bereist und dort in einem Ge- 
biet, das strukturmäßig Niederösterreich ähn- 
lich ist, die Besitzverhältnisse kennengelernt. 
Dort legt man auf das Aussiedluiigsverfahren 
und das Anliegeverfahren viel größeren Wert 
als hier. Die Wirtschaftsgebäude, die dort 
in großem Maße wunderbar aufgebaut wur- 
den, sind wohl heute nicht als modern anzu- 
sehen. Wenn Sie aber in den Schätzungsgut- 
achten lesen, daß die Wirtschaftsgebäude, die 
Wohngebäude sowie Schupfen und derglei- 
chen, die für eine Wirtschaft notwendig sind, 
bei 6 Millionen Schilling kosten, und wir ver- 
kaufen das ganze Areal um 5,3 Millionen 
Schilling, dann, glaube ich, ist etwas nicht in 
Ordnung. Man könnte mit den Aussiedlungs- 
verfahren viel mehr erreichen und vielleicht 
dieses Gut im Siedlungsverfahren 10 oder 15 
Bauern zur Verfügung stellen. Es würden 
dann Häuser zusätzlich auch Gründe - 
in der Gemeinde frei werden. Es könnte damit 
auch eine wirklich durchgreifende Agrarre- 
form für jene Bauern erfolgen, die hinaus- 
gehen; die könnten 30 bis 40 Hektar ihrEigen 

nennen. Es Ware dann auch die Gebäudever- 
Wertung eine viel bessere, als wenn man mit 
dem Ackerland auch die Gebäude mitkaufen 
muß, obwohl man damit nichts anfangen kann. 
Ich habe vor zwei Jahren ein Schulbeispiel 
im Waldviertel demonstriert. Dort hat ein Ar- 
beitsbauer mit 28 Hektar seinen Besitz auf- 
gelassen. Diese 28 €lektar sind unter acht Be- 
werbern aufgeteilt worden, wobei die Parzel- 
len in keiner Weise zerschlagen wurden. Es 
hat eine tadellose Abwicklung stattgefunden, 
man hat allen geholfen und nicht die politi- 
schen Interessen ins Kalkül gezogen. 

Der Herr Landeshauptmann hat vor kurzem 
- als wir einen Antrag um Auflegung einer 
Wasserbauanleihe gestellt haben - von die- 
ser Stelle aus auf die prekäre Lage des Lan- 
des hingewiesen und hat gemeint, es wdre da- 
für kein Geld da, weil der Bund diese Aktion 
eingestellt hat und das Land eingreifen müß- 
te. Damit wären Hochwasserschutzbauten vor- 
gesehen gewesen. Auf der einen Seite hat 
man kein Geld, um die Bauernschaft vor sol- 
chem Unheil zu bewahren, auf der anderen 
Seite müßte man doch sparend einwirken, um 
die Bauernschaft vor größeren Schulden zu 
bewahren. 

Die Boden- und Grunderwerbsgenossen- 
Schaft sollte auf breiterer Basis - wie schon 
erwähnt - die Verteilung vornehmen, damit 
so und so viele zum Zug kommen. Es müßte 
der berucksichtigt werden, der wirklich Bauer 
sein kann und Bauer bleibt. Wie uns bekannt 
ist, sollen aber auch Bauernsöhne damit be- 
teilt werden, die noch gar keine Existenz ha- 
ben und vielleicht noch, von der Landwirt- 
schaft weggehen. Wer gibt aber Leuten Grund 
und Boden, die ihn vielleicht als Kapitalsan- 
lage verwenden bzw. die Acker verpachten? 
Einem älteren Landwirt, der ein Leben lang in 
der Landwirtschaft gearbeitet hat, gibt man 
keinen Grund, weil er 60 Jahre alt ist 
sagt man - braucht er  nichts mehr. Er ist 
ein kleiner Bauer und könnte sich, wenn er  
seine Wirtschaft übergibt, damit sein Ausge- 
dinge verbessern. 

Im Ausschuß haben wir verlangt, uns eine 
Liste vorzulegen, um prüfen zu konnen. ob 
auch alle 100°/oig würdig sind, diesen Grund 
und Boden zu erwerben. Leider haben Sieuns 
diese Liste vorenthalten. Wenn Sie selbst eine 
100°/oig kommassierte Fläche zerschlagen und 
zusätzlich auch die Gebäude preisgeben, wer- 
den die Gebäude einmal Ruinen werden und 
sie werden Zeugen für eine verfehlte Hand- 
lung sein. (Beifall bei der SPD.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Abg. Dipl. Ing. R o b 1 .  
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Abg. Dipl. Ing. ROBL: Hoher Landtag!Sehr 
geschätzte Damen und Herren! Bei der Bud- 
getberatung im Jahre 1961 habe ich mich bei 
der Behandlung des Kapitels 7 auch mit der 
Frage ,,Verbesserung der Agrarstruktur" und 
im besonderen mit der Grundaufstockung be- 
faßt. Ich habe damals die Ansicht vertreten, 
daß Grund und Boden von Gebietskorper- 
schaften, der nicht besonderen Zwecken zu 
dienen hat, der also nicht für Forschungs- 
zwecke bestimmt ist, auf dem nicht Versuche 
durchzuführen sind, der nicht Lehrzwecken 
dient, aufzuteilen und in bäuerliche Hände 
überzuführen ist. Ich hatte damals dem HO- 
hen Hause einen Resolutionsantrag vorgelegt 
- er wurde auch einstimmig angenommen-., 
der sich damit befaßte, Grundstücke von Ge- 
bietskörperschaften - auch von der Repu- 
blik Usterreich - zur Aufteilung freizugeben. 
Die niederösterreichische Landesregierung, 
die über nicht allzu viel Grund, über nicht 
allzu viele Betriebe verfügt, hat uns bereits 
das zweite Mal die Möglichkeit gegeben, dem 
Hohen Landtag eine Vorlage vorzulegen, 
Grund und Boden bäuerlichen Betrieben zur 
Verfügung zu stellen. 

Wir wissen, daß in Usterreich - und im 
besonderen in unserem Bundesland -- für die 
Grundaufstockung verhältnismaßig viel auf- 
gewendet wird. Es sind die zinsverbilligten 
Kredite im Rahmen der Agrarinvestitionskre- 
ditaktion über den Grünen Plan, es ist die 
Gebührenfreiheit, und es war unsere Novel- 
lierung des Landes-Grundverkehrsgesetzes in1 
vergangenen Jahr, durch die wir ebenEalls 
die Voraussetzung geschaffen haben, daß frei- 
werdender Grund ih erster Linie von haupt- 
beruflichen Bauern gekauft werden kann. 

Vor kurzem hat die Niederosterreichische 
Boden-, Kredit- und Grunderwerbsgenossen- 
Schaft ihre Jahresversammlung abgehalten 
und dabei einen stolzen Bericht geben kon- 
nen. Sie hat bereits über 16.000 Hektar Grund 
in Niederösterreich verteilt, Dazu kommen 
aber auch noch andere Flächen, die die Nie- 
derösterreichische Siedlungsgesellschaft auf- 
geteilt hat. 

16.000 Hektar! Mit dieser Fläche konnten 
800 neue Bauernhöfe errichtet werden. Aber 
es geht uns ja nicht darum, neue Bauernhöfe 
zu errichten und dafür Bauernhofe, die in ih- 
rer Existenz nicht gesichert sind, zu verlie- 
ren. Die Fläche von 16.000 Hektar entspricht 
dem Ausmaß des ganzen Bezirkes Wblkers- 
dorf mit Ausnahme der Gemeinde Wolkers- 
dorf selbst. Wir sehen daraus: Wenn tausen- 
de landwirtschaftliche Betriebe in den letzten 
Jahren Grund und Boden dazu erhalten ha- 
ben, wurden sie in ihrer Existenz gesichert; 

die Landwirte können ihre Maschinen besser 
verwerten, sie können rationeller wirtschaf- 
ten, wodurch auch die Einkommenslage in 
der Landwirtschaft verbessert werden kann. 

Daß wir in Ckterreich auf dem richtigen 
Weg sind, kOnnen wir dem jüngsten Bericht 
der OECD - das ist die Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung - entnehmen. In diesem Bericht wird 
nachdrücklich auf die Auktockung hinge- 
wiesen, die besonders für Betriebe mit nie- 
derem Einkommen wichtig ist. Wir haben aber 
auch aus ausländischen Zeitungen entnehmen 
können, daß es nicht nur eine Aufstockung 
gibt; man spricht auch schon in Regierungs- 
erklärungen von einer Abstockung. Bei der 
Aufstockung werden in erster Linie durch 
fördernde Maßnahmen landwirtschaftliche Be- 
triebe in die Lage versetzt, Grund und Boden 
zu erwerben. Grund und Boden ist heute nicht 
nur bei uns in Usterreich, sondern auch in 
anderen Ländern ein sehr gesicherter Faktor. 
Daher muß man jenen, die Grund und Boden 
im Eigentum haben, ihn aber nicht bewirt- 
schaften, auch die Möglichkeit einräumen, 
einen Anreiz geben, daß sie diesen Grund und 
Boden auch abgeben. Im Rahmen dieser Ab- 
Stockung soll dann Besitzern, die ihren Grund 
und Boden zum Verkauf abgeben, durch zu- 
sätzliche finanzielle Förderungsmaßnahmen 
bei Gründung neuer Existenzen, geholfen wer- 
den. Der Reuhof ist, wie wir aus den Aus- 
führungen des Berichterstatters gehört haben, 
im Jahre 1926 in das Eigentum des Bundes- 
landes Niederösterreich ubergegangen. Bis 
zum Jahre 1933 haben die lnsassen der 
Zwangsarbeitsanstalt Korneuburg diesen Reu- 
hof bewirtschaftet. Ab 1933 ist jedoch eine 
andere Entwicklung eingetreten. Die Jugend- 
lichen der Erziehungsanstalt Korneuburg konn- 
ten nicht mehr in dem Ausmaß zur Bearbei- 
tung der Felder herangezogen werden. Es 
mußten daher viele Fremdarbeiter zur Be- 
wirtschaftung dieser Grundstücke eingestellt 
werden. Wir kennen ja die Situation. Es ist 
nicht so, wie es Abg. Niklas errechnet hat 
Im Jahre 1963 war ein Gewinn von 115.000 
Schilling zu verzeichnen. Wenp auch noch dic 
116 oder 126 ha, die schon lange verpachtet 
sind, ebenfalls einen solchen Ertrag abgewoi- 
fen hätten, dann wkre der Ertrag sogar 180.000 
Schilling gewesen. Wer die Bilanzen des Reu- 
hofes durchgeht, der kann feststellen, daß in 
jedem ungünstigen Jahr ein Abgang zu ver- 
zeichnen war. Von 1953 bis 1956 war alljähr- 
lich ein Abgang vorhanden. Das Jahr 195? 
brachte einen Gewinn, der allerdings höher 
war als die Verluste in den Jahren 1956, 
1958 und 1959 zusammen. 
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Ab 1960 ist ein geringer Gewinn zu ver- 
zeichnen. Die Wirtschaftsweise in den letz- 
ten Jahren war sehr extensiv und sie hätte 
auf die Dauer nicht fortgesetzt werden kön- 
nen, denn sie war eben schon darauf einge- 
stellt, daß der Betrieb ZUP Aufteilung kommt. 
Es wurden keine Gebäudeinvestitionen durch- 
geführt, es wurden keine Maschinen ange- 
kauft und auf lange Sicht müßte sich wieder 
jährlich ein bedeutender Abgang ergeben, 
wenn man den Betrieb ordnungsgemäß be- 
wirtschaften würde. Herr Landeshauptmann 
Steinböck hat sich lange Jahre hindurch be- 
müht, um fur die Gebäude des ReuhofesKäl-i- 
fer zu finden. Die NEWAG, NIOGAS, UMV. 
das Bundesheer, alle diese Stellen wurden 
miteingeschaltet, doch auch für eine Uber- 
prüfungshalle für Kraftfahrzeuge wurde die- 
ses Gebäude als nicht zweckmäßig erachtet. 
Allerdings kann nun ein Drittel dieses Ge- 
bäudeteiles für den Bodenschutz nutzbar wer- 
den, weil am Reuhof eine neue Bodenschutz- 
Station entsteht. Dazu werden das Hauptver- 
waltungsgebaude, die Maschinen- und Lkw- 
Garagen, Werkstätten und der Schweinestall 
Verwendung finden, und wir freuen uns, daß 
gerade in diesem Gebiet eine Bodenschutz- 
Station entsteht, um auch jenen ungünstigen 
Böden künftighin eine Ertragsvermehrung zii 

ermöglichen. Im Ausschuß wurde, so wie es 
auch heute der Herr Abg. Niklas getan hat, 
auch das Schätzungsgutachten - es lag ja 
nur eines der niederösterreichischen Landes 
Landwirtschaftskammer vor - beurteilt. Ich 
hatte mir erlaubt, den Antrag zu stellen, ein 
zweites Schätzungsgutachten herbeizuholen. 
Dieses liegt nunvor. Herr Abg.Niklas meint, da6 
es ein Zufall sei, daß dieses Gutachten unge- 
fähr gleich lautete. Ich muß dazu sagen, 
wenn Fachleute eine Schätzung ernst neh- 
men - und wer dieses Schätzungsgutachten 
durchgesehen hat, der muß sagen, daß das 
der Fall war -, dann muß man eben auf 
annähernd gleiche Werte kommen. Nach deni 
sehr ausführlichen, exakten Schatzungsgu tach- 
ten handelt es sich bei den Ackergrundstücken 
vorwiegend um Bonitätsklassen 6 bis 8, und 
es handelt sich nicht, wie ursprünglich im 
Ausschuß die Meinung vertreten wurde, um 
Schwemmlandböden der Kategorie ,,March- 
feld", sondern um sehr arme Böden. Die Bo- 
denbohrungen wurden bei der Erstellung des 
Schätzungsgutachten ebenfalls herangezogen 
und die Ackerzahlen, laut Bodenschätzungs- 
ergebnis der Finanzlandesdirektion, bewegen 
sich auf dem Areal des Reuhofes zwischen 
18 und 45, weil sich eine durchschnittliche Bo- 
denklimazahl von nur 257 ergibt. Der nieder- 
österreichische Durchschnitt ist 56,7. Ich glau- 

be, daraus müssen wir alle entnehmen kön- 
nen, daß es sich hier um extrem leichte Bö- 
den und extrem wasserarme Böden handelt, 
und wenn der jährlich anfallende Nieder- 
schlag nicht ausreichend ist, dann kann man 
mit keinen sicheren Ernteergebnissen rech- 
nen. Aber auch die Bearbeitung der Grund- 
stücke ist nicht leicht, in ungünstigen Jahren 
sogar sehr schwer. Es muß sogar oft die 
Herbstackerung unterbleiben, weil es sich um 
kalkarme oder sogar kalkfreie Böden handelt, 
die sich sehr zusammensetzen. Auf Grund 
dieser ungünstigen Bodenzusammensetzung 
kann man auf dem Areal des Reuhofes nur 
Roggen, Hafer, Gerste, Mais und Kartoffeln 
anbauen. Diese Böden sind nur durch erhöh- 
ten Düngeraufwand, in erster Linie animali- 
schen, also Stalldünger, und durch zusätzli- 
che Bewässerung rentabel zu gestalten. Das 
Gutachten der Agrarbezirksbehörde kommt 
daher zu dem Schluß, daß die Obergrenze für 
die landwirtschaftlichen Grundstücke ein- 
schließlich der Gebäude einen. Hektarpreis 
von 12.326 S zu betragen hätte. 

Wie kam es also jetzt zur endgültigen 
Aufteilung des Reuhofes? Am 31. Jänner d. J. 
hat die niederösterreichische Landesregierung 
mit der landwirtschaftlichen Bodenkredit- und 
Grunderwerbsgenossenschaft ein Ubereinkom- 
men abgeschlossen. In diesem Ubereinkom- 
men hat die Bodenkredit- und Grunderwerbs- 
genossenschaft ihr Kaufangebot vom Juli 1962 
wiederholt und am 1. Februar d. J. wurden 
der Bodenkredit- und Grunderwerbsgenossen- 
schaft die Grundstücke zur vorläufigen Be- 
wirtschaftung übergeben. Die Benützungsbe- 
willigung endet jedoch - so heißt es im Uber- 
einkommen - mit dem Tage, an dem der 
niederösterreichische Landtag das Kaufoffert 
annimmt oder ablehnt. Im Punkt ,10 des Uber- 
einkommens heißt es: Den Vorarbeiten für 
die Aufteilung der Grundstücke im Sinne der 
geplanten Aufstockung für die bäuerlichen 
Betriebe steht seitens des Bundeslandes Nie- 
derösterreich nichts im Wege. Die Boden- 
kredit- und Grunderwerbsgenossenschaft hat 
im Frühjahr dieses Jahres die Grundstücke 
verpachtet. Bei den Versammlungen der In- 
teressenten wurde ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, daß vor dem Verkauf eine Neuaus- 
Schreibung erfolgt und daß durch die Pach- 
tung kein Recht auf den Ankauf dieser Grund- 
stücke besteht. Die endgültige Aufteilung wird 
im Herbst dieses Jahres erfolgen. Herr Dr. 
Litschauer war der Meinung, daß die nieder- 
österreichische Landesreuierung die Käufer 
geheimhalten wollte. Es liegen doch keine 
Käuferlisten vor, sondern es ist nur eine 
Pächterliste da und Herr Abg. Niklas hat 
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ebenso wie ich eine Information von der Be- 
zirksbauernkanimer Wolkersdorf erhalten ,und 
in dieser steht: 

Das Hochstausmaß an Pachtfläche beträgt 
für einen Landwirt zwei Hektar Landwirte 
mit mehr als 15 Hektar Eigenbesitz erhalten 
nur einen Hektar Pachtgrund." Dem Schrei- 
ben der Bezirksbauernkammer Wolkersdorf 
wurde auch eine Aufstellung über die derzeit 
verpachteten Grundstücke des Landesgutes 
Reuhof beigeschlossen. Der Herr Abg. Niklas 
hat sich vorhin mit dieser Aufstellung be- 
faßt. Er hat auch festgestellt, daß um 516 Hek- 
tar zu wenig Bodenfläche vorhanden war und 
daß der Bedarf der dortigen Landwirte viel 
höher ist. Immerhin konnen wir darauf hin- 
weisen, daß mit den 250 zur Verfügung ge- 
standenen Hektar 152 Landwirte Grund und 
Boden pachten konnten und in Pillichsdorf 
und Obersdorf noch weitere 73 Landwirte 
schon seit vielen Jahren als Subpächter der 
Gemeinde Grund und Boden bewirtschaften. 
Wir wissen alle, daß damals, als man, unter- 
stützt von der Besatzungsmacht, den Reuhof 
- selbstverständlich unentgeltlich - auftei- 
len wollte, in unserem Bundesland Nieder- 
Österreich sehr ungute Verhältnisse herrsch- 
ten. Die Landesregierung hat in den beiden 
Gemeinden Pillichsdorf und Obersdorf 116 
Hektar zur Verfügung gestellt. Man prüfe, ob 
die ursprunglichen Pächter die Grundstücke 
heute noch in Facht haben. Nein. In den we- 
nigsten Fällen sind es noch dieselben Päch- 
ter, da sie inzwischen zur Uberzeugung ge- 
langten, daß man diese Flächen nur als haupt- 
beruflicher Landwirt bewirtschaften kann. Sie 
haben daher im Einvernehmen mit der Ge- 
meinde die Pachtgründe wieder weitergege- 
ben. Ich teile nicht die Ansicht des Herrn 
Abg. Niklas, daß es besser gewesen wäre, 
dort 8 oder 10 neue Bauernhöfe zu errichten, 
da man einem Pächter bei so schlechter Bo- 
denbonität mindestens 40 Hektar zuteilen muß 
und für die Errichtung von 8 bis 10Bauern- 
höfen ein zu großer Aufwand erforderlich 
gewesen wäre. Ist es da nicht zweckmäßiger, 
in den drei Gemeinden Obersdorf, Pillichs- 
dorf und Großebcrsdorf den kleinen Landwir- 
ten zu ihren fünf bis sieben Hektaren noch 
zwei Hektar dazuzugeben, um sie in ihrer 
Existenz zu stärken? Ich glaube, daß eine sol- 
che Aufstockung zweckmäßiger und zielfüh- 
render ist. Aus der Pächterliste ersehen wir, 
daß von den 152 Landwirten tatsächlich 42 
nur bis zu fünf Hektar besitzen und 55 funf 
bis zehn Hektar verfügen. Man soll also doch 
in erster Linie diesen Bauern Grund und Bo- 
den zuweisen. Warum wollte die sozialistische 
Fraktion wohl die Namen der noch nicht exi- 

stenten Käufer wissen? Bekanntlich ist die 
Aufteilung äußerst schwierig, da die doppelte 
oder mehrfache Fläche gewünscht wird. Es 
müssen die Entfernung, die Bonität und alles, 
was sonst noch eine Rolle spielt, berücksich- 
tigt werden. Die nebenberuflichen Landwirte 
müs.sen bei der Zuteilung genauso ausge- 
schieden werden wie die hauptberuflichen 
Landwirte, bei denen die Besitznachfolge nicht 
gesichert ist. Die Bodenkredit- und Grunder- 
werbsgenossenschaft und die zuständige Be- 
zirksbauernkammer waren wahrlich nicht zu 
beneiden, so viele Interessen zu berücksich- 
tigen. Den beiden Institutionen wäre es si- 
cherlich lieber gewesen, wenn weniger Inter- 
essenten aufgetreten wären und sie den ein- 
zelnen mehr als einen oder zwei Hektar hät- 
ten geben können. Wenn man von der Zweck- 
mäßigkeit einer Grundaufstockung sprechen 
kann, dann sind gerade diese drei Gemeinden 
hiefür prädestiniert. Ich glaube also, daß es 
wenig Zweck hat, in so schwierige Auftei- 
lungsprobleme Parteipolitik hineinzutragen, 
wid es die Sozialistische Partei versucht hat. 
Ich begrüße es daher, daß die Bürgermeister 
dieser Gemeinden dem Wunsch des Lokalob. 
mannes, der das Anliegen des Klubs der so- 
zialistischen Abgeordneten draußen verdol- 
metscht hat, die Listen vorzulegen, nicht Rech- 
nung getragen haben. (Abg. Rösch: Es sind 
also Listen da!) Jawohl! Aber Pächterlisten 
und keine Käuferlisten, meine Herren! 

Heute konnten wir aus den Ausführungen 
des Herrn Abg. Niklas wieder hören, ' daß die 
Grundstücke dort sehr billig seien. Der Herr 
Abg. Binder hat im Ausschuß erklärt, daß 
dieser Grund und Boden nahezu Wohltätig- 
keitszwecken diene. Dies läßt darauf schlie- 
ßen, daß es die SPO nicht gerne sieht, daß 
Landwirte Grundstücke zu angemessenen Prei- 
sen erwerben können. Wer das Schätzungs- 
gutachten gelesen hat, muß zugeben, daß es 
sich hier um kein Geschenk des Landes an 
die Bauern handelt. Sollten etwa die Bauern 
die vorhandenen Gebäude bezahlen? Da der 
Betrag von 5,3 Millionen Schill'ing auf Grund 
einer vorhandenen Zweckwidmung für den 
Ausbau des Internats der bäuerlichen Fach- 
schule Obersiebenbrunn verwendet werden 
soll, hat der Herr Abg. Mond1 erklärt, er sei 
kein Freund der bäuerlichen Fachschule. Ich 
möchte hier keine Debatte über die bäuerli- 
che Fachschule entfachen. Im Bericht des Fi- 
nanzkontrollausschusses wurde eindeutig fest- 
gestellt, daß die Verhältnisse in der zwei- 
jährigen landwirtschaftlichen Fachschule in 
Obersiebenbrunn untragbar seien. Es können 
nur 28 Schüler im Internat Schlafräume fin. 
den, was für den normalen Belag viel zu ge- 
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ring ist. Es ist weder ein Aufenthaltsraum 
noch ein Tag- oder Studierraum vorhandep, 
und die sanitären Anlagen sind unzureichend. 
Wir haben in Gumpoldskirchen eine bäuer- 
liche Fachschule, die überhaupt über kein 
Internat verfügt. Unsere bäuerliche Jugend 
kann nur dann eine gute Fachausbildung er- 
fahren, wenn entsprechende Internate vor- 
handen sind. 

Abschließend möchte ich noch feststellen, 
daß die nicht vorhandene Käuferliste wahi- 
scheinlich nur eine Ausrede der SPU war, 
dem Antrag der Landesregierung nicht ihre 
Zustimmung geben zu können. Sie argumen- 
tierten, daß der Grund und Boden zu billig 
abgegeben würde, es sich also um Wohltätig- 
keitsgrundabgaben handle und damit unmög- 
lich eine Zweckwidmung für den Ausbau der 
bäuerlichen Fachschule verbunden werden 
könne. Ich glaube, daß die UVP-Fraktion in 
diesem Hause schon sehr oft bei wichtigen 
und entscheidenden Fragen allein die Verant- 
wortung getragen hat. Wir sind auch jetzt 
bereit, die Verantwortung allein zu überneh- 
men, (Abg. Rösch: Crundsteuereinhebungsge- 
setz!) weil wir wissen, daß mehr'als 200 klein- 
und mittelbäuerliche Betriebe Grund und Bo- 
den erhalten und damit ihre Existenzgrund- 
lage verbessern können. Wir wollen hoffen. 
daß dem Beispiel des Bundeslandes Nieder- 
Österreich noch recht viele folgen mögen, 
damit weitere Flächen der öffentlichen Hand 
in den Besitz der Bauernschaft überführt wer- 
den. (Beifall rechts.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt. Herr 
Abg. C z i d l i k .  

Abg. CZIDLIK: Hohes Haus! Nach den Aus- 
führungen meiner beiden Vorredner kann ich 
mich relativ kurz fassen. Ich möchte nurfest- 
stellen, daß die sozialistische Fraktion in der 
gemeinsamen Sitzung der zwei zuständigen 
Ausschüsse sofort ihre Bereitwilligkeit erklärt 
hat, für die gegenständliche Vorlage einzu- 
treten und ihre Zustimmung zu geben. Es ist 
daher müßig, sich mit den Behauptungen mei- 
nes Vorredners, daß wir irgendweiche Aus- 
reden gebraucht hätten, auseinanderzusetzen. 
Die sozialistische Fraktion hat eine einzige 
Bedingung gestellt, und zwar die, daß ihr in 
die Käuferliste Einsicht gewährt werde. Dies 
aus folgendem Grund: Wir stehen auf dem 
Standpunkt, daß das Land wohl das Rechi. 
hat, einen bedeutenden Grundbesitz zwecks 
Aufstockung und Festigung des Besitzes an 
bäuerliche Interessenten zu verkaufen, wozu 
wir selbstverständlich gerne zustimmen. Es 
obliegt uns aber die Verpflichtung, das Kon- 
trollrecht auszuüben und dafür zu sorgen, daß 

mit dieser Besitzabgabe in dem einen oder 
anderen Fall nicht irgendwelche Spekulatio- 
nen getrieben werden. Und wenn Sie uns 
weismachen wollen, daß es eine Käuferliste 
noch nicht gibt, dann hat mein Vorredner 
den Gegenbeweis angetreten. Er hat mit Froh- 
locken erklart, daß er es begrußt, daß hier 
die Listen nicht vorgezeigt wurden. Er hat 
auch davon gesprochen, daß die Grunderwerbs- 
genossenschaft nicht nur nicht nebenberufli- 
che Landwirte, sondern auch hauptberufliche 
Landwirte ausgeschieden hat. Ich glaube, da- 
mit ist der eindeutige Beweis erbracht, daß 
es sehr wohl eine Käuferliste gibt, und Sie 
würden uns wirklich für sehr naiv halten, 
wenn Sie uns zumuten, daß wir Ihnen glaii- 
ben, daß es eine derartige Käuferliste nicht 
gab, dies umso mehr, als es im Ausschuß 
ausdrücklich geheißen hat, die Vorlage sei 
deshalb SO dringend, weil unmittelbar nach 
der Ernte die Bearbeitung des Grund und Bo- 
dens einsetzen müßte - was auch den Tat- 
sachen entspricht -, und das solleii dann be- 
reits die neuen Käufer tun. Man hat das bil- 
lige Verlangen, uns in die Käuferliste Einsicht 
zu gewähren, abgelehnt; somit haben wir 
keine Kontrollmöglichkeit, und nachdem Sie 
uns diese Kontrollmöglichkeit nicht zuerkann- 
ten, haben wir - lediglich aus diesem Grun- 
de - der Vorlage nicht zugestimmt und wer- 
den es auch im Hohen Hause nicht tun, ob- 
wohl wir dazu bereit waren und selbstver- 
standlich in anderen Fällen bereit sind, wenn 
gewisse Voraussetzungen eingehalten werden, 
ähnlichen Vorlagen die Zustimmunu zu ertei- 
len. In diesem Falle aber: Nein. (Beifall bei 
der SPU.) 

PRASIDENT TESAR: ZU Wort gelangt Herr 
Abg. W e i s s . 

Abg. WEISS: Hohes Haus, geschatzte Da- 
men und Herren! Ich glaube, wenn das Land 
Niederosterreich sich entschlossen hat, den in 
seinem Besitz befindlichen Gutshof Reuhof 
zum Zwecke einer echten Eigentumsverbesse- 
rung für die klein- und mittelbäuerlichen Be- 
triebe im Raume Wolkersdorf freizugeben, 
müssen wir diesen Vorgang alle gemeinsam 
begrüßen. Es wundert uns daher, daß Kollege 
Niklas, der vom Arbeitsbauernbund kommt, 
vom sogenannten Stand der Arbeitsbauern - 
wir müssen uns jetzt eine iieue Definition 
für die andere Gruppe der Baucrn suchen, 
damit wir wissen, ob auch diese zu den ar- 
beitenden Menschen in unserem Lande zäh- 
len -, sich so sehr daruber beklagt, daß diese 
Aufteilung, diese echte Verbesserung der Be- 
sitzverhältnisse, herbeigeführt wird. Menschen, 
die im Raume Wolkersdorf leben, zahlen 
wahrhaftig nicht zu den Begüterten, weil so- 
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wohl die Bonität der Gründe sehr schlecht 
und auch die Betriebsstruktur sehr ungünstig 
ist und daher wohl die Berechtigung besteht, 
daß man sich bemüht, gerade für dieses Ge- 
biet eine echte Verbesserung der Besitzver- 
hältnisse zu erreichen. Wir wundern uns, daß 
er sich beklagt, daß hier eine Vernichtung 
der von uns allen so sehr geförderten Grund- 
stückzusammenlegung erfolgt. Wir wissen, daß 
in diesem Raume eine Zerschlagung oder Ver- 
nichtung nicht möglich ist, weil eben die Be- 
triebsstruktur an sich schon sehr klein ist und 
durch die Aufteilung des Reuhofes keine wei- 
tere Gefährdung eintritt. Er hat in seinen 
Ausführungen sehr oft das Wort „Bodenre- 
form" benützt, eine Formulierung, die wir nie 
sehr gern gehört haben, weil wir immer wuß- 
ten, welche Tendenz dieser Außerung zu- 
grunde liegt. Wir haben daher mit Absicht das 
Wort ,,Bodenreform" nie gebraucht. Wenn 
aber gerade heute Kollege Niklas, der von 
der Bodenreforni spricht und weiß, was mit 
ihr verfolgt wurde, sich jetzt beklagt, daß eine 
Zerschlagung dadurch herbeigeführt wird, daß 
das Land Niederösterreich zu dieser Grund- 
aufstockung den Grund zur Verfügung stellt, 
müssen wir uns tatsächlich wundern, und ich 
glaube, er hat der bäuerlichen Bevölkerung 
damit keinen guten Dienst erwie3en, wenn er 
hier im Hohen Hause -- ohne es näher zu 
erklären - sagt, daß allein durch die Mög- 
lichkeit einer Beregnung eine 50 - 80°/oige 
Verbesserung der Einkommensverhältnisse 
herbeigeführt werden kann, ohne darauf hin- 
zuweisen, welches große Anlagekapital not- 
wendig ist, um solche Anlagen zu bauen, 
welcher Arbeitsaufwand erforderlich ist, um 
diese Beregnung zum Tragen zu bringen. Viel- 
leicht wird es dem Kollegen Niklas genauso 
geläufig sein wie mir, daß wir gerade in die- 
sem Gebiet heuer im Juni eine Niederschlags- 
menge von 13mm hatten zum Unterschied 
vom vergangenen Jahr mit 79mm. Wir wis- 
sen, daß die Bauern in diesem G e b i e t k  
zwungen sind, sich irgendwie zu helfen, um 
mit den uns heute zur Verfügung stehenden 
technischen Mitteln ihre Einkommensverhält- 
nisse zu verbessern. Wenn Kollege Niklas 
sagt, daß durch den Windschutz noch einmal 
eine echte Verbesserung des Ertrages um 15 
bis 20 Prozent eintritt, könnte in diesem Ho- 
hen Hause sehr leicht die Meinung entstehen, 
daß bei den Bauern das Geld in rauhen Men- 
gen fließt. Er müßte doch wissen, wie esmit 
den Einkommensverhältnissen in den bäuerli- 
chen Betrieben aussieht. Wir glauben, daß es 
nicht gut ist und daß man dem bäuerlichen 
Berufsstand, der für die Ernährung unseres 
Volkes verantwortlich ist, keinen guten Dienst 

erweist, wenn wir bei der ohnedies schlech- 
ten Einstellung zu diesem Berufsstand noch 
solche Dinge preisgeben, ohne dazu die rich- 
tigen Erklärungen zu geben. 

Ich möchte den Ausführungen meines Vor- 
redners Dipl. Ing. Robl nichts hinzufügen, er 
hat dieses Problem in der Gesamtheit aufge- 
rollt, und ich glaube, wir solltenuns hier end- 
lich einmal dazu bekennen, daß wir hier nicht. 
wie es ausgedrückt wird, den Bauern unge- 
rechtfertigte Geschenke machen. Sie wissen 
genau, was wir damit verfolgen. Ich glaube, 
daß in den letzten Jahren Beweise genug er- 
bracht wurden, daß wir durch den Zufall, den 
uns das Schicksal dadurch in die Hand ge- 
spielt hat, daß viele nichtarische Besitzer, die 
früher hier reichlich Grund und Boden hatten, 
nicht mehr nach Osterreich zurückgekehrt 
sind, eine echte und ehrliche Verteilung die- 
ses Besitzes an die bedürftigen klein- und 
mittelbäuerlichen Betriebe vorgenommen und 
somit eine echte Einkommensverbe,sserung für 
diese Menschen sichergestellt haben. Damit 
glaube ich, haben wir dem Bauernstand und 
damit dem ganzen Volke in Osterreich einen 
sehr guten Dienst erwiesen. (Beifall bei der 

PRASIDENT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. HUBINGER (Schluß- 
Wort): Ich verzichte auf das Schlußwort und 
bitte den Herrn Präsidenten, die Abstimmung 
vorzunehmen. 

PRASIDENT TESAR (Nach Abstimmung) 
Mit Mehrheit a n g e n o m m e n .  

Ich ersuche die Frau Abg. K ö r n e r ,  die 
Verhandlung zu Zahl 594 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. KURNER: Hohes Haus! 
Ich habe namens des SCHUL-AUSSCHUSSES 
über den Antrag der Abgeordneten Körner, 
Stangler, Grünzweig, Müllner, Kosler, Reiter, 
Graf, Dipl. Ing. Robl, Wehrl, Schulz, Jirovetz, 
Schebesta und Genossen, betreffend die Er- 
richtung einer Bundes-Bildungsanstalt für Kin- 
dergärtnerinnen in Niederösterreich, zu be- 
richten. 

Bereits seit vielen Jahrzehnten unterstützt 
das Land Niederösterreich das Kindergarten- 
Wesen des Landes. Schon im Jahre 1901 wur- 
de vom Landtag ein Statut, betr. die Grün- 
dung von Landeskindergärten und damit ver- 
bundenen Landeskinderbewahranstalten, be- 
schlossen und damit eine Einrichtung geschaf- 
fen, die in dieser Form sich' bis zuni heutigen 
Tage erhalten hat und die Grundlage für das 
weitverzweigte, gut funktionierende Kinder- 
gartenwesen in Niederösterreich bildet. Der- 
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Zeit bestehen im Lande 358 Landeskindergär- 
ten mit 553 Abteilungen, wozu während der 
Sommerszeit noch weitere 43 Landeserntekin- 
dergärten kommen. In den Landeskindergärten 
wurden am 1. April 1964 563 Kindergärtnerin- 
nen beschäftigt. Die Heranbildung der Kin- 
dergärtnerinnen erfolgt in Niederösterreich in 
drei privaten Anstalten. Im Schuljahr 1962163 
wurden an diesen Anstalten 161 Schülerinnen 
gezählt, wobei bei einer dreijährigen Ausbil- 
dungszeit jährlich ungefähr 50 ausgebildete 
Kindergärtnerinnen die Anstalten verlassen. 
’Die genannten Anstalten führen allerdings 
nicht jährlich einen Jahrgang durch. 

Infolge der ständig wachsenden Zahl von 
neuen Kindergärten, insbesondere auch von 
Erntekindergärten, wird auch ein zusätzlicher 
Bedarf an ausgebildeten Kindergärtnerinnen 
entstehen. Dazu kommt, daß die Bundeshaupt- 
stadt Wien für diese Kindergärtnerinnen ei- 
nen Anziehungspunkt bildet und diese daher 
in Wien ihren Dienst verrichten. Auch durch 
das altersbedingte Ausscheiden von Kinder- 
gärtnerinnen aus dem Dienst, wird immer wie- 
der rechtzeitig für Ersatz gesorgt werden 
müssen. Letzten Endes wandern auch nicht 
wenige Kindergärtnerinnen als Erzieherinnen 
in private Dienste ab. 

Durch das Schulorganisationsgesetz vom 
25. Juli 1962, wurde auch hinsichtlich derBil- 
dungsanstalten für Kindergärtnerinnen eine 
neue gesetzliche Grundlage geschaffen. Die 
Ausbildung der Kindergärtnerinnen soll dem- 
nach in eigenen ,,Bundes-Bildungsanstalten 
für Kindergärtnerinnen”, die an die achte 
Schulstufe anschließen und vier Schulstufen 
umfassen, erfolgen und mit einer Befähigungs- 
Prüfung abschließen. 

Da die in Nieder0 erreich bestehenden pri- 
vaten Kindergärtnerinnen b 1 dungsanstalten aui 
die Dauer nicht in der Lage sein werden, die 
erforderlichen Kindergärtnerinnen auszubilden 
und den Bedarf an Kindergärtnerinnen für 
die ständig wachsende Anzahl von Kinder- 
gärten zu decken, wird die Errichtung einer 
Bundes-Bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen 
in Niederösterreich notwendig. 

Der zuständiqe Ausschuß hat die Vorlage 
beraten und einstimmig genehmigt. 

Ich stelle daher namens des Schul-Aus- 
Schusses folgenden Antrag (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,Die Landesregierung wird aufgefordert, bei 

der Bundesregierung, insbesondere beim Bun- 
desministerium für Unterricht, vorstellig Z U  

werden und dahin zu wirken, daß für den Be- 
darf an Kindergärtnerinnen an den Kinder- 
gärten des Landes in Niederösterreich sobald 

wie möglich eine Bundes-Bildungsanstalt für 
Kindergärtnerinnen errichtet wird.“ 

Ich ersuche den Herrn Präsidenten, die De- 
batte einzuleiten bzw. die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. 

PRASIDENT TESAR (nach Abstimmung über 
den Antrag des Schul-Ausschusses) : A n g e - 
n o m m e n .  

Ich ersuche den Herrn Abg. R e i t e r, die 
Verhandlung zur Zahl 619 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. REITER: Hoher Land- 
tag! Ich habe namens des SCHUL-AUSSCHUS- 
SES über den Antrag dar Abgeordneten 
Stangler, Körner, Müllner, Grünzweig, Reiter, 
Kosler, Dipl. Ing. Robl, Graf, Schul?, Wehrl, 
Schebesta, Jirovetz, Schneider, Hubinger und 
Genossen, betreffend die Errichtung einer 
Bundes-Bildungsanstalt für Arbeitslehrerinnen 
in Niederösterreich, zu berichten: 

Nach dem Schulorganisationsgesetz, BGBI. 
Nr. 24211962, ist der Polytechnische Lehrgang 
im 9. Schuljahr der allgemeinen Schulpflicht 
für jene Schüler einzurichten, die weder eine 
mittlere oder höhere Schule besuchen, noch 
in der Volks-, Haupt- oder Sonderschule ver- 
blieben sind, mit dem Zweck, die allgemeine 
Grundbildung im Hinblick auf das praktische 
Leben und die künftige Berufswelt zu festigen 
und bei Mädchen insbesondere auch die haus- 
wirtschaftliche Ausbildung zu fördern. Die 
hauswirtschaftliche Ausbildung erfordert da- 
her eine beachtliche Erhöhung der Anzahl der 
erforderlichen Arbeitslehrerinnen. Mit den 
bis nun zur Verfügung gestandenen Arbeits- 
lehrerinnen konnte kaum das Auslangen ge- 
funden werden, und es sah sich daher im ver- 
gangenen Schuljahr der Landesschulrat von 
Niederösterreich veranlaßt, einen eigenen, 
fünfmonatigen Kurs, in dem die Abgänger der 
drei- und vierjährigen Frauenberufsschule auf 
die Tätigkeit als Arbeitslehrerin vorbereitet 
wurden, abzuhalten. Diese Notlösung wird 
aber auf die Dauer kaum aufrecht zu erhal- 
ten sein. Der Mangel an Arbeitslehrerinnen 
ist, abgesehen von den sonst dieser Erschei- 
nung zugrunde liegenden Ursachen, vornehm- 
lich darauf zurückzuführen, weil im Gegen- 
satz zu den meisten übrigen Bundesländern 
in Niederösterreich keine Bundes-Bildungsan- 
stalt für Arbeitslehrerinnen vom Bund geführt 
wird. Die einzige Bildungsanstalt für Arbeits- 
lehrerinnen in Amstetten, die von der Con- 
gregation vom Dritten Orden des Heiligen 
Franziskus als Frivatinstitution geführt wird, 
ist schon derzeit nicht in der Lage, die not- 
wendige Anzahl von Arbeitslehrerinnen her- 
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anzubildeii. Noch dazu verbleiben nicht alle 
absolvierten Arbeitslehrerinnen in Nieder- 
Österreich. Für 1964 ist mit 12. 1965 mit 0 un6 
1966 mit 28 Absolventinnen zu rechnen, WO- 

bei, wie bereits erwähnt, nur ein Teil selbst 
in Niederösterreich zur Verfügung stehen 
wird. Um nun für die klaglose Durchführung 
der erwähnten schulgesetzlichen Bestimmun- 
gen vorzusorgen und den erhöhten Bedarf an I 

Arbeitslehrerinnen zu decken, erscheint es 
unbedingt erforderlich, zu erreichen, daß durch 
das Bundesministerium für Unterricht eine 
Bundes-Bildungsanstalt für Arbeitslehrerinnen 
in Niederösterreich errichtet wird. 

Der zuständige Ausschuß hat die Vorlage 
beraten und einstimmig genehmigt. 

Ich darf daher namens des Schul-Ausschus- 
ses folgenden Antrag stellen (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

bei der Bundesregierung und insbesondere 
beim Bundesministerium für Unterricht zu er- 
reichen, daß in Niederösterreich eine Bundes- 
Bildungsanstalt für Arbeitslehierinnen errich- 
tet wird, damit der nun erhöhte Bedarf an 
diesen Fachkräften gedeckt werden kann und 
die Durchführung der hauswirtschaftlichen 
Ausbildung im Sinne des Schulorganisations- 
gesetzes gewährleistet wird." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte einzuleiten bzw. die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Z Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen L m m u n g .  zur 

PRASIDENT TESAR (nach Abstimmung über 
Antrag des Schul-Ausschusses) : A n g e n o m - 
m e n .  

Ich ersuche Herrn Abg. P o p p ,  die Ver- 
handlung zur Zahl 609 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. POPP: Hohes Haus! 
Der Wirtschaftsausschuß hat sich mit der Vor- 
lage der Landesregierung, betreffend den Ge- 
setzesentwurf, mit dem das nö. Fremdenver- 
kehrsgesetz abgeändert und ergänzt wird, ein- 
gehend beschäftigt. Ich darf daher annehmen, 
daß ich mich mit einem kurzen Bericht be- 
gnügen darf. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen 
einige Bestimmungen des Gesetzes vom 5. No- 
vember 1957, betreffend Einrichtungen zur 
Pflege und Förderung des Fremdenverkehrs 
in Niederösterreich (Nö. Fremdenverkehrsge- 
setz), LGBl. Nr. 108, abgeändert und ergänzt 
werden. 

Artikel I 
Das nö. Fremdenverkehrsgesetz, LGBl. Nr. 

10811957, wird abgeändert und ergänzt wie 
folgt: 

Gesetzgebunlgcperiod,e. 20. Sitzung am 2. Juli 1964. 

1. 3 2 Abs. 3 hat zu lauten: 
„(3) Zu Fremdenverkehrsgemeinden können 
nur solche Gemeinden bestimmt werden, die 
neben den natürlichen Voraussetzungen ent- 
sprechende Fremdenverkehrseinrichtungen. 
insbesondere Fremdenunterkünfte oder einen 
maßgebenden Ausflugs- oder Wintersportver- 
kehr aufweisen." 

,,(4) Gemeinden, die bereits auf Grund des 
nö. Fremdenverkehrsgesetzes, LGB1. Nr. 1 I /  
1950, zu Fremdenverkehrsgemeinden bestimmt 
wurden, gelten als Fremdenverkehrsgemein- 
den im Sinne dieses Gesetzes." 

3. Der bisherige Absatz 4 des 3 2 erhält 
die Bezeichnung Absatz 5. 
4. Der bisherige Wortlaut des Q 15 erhält 
die Bezeichnnug Absatz 1; folgender Ab- 
satz 2 ist anzufügen: 

„(2) Die Landesregierung kann den Gemein- 
den für Vorhaben, welche im Interesse der 
Förderung des Fremdenverkehrs durchgeführt 
werden sollen, nach Maßqabe der im Voran- 
schlag des Landes vorgesehenen Mittel Dar- 
lehen und zweckgebundene Zuschüsse ge- 
währen, wenn diese Vorhaben ohne finan- 
zielle Hilfe des Landes nicht verwirklicht wer- 
den können." 

Artikel I1 
Die Bestimmungen des Artikels I Ziffer 2 

und 3 treten rückwirkend mit 1. Jänner 1957 
in Kraft. 

Ich erlaube mir daher, namens des WIRT- 
SCHAFTS-AUSSCHUSSES folgenden Antrag 
zu stellen (liest): 

2. Q 2 Abs. 4 hat zu lauten: 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,1. Der vorliegende Gesetzentwurf über die 

Abänderung des Gesetzes vom 5. November 
1957, betreffend Einrichtungen zur Pflege und 
Förderung des Fremdenverkehrs in Nieder- 
Österreich (Nö. Fremdenverkehrsgesetz), LGB1. 
Nr. 108, wird genehmigt. 

2. Die Landesregierung wird aufgefordert, 
wegen Durchführung dieses Gesetzesbeschlus- 
ses das Erforderliche zu veranlassen." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte einzuleiten bzw. die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. 

PRASIDENT TESAR (nach1 Abstimmung über 
den Antrag des Wirtschaftsausschusses): A n  - 
g e n o m m e n .  

Ich ersuche Herrn Abg. J a n  z s a , die Ver- 
handlung zur Zahl G20 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. JANZSA: I-Ioher Land- 
tag! Ich habe namens des wirtschafts-Aus- 
Schusses über den Antrag der Abgeordneten 
Resch, Wondrak, Tesar, Gerhartl, Hubinger, 
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Binder, Stangler, Pettenauer, Marchsteiner, 
Wehrl, Laferl, Sigmund und Genossen, be- 
treffend die Neufestsetzung der Länderquoten 
für die Zuteilung der Bundeszuschüsse zur 
W-ohnbauförderung gemäß Wohnbauförde- 
rungsgesetz 1954, BGBl. Nr. 153, zu berich- 
ten: 

Nachdem die Vorlage dem Wirtschaftsaus- 
schuß vorgelegen ist und auch durchberaten 
wurde, darf ich, die Zustimmung des Hohen 
Landtage-s voraussetzend, den Bericht in ver- 
kürzter Form darlegen. 

Gemäß 3 5 Abs. 1 des erwähnten Gesetzes 
sind die Wohnbauförderungsmittel des Bun- 
des den einzelnen Ländern nach dem Hundert- 
satz zuzuteilen, der sich aus dem arithmeti- 
schen Mittel des auf Grund der Volkszählung 
1951 ermittelten Bevölkerungsschlüssels und 
des Verhältnisses des auf Grund der Woh- 
nungszählung 1951 ermittelten Wohnungsfehl- 
bestandes des einzelnen Landes zum Woh-- 
nungsfehlbestand des gesamten Bundesgebie- 
tes ergibt. 

Das Land Niederösterreich erhält somit aus 
dieser Zeit einen Prozentsatz von 14,lO Pro- 
zent. Nach Abs. 3 dieser Gesetzesstelle ist 
der Bund verp ichtet, bei wesentlicher An- 
derung dieses Vekhaltnisses einen neuen Auf- 
teilungs- oder Zutellmrgsschlüssel zu ermit- 
teln, neu zu erstellen und festzusetzen. Durch 
die Volks- und Wohnungszählung des Jah- 
res 1961, auf Grund von neuen Unterlagen 
gegenüber denen des Jahres 1951, ergibt sich 
nun für das Land Niederösterreich eine Zu- 
teilungsquole von 12,2? Prozent, also eine Kür- 
zung von 1,83 Prozent. Im Jahre 1954, als 
man den damaligen Aufteilungsschlüssel fest- 
legte, wurde schon festgestellt, daß der in 
Aussicht genommene Schlüssel für die Ver- 
teilung der Mittel für das Land Niederöster- 
reich und das Burgenland eine Benachteili- 
gung darstellt; es wurde daher ein sogenann- 
ter Mischschlüssel ermittelt, welcher auch die 
Bevölkerungszahl berücksichtigt und die Auf- 
teilung auch demensprechend durchführt. Auch 
wurde eindeutig festgelegt, daß auch dieser 
Mischschlüssel, wonach das Land Niederöster- 
reich eine Zuteilungsquote von 14,lO Pro- 
zent erhält, keine gerechte Lösung darstellt. 
Beweise hiefür sind die Stenographischen Pro. 
tokolle der Sitzung des NationalTates vom 
7. Juli 1954, in welchen der Wunsch des 
Ausschusses ausgesprochen wurde, daß die 
Länder Niederösterreich und Burgenland bes- 
ser zu dotieren seien, da die wirtschaftlichen 
Verhältnisse dieser Länder ohne deren Ver- 
schulden schwächer als die der westlichen 
Bundesländer sind. Nunmehr soll diese schon 

9 .. . 
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seinerzeit erfolgte Benachteiligung Nieder- 
Österreichs noch vergrößert werden, da die 
Volks- und Wohnungszählung des Jahres 1961 
eine noch ungünstigere Beeinflqssung der 
Aufteilungsschlüssel in sich trägt. Erstens ist 
es die nicht eindeutige Klarstellung des Be- 
griffes Wohnungsfehlbestand, was zu großer 
Kritik Anlaß gibt und nicht unwidersprochen 
bleiben kann, zweitens sind es ciie von den 
Eigentümern von Häusern bzw. Wohnungen 
bezüglich ihrer Zweit- und Drittwohnungen 
oder Häuser gemachten differierenden Anga- 
gaben; einmal gelten sie als nicht dauernd 
bewohnt, dann wieder als dauernd bewohnt, 
obwohl diese Wohnungen während des Soni- 
mers oder zum Wochenende beansprucht wer- 
den. Dieser Umstand trifft gerade für die nä- 
here Umgebung Wiens zu, wodurch schon 
allein der Begriff Wohnungsiehlbesiand den 
Aufteilungsschlüssel ungünstig beeinflußt, 
weil der ohnehin nicht feststellbaren Zahl 
der Normalwohnungen keine Haushalte ge- 
genüberstehen; diese befinden sich ja in Wien 
und wurden auch in Wien als solche gezählt. 
Ein weiterer Umstand, der besonders die nie- 
derösterreichischen Fremdenverkehrsorte und 
Gebiete betrifft, ist der, daß eine große An- 
zahl von Normalwohnungen ausschließlich 
dem Fremdenverkehr dient, und in ländli- 
chen Gebieten eine nicht feststellbare Zahl 
leerer, sogenannter Ausgedingwohnungen 
vorhanden ist, aber auch die Tatsache, daß 
diese Zustände auch für die stark entvölker- 
ten nördlichen Grenzgebiete Niederösterreichs 
zutreffen, wo den als Normalwohnungen be- 
zeichneten Unterkünften keine Haushalte ge- 
genüberstehen und somit das statistische Bild 
zu Ungunsten Niederösterreichs beeinfluß-t 
wird. In diesem Zusammenhang wäre daher 
darauf aufmerksam zu machen, daß das nie- 
derösterreichische statistische Zentralamt auf 
die Problematik der Errechnung des Woh- 
nungsfehlbestandes hingewieseii ha,t. Es la- 
gen auch für die Auslegung des Begriffes 
Wohnungsfehlbestand mehrere Varianten vor. 
Die Erreichung einer einigermaßen gerechten 
Lösung der Aufteilung der Bundes-Wohnbau- 
förderungsmittel wäre nur dann mögKich, 
wenn der umstrjttene und problematische Be- 
griff Wohnungsfehlbestand in Wegfall käme 
und lediglich die Wohnbevölkerung für die 
Festsetzung der Länderquoten herangezogen 
wird. Es kann nicht eingesehen werden, daß 
Niederösterreich, das mit einer Wohnbevöl- 
kerung von 19,42 Prozent auf Grund der letz- 
ten Volkszählung und bis 1955 infolge der 
Besatzung wirtschaftlich und finanziell nach- 
hinkte, nur 12,27 Prozent der Wohnbauförde- 
rungsmittel erhalten soll, während andere 
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Bundesländer mit einer viel geringeren Be- 
völkerungszahl durch die Zuteilung einer hö- 
heren Quote bevorzugt werden sollen. Ein 
weiterer sp-ürbarer Nachteil, dessen Folgen 
nicht abzusehen wären, ist die vorgesehene 
rückwirkende Inkraftsetzung der geplanten 
Verordnung mit 1. Jänner 1963. Hier wäre 
einzuwenden, daß die dem Lande für 1963 
zugewiesenen Mittel bereits konsumiert sind, 
aber auch bereits über die Mittel für 1964, 
um die Bausaison günstig auszunützen, schon 
verfügt wurde und den Förderungswerbern 
durch schriftliche Verpflichtungserklärung die 
Zuteilung ihrer beantragten Förderungsbei- 
träge zugesichert wurde. Für den Widerruf 
dieser Verpflichtungserklärung bedarf es aber 
der Voraussetzungen des 8 32 des Wohnbaii- 
förderungsgesetzes 1954, die nicht gegeben 
sind. 

Der Ausschuß hat das beraten, und ich darf 
im Sinne des Wir schaftsausschusses folgen- 
den Antrag stellen ta iest): 

Der Hohe Landtag wcMe beschließen: 
,,l. Die Landesregierung wird aufgefordert, 

bei der Bundesregierung auf die irn Antrag 
enthaltene Begründung energisch gegen die 
beabsichtigte, ungerechtfertigte Benachteili- 
gung Niederösterreichs bei Neufestsetzung 
der Länderquoten für die Zuteilung der Bun- 
deszuschüsse zur W ohnbauförderung gemäß 
dem Wohnbauförderungsgeseiz 1954, BGB1. 
Nr. 153, zu protestieren und 

2. zu verlangen, daß durch geeignete ge- 
setzgeberische Maßnahmen das Wohnbauför- 
derungsgesetz 1954, BGBI. Nr. 153, derart ab- 
geändert wird, daß in Zukunft als .Kriterium 
für die Festsetzung der Länderquoten aus- 
schließlich die Wohnbevölkerung zugrunde- 
gelegt wird.” 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batfe einzuleiten bzw. die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort ist niemand 
gemeldet, wir kommen zur Abstimmung. 

(Nach Abstimmung) : A n g e n o m m e n . 
Ich ersuche den Herrn Abg. J a n z s a  die 

Berichterstatter Abg. JANZSA: Hoher Land- 
Verhandlung zur Zahl 621 einzuleiten. 

tag! Ich habe über den 
ANTRAG 

der Abg. Resch, Dipl. Ing. Hirmann, Dien- 
bauer, Janzsa, Schneider, Fraißl, Schwarzott 
und Genossen, betr. die Neugestaltung des 
Elektrizitätswesens, zu berichten: 
Die Kompetenzen zur Gesetzgebung und Voll- 
Ziehung auf dem Gebiete des Elektrizitäts- 
Wesens bestimmen sich nach Art. 10 Abs. 1 
Z. 10 und Art. 12 Abs. 1 Z. 7 B.-VG. Hin- 
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sichtlich Art. 10 Abs. 1 Z. 10 B.-VG. ist die 
Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache 
auf dem Gebiete des Starkstromwegerechtes, 
soweit sich die Leitungsanlage auf zwei oder 
mehrere Länder erstreckt, sowie hinsichtlich 
der Normalisierung und Typisierung elektri- 
scher Anlagen und Einrichtungen und Sicher- 
heitsmaßnahmen auf diesem Gebiete. Im übri- 
gen ist das Elektrizitätswesen nach Art. 12 
Abs. 1 Z. 7 B.-VG., demzufolge die Gesetz- 
gebung über die Grundsätze Bundessache und 
die Erlassung von Ausführungsgesetzen und 
die Vollziehung Landessache ist, zu beurtei- 
len. Bezüglich der im Art. 12 Abs. l B.-VG. 
angeführten Angelegenheiten gilt der Leitsatz, 
daß die Länder insolange unzuständig sind, 
diese Angelegenheiten, wenn auch nur vor- 
läufig, gesetzgeberisch zu regeln, als der 
Bund nicht ein entsprechendes Grundsatzge- 
setz erlassen hat. 

Eine Regelung nach Art. 12 Abs.’ 1 Z. 7 
B.-VG. erging durch das Elektrizitätsgesetz 
vom Jahre 1929, BGB1. Nr. 250. Sein erster 
Teil enthält die vom Art. 12 Abs. 1 Z. 7 B.- 
VG. geforderten Grundsätze für die Erlassung 
der Ausführungsgesetze. In Niederösterreich 
erfolgte die Ausführung durch das nö. Elek- 
trizitäts-Landesgesetz vom 22. Dezember 1931, 
LGB1. Nr. 237. 

Die Verfassung 1934 brachte insofern eine 
Anderung, als Art. 34 bestimmte, daß die Ge- 
setzgebung und die Vollziehung auf dem Ge- 
biete des Elektrizitätswesens ausschließlich 
Bundessache ist. Die Ausführungsgesetze der 
Länder wurden demnach Bundesgesetze, je- 
doch hatte sich sachlich aber im wesentlichen 
nichts geändert. 

Mit der Einführung der deutschen Rechts- 
ordnung hörte die österreichische Gesetzge- 
bung auf dem Gebiete des Elektrizitätswe- 
Sens auf. hSit der 1. Einführungsverordnung des 
Energiewirtschaftsrechtes im Lande ‘Osterreich 
vom 26. Jänner 1939 (GBI. f .  Osterr. Nr. 156) 
wurden fast alle reichsrechtlichen Vorschrif- 
ten über die Energiewirtschaft, die auch die 
Gasversorgung umfaßte, in üsterreich einge- 
führt, darunter in der Hauptsache das Gesetz 
zur Förderung der Energiewirtschaft (Ener- 
giewirtschaftsgesetz) vom 30. Dezember 1935, 
RGBl. I S. 1451, und die 3. Durchführungs- 
Verordnung hiezu. Das österreichische Elek- 
trizitätsgesetz und die ehemaligen Elektrizi- 
täts-Landesgesetze sowie dazu noch gehören- 
de Ministerialverordnungen wurden bis auf 
einzelhe Gesetzes- und Verordnungsbestim- 
mungen, außer Kraft gesetzt. 

Im Jahre 1945 wurden durch 6 2 des Ver- 
fassungsgesetzes vom 1. Mai 1945 StGB1. Nr. 
6, über die Wiederherstellung des Rechtsle- 
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bens in Osterreich (Rechtsüberleitungsgesetz) 
diese Vorschriften als österreichische Rechts- 
Vorschriften in vorläufige Geltung gesetzt. 
Die übergangsweise Einreihung dieser Rechts- 
Vorschriften konnte sich nach keinen ande- 
ren Grundsätzen vollziehen als nach jenen, 
die in den $ 8 2  bis 6 Verfassungsübergangs- 
gesetz11920 (VUG.) aufgezählt waren. Für die 
Uberleitcing in die der Kompetenzverteilung 
des B.-VG. entsprechende Ordnung waren da- 
her die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 VUG. 
1920 maßgeblich. Die Rechtsvorschriften auf 
dem Gebiete des Elektrizitätswesens blieben 
daher noch durch drei Jahre, gerechnet vom 
21. Oktober 1945 an, in Geltung und traten 
mit 20. Oktober 1948 außer Wirksamkeit. Die 
Landesgesetzgebung war seither befugt, die 
Angelegenheiten des Elektrizitätswesens frei 
zu regeln, solange nicht der Bund von dem 
ihm nach Art. 12 B.-VG. zustehenden Recht 
zur Grundsatzgesetzgebung Gebrauch macht. 
Dieser Grundsatz gilt aber nicht uneinge- 
schränkt. Der Verfassungsgerichtshof hat iii 
Erkenntnis vom 16. Oktober 1963, G 20/62, 
ausgesprochen, daß der Landesgesetzgeber 
gemäß 6 3 Abs. VUG. 1920 nur insofern re- 
gelnd eingreifen darf, als es sich um eine 
Materie handelt, die von jenem Bundesge- 
setz bzw. jenen Bundesgesetzen, die nach Ab- 
lauf der dreijährigen Frist außer Kraft getre- 
ten sind, geregelt worden war. 

Im Land Niederösterreich ist 'daher das 
Elektrizitätswesen, mit gewissen Ausnahmen, 
durch das Landesgesetz vom 14. November 
1957 geregelt. 

Das 2. Verstaatlichungsgesetz vom 26. März 
1947, hat die Organisation der gesamten Ener- 
giewirtschaft 'Osterreichs zum Gegenstand. Im 
zitierten Erkenntnis des VfGH. vom 16. Ok- 
tober 1963 geht der VfGH. von der Annahme 
aus, daß seit dem Inkrafttreten des Staatsver- 
trages die Voraussetzungen für die Anwend- 
barkeit des Kompetenztatbestandes des Art. 
10 Abs. 1 Z. 15 B.-VG. zur Gänze weggefal- 
len sind. Somit hat das 2. Verstaatlichungs- 
gesetz seinen unmittelbar ansprech-baren Kom- 
petenztatbestand verloren. Es bedurfte daher 
zur Abänderung des 2.  Verstaatlichungsge- 
setzes einer Verfassungsbestimmung. 

Die Tatsachen, daß das 2. Verstaatlichungs- 
yesetz einer venfassungsrechtlichen Grund- 
lage entbehrt, ein beachtlicher Teil der über- 
nommenen Rechtsvorschriften am 20. 10. 1948 
außer Kraft getreten ist und der Bund von 
dem ihm zustehenden Recht der Grundsat- 
zungsgesetzgebung bis nun keinen Gebrauch 
yemacht hat, erfordern dringendst, daß es zu 
einer Neuregelung auf dem Gebiet des Elek- 
trizitätswesens kommt. 
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Das Bundesministerium für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft hat im Jahre 1960 den 
Entwurf eines Elektrizitätswirtschaftsgesetzes 
ausgesendet und alle in Betracht kommenden 
Stellen um Begutachtung gebeten. Art. 1 des 
Entwurfes ist eine Veriassungsbestimmung 
und sieht vor, daß die in diesem Gesetzent- 
wurf enthaltenen Vorschriften hinsichtlich 
Gesetzgebung und Vollziehung Bundessache 
sind, auch wenn das B.-VG. etwas anderes 
bestimmt. Diese Bestimmung hat den Wider- 
spruch der Länder hervorgerufen. Es wurde 
zu Recht eingewendet, daß diese Bestimmung 
einen weiteren EingrifI in die verfassungs- 
mäßig anerkannten Landerrechte darstellt und 
darauf hingewiesen, daß seit dem Jahre 1945 
der Bundesgesetzgeber durch in einfachen 
Bundesgesetzen enthaltenen VerIassungsbe- 
Stimmungen die Zustandigkeit der Länder in 
einem kaum mehr vertretbaren AusmaR ge- 
mindert hat. Es wurde daher von der über- 
wiegenden Mehrheit der Länder zurecht ge- 
fordert, daß die Neugestaltung des Elektrizi- 
tätsrechtes grundsätzlich im Rahmen der be- 
stehenden Verfassung zu erfolgen hat. Daraus 
ergibt sich, daß die Organisation des Elektri- 
zitätswesens dem bundesstaatlichen Aufbau 
zu entsprechen hat. Dieser Entwurf war in- 
folge der damit verbundenen Kompetenzän- 
derung von vorneherein ungeeignet, die bis- 
herige Entwicklung der Belange der Elektri- 
zitätswirtschaft zu berücksichtigen und den 
Erfordernissen der Zukunft entsprechend zu 
regeln. Die überragende Bedeutung der Elek- 
trizitätswirtschaft für die österreichische 
Volkswirtschaft läßt es dringend notwendig 
erscheinen, daß durch den Bundesgesetzgeber 
unter Wahrung der Bundesverfassung eine 
den Bedürfnissen entsprechende Regelung er- 

Ich habe daher namens des Wirtschafts- 
ausschusses dem Hohen Hause folgenden An- 
trag vorzulegen (liest): 

~ 

folgt. 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
„Die Landesregierung wird aufgefordert, bei 

der Bundesregierung und insbesondere beim 
Bundesministerium für Verkehr und Elektri- 
zitätswirtschaft vorstellig zu werden, daß 
durch gesetzgeberische Maßnahmen ohne 
Anderung der verfassungsmäßigen Kompe- 
tenzen eine den Bedurfnissen der bisherigen 
und zukünftigen Entwicklung der Elektrizi- 
tätswirtschaft entsprechende Regelung er- 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die De- 
batte zu eröffnen und die Abstimmung vor- 
zunehmen. 

f 0 Igt . // 
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PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 
batte. Zum Wort gelangt der Herr Abg. 
R e s c h .  

Abg. RESCH: Hohes Haus! Der gegenständ- 
liche Lnitiativantrag der Abgeordneten der 
Usterreiclriseken Volkspartei befaßt sich so- 
wohl mit der Rechtsgrundlage als auch mit 
der Kompetenzverteilung im Elektrizitätswe- 
Sen in Osterreich. Der Herr Berichterstatter 
hat die historische Entstehung der Rechts- 
grundlagen des Elektrizitätswesens in kompri- 
mierter Form gestreift. Die derzeitige Kom- 
petenzabgrenzung zwischen dem Bund und 
den Ländern wird ini 2. Verstaatlichungsge- 
setz aus dem Jahre 1947 geregelt. Es ist sei- 
nerzeit um den Inhalt dieses Gesetzes sehr 
lange und ausführlich verhandelt worden, 
und zwar deshalb, weil die Meinungen schon 
damals auseinander gingen. Die Auffassung 
der Volkspartei war, daß die Frage des Elek- 
trizitätswesens nach förderalistischen Ge- 
sichtspunkten zu betrachten und zu regeln 
sei, während die Elektrizitätswirtschaft nach 
Auffassung der Sozialistischen Partei zentra- 
listisch aufgebaut werden sollte. Ich möchte 
grundsätzlich feststellen. Von sozialistischer 
Seite wurde in den vergangenen Jahren im- 
mer wieder versucht, die österreichische 
Elektrizitätswirtschaft auf Kosten der Länder 
zentralistischer zu gestalten. Wenn man einen 
Vortrag des ehemaligen Verkehrsministers 
Dip1.-Ing. Waldbrunner, den er vor dem 
Osterreichischen Arbeiterkammertag gehalten 
hat und der auszugsweise erst vor wenigen 
Wochen in einer Sendung des Usterreichi- 
schen Rundfunks im Zusammenhang mit einer 
Stellungnahme des Arbeiterkammertages zur 
Strompreisfrage wiedergegeben worden ist, 
unter die Lupe nimmt, so kann man eindeutiy 
die Auffassung erkennen, daß die Länder- 
rechte beschnitten und die Verbundgesell- 
schaft künft,ighin allein berechtigt sein soll, 
große Kraftwerke zu bauen. Wenn sich der 
Verkehrsminister in seinein Vortrag noch SO 

weit verstiegen hat, die Behauptung aufzu- 
stellen - ich habe den Text vor mir liegen 
-, daß beispielsweise die Errichtung des ka- 
lorischen Kraftwerkes in Peisching geradezu 
ein energiewirtschaftlicher Unsinn war, dann 
muß man unsererseits schon fragen, warum 
die in den Aufsichtsräten beider Landesge- 
sellschaften vertretenen sozialistischen Mit- 
glieder der njederüsterreichischen Landesre,, 
gierung letzten Endes fur die Errichtung die- 
ses Kraftwerkes gestimmt haben. Das sind 
also sehr gegensätzliche Auifassungen von 
prominenten Vertretern ein- und derselben 
Partei. Sehr gegensätzlich ist beispielsweise 

auch die Auffassung des Ihrer Partei acge- 
hörigen Herrn Bundeslastverteilers, der sich 
im heurigen Kataslrophcnwinter glücklich ge- 
schätzt hätte, über die in Peisching erzeugten 
Energiemengen verfügen zu können. 

Es hat sicherlich etwas für sich, wenn im 
Zusammenhang mit dem kunftigen Ausbau 
des Elektrizitätswesens von einer gewissen 
Koordination gesprochen wird, und ich be- 
tone ausdrücklich, daß sich davor von unserer 
Seite niemand verschließt. Ich habe Gelegen- 
heit gehabt, auf einer groijen Tagung der 
Zentralbetriebsräte aller österreichischen 
Elektrizit&tswirtschaften iii Linz teilzunehmen, 
und ich war so überrascht, .aus dem Munde 
sozialistischer Kolleyen in den Sondergesell- 
schaften hören zu können, daß sie eine noch 
größere Abhkngigkeit von der Verbundge- 
sellschaft ablehnen. Es war iür niich auch 
sehr interessant, zur Kenntnis zu nehmen, 
daß es auch in den Landesgesellschaften Ver- 
ti eter gibt, die nahezu hundertprozentig mit 
unserer Auffassung konform gehen. Die Frage 
der Rechtsgrundlage der Elekirizitätswiri- 
schaft ist aber letzten Endes insbesondere 
durch den Rechtsstreit zwischen INiederöster- 
reich und dem Burgenland aufgerollt worden. 
Wie bekannt, ist es durch diese Auseindnder- 
setzung iin Oktober 1963 zu einem Erkenntnis 
des Verfassungsgerichtsholes gekommen. Ich 
weiß nicht, wem von den Damen und Herren 
des Hohen IHauses dieses, ich glaube unge- 
fähr 50 Seiten umfassende Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes bekannt ist. Darau5 
ist nämlich eindeutig zu entnehmen, daß nach 
Artikel 10 des Sta-atsvertrages aus 1955 der 
Kompetenztatbestand, auf den sich das 2. 
Verstaatlichungsgesetz stützt, weggefallen ist. 

Diese Meinung hat auch der Bundesves- 
fassungsgesetzgeber geteilt, weil er für die 
Installierung der BEWAG eine eigene ver- 
fassungsrechtliche Bestinlmuiig machen mußte. 
Das allein wäre für uns Anlaß genug gewe- 
sen, diesen Initiativantrag einzubringen, weil 
die BEWAG zur Zeit die einzige Landesge- 
sellschaft ist, die auf einen Artikel der Bun- 
desverfassung ihren Bestand begründen kann 
IHier ist der Gleichheitsgrundsatz gegenüber 
den Ländern in keiner Weise gewährt. Daß 
auch die Aufsichtsbehörde, ' das Bundesmini- 
sterium für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, 
ganz genau gewußt hat, daß dem 2. Verstaat- 
lichungsgesetz die Konipeterizgrundlage fehlt, 
geht daraus hervor, daß man im Jahre 1960, 
allerdings mit 5 Jahren Zeitverzug, einen Ent- 
wurf vorgelegt hat. Dieser Entwurf hat bei 
den Bundesländern Plufsehen erregt, und es 
haben sich 7 Bundesländer dagegen ausge- 
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sprochen; auch der Verband der Elektrizitäts- 
h r k e  Usterreichs hat diesen Entwurf des 
Verkehrsministeriums seinerzeit abgelehnt. In 
der Zwischenzeit ist nichts mehr geschehen, 
und man hat den Eindruck, daß man dort die 
Meinung vertritt, ,,wenn ihr den Entwurf 
nicht freßt, dann kriegt ihr überhaupt kein 
neues Grundsatzgesetz”. Wir glauben, daß 
man in einem Rechtsstaat so nicht verfahren 
kann, umso mehr als man hier genau weiß, 
daß dem 2. Verstaatlichungsgesetz die Kom- 
petenzgrundlage, wie im Erkenntnis des Ver- 
fassungsgerichtshofes eindeutig festgestellt 
wurde, letztlich fehlt. Das ist der Hauptgrund 
warum wir diesen Initiativantrag eingebracht 
haben, weil wir glauben, daß auch auf diesem 
Gebiete geordnete Verhältnisse herrschen 
sollen. Wir sind seit 1945 hier, und ich darf 
in diesem Hohen Hause als bekannt voraus- 
setzen, daß wir immer vorbehaltlos für die 
Förderung des Landes-Elektrizitätswesens ein- 
getreten sind, was man von den Sozialisten 
nicht sagen kann. Schon aus dem Grunde 
wollen wir geordnete rechtliche Verhältnisse 
haben, um die Aufbauarbeit in Zukunft un- 
gestört fortsetzen zu können (Beifall bei der 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Landesrat W e n g e r. 

Landesrat WENGER: Hohes Haus! Meine 
Damen und Herren! Ich habe es ursprünglich 
nicht für notwendig erachtet, zu dieser Vor- 
lage des Wirtschaftsausschusses Stellung zu 
nehmen. Wir von der sozialistischen Fraktion 
akzeptieren durchaus und finden es atich für 
selbstverständlich, daß kluge Gedanken auch 
von der UVP-Fraktion zum Ausdruck ge- 
bracht (Heiterkeit) und in die Form eines An- 
trages gekleidet werden. Wenn aber nun der 
Herr Abgeordnete Resch absolut der Meinung 
ist, daß er mit der Behandlung dieses an sich 
guten Antrages die Frage verbinden müßte, 
wie es denn dann möglich wäre, daß sozia- 
listische Mandatare auch dem Aufsichtsrat 
der NEWAG angehören, dann muß ich darauf 
- wenn auch hUflich aber doch bestimmt - 
antworten. Ich will nicht sagen, es geht ihn 
einen Schmarrn an, weil es nicht hergehört 
(Abg. Stangler: Das glaube ich, Herr Landes- 
rat!) Wir gehören dem Aufsichtsrat der 
NEWAG nicht deshalb an, weil wir bedin- 
gungslos allen Ihren Gedanken zustimmen 
müssen oder wollen und auch nicht deshalb, 
weil wir unbedingt dagegen sein mussen. Wir 
sind jederzeit bereit, gute Gedanken anzuer- 
kennen, wir erlauben uns aber auch, wenn 
uns im Interesse unserer Wähler, im Inter- 
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esse der niederösterreichischen Bevölkerung 
etwas nicht paßt, dagegen Stellung zu neh- 
men. In diesem Falle stehen wir Felbstver- 
ständlich nicht an, zu erklären, daß wir uns 
diesem Antrag anschließen. Ich würde aber 
dennoch bitten, sich nicht fortwährend der- 
artige Entgleisungen zu leisten, weil uns das 
dann dazu herausfordern müßte, zu verschie- 
denen Fragen in diesem Zusammenhang Stel- 
lung zu nehmen. Wir sind nicht nur wegen 
Ihres Antrages im Aufsichtsrat, sondern auch 
deshalb, weil wir uns im Namen unserer 
Wähler verpflichtet fühlen, ihre Interessen 
in der NEWAG zu vertreten, aber auch dar- 
über zu wachen, daß in der NEWAG, ebenso 
wie in den anderen Landecunternehmungen 
alles nach dem Rechten geht. Das betrachten 
wir als unsere Aufgabe. Die Frage, die der 
Abgeordnete Resch gestellt hat, war daher 
geschmacklos und überdies überflüssig. (Bei- 
fall bei der SPU.) 

PRASIDHNT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. JANZSA (Cchlußwort) . 
Ich verzichte auf das Schlußwort und bitte den 
Herrn Präsidenten, die Abstimmung vorzu- 
nehmen. 

PRASIDENT TESAR (nach Abstimmung) : 
A n  g e n o m ni e n. 

Ich ersuche den Herrn Abgeordneten Dip1.- 
Ing. R o b 1 , die Verhandlung zu Zahl 641 ein- 
zuleiten. 

Berichterstatter Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Ho- 
hes Haus! Ich habe namens des Landwirt- 
schaftsausschusses über den Antrag der Ab- 
geordneten Weiss, Dip1.-Ing. Robl, Hubinger, 
Maurer, Reiter, Fraissl, Dienbauer und Ge- 
nossen, betreffend die Aufteilung und den 
Abverkauf der ,,Habsburg-Grundstücke im  
Marchfeld”, zu berichten. 

Auf Grund des Gesetzes vom 3. 4. 1919, 
StGBl. Nr. 209, betreffend die Landesverwei- 
sung und die Ubernahme des Vermögens des 
Hauses Habsburg-Lothringen, ist die Republik 
Usterreich Eigentünierin des gesamten in 
ihrem Staatsgebiet befindlichen beweglichen 
und unbeweglichen hcfärarischen sowie des 
für das frühere regierende Xaus Habsburg- 
Lothringen oder für eine Zweiglinie desselben 
gebundenen Vermogens geworden. Im 2. Ab- 
schnitt dieses Gesetzes wird des näheren noch 
zwischen hofärarischem Vermögen, Privatver- 
mögen und gebundenem Privatvermögen un- 
terschieden. Letztlich wird verfügt, daß auf 
Grund dieses Gesetzes in den öffentlichen 
Büchern über das Grundeigentum das Eigen- 
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tumsrecht zu Gunsten der Republik Osterreich 
an allen unbeweglichen Gütern einzuverlei- 
ben ist. Privateigentum des Hauses Habsburg 
liegt nur dann vor, wenn dies durch die zu- 
ständigen staatlichen Stellen auf Grund eines 
erbrachten Nachweises anerkannt wird oder 
ein rechtskräftiges richterliches Urteil vor. 
lie,gt. 

Somit ist seit dem Wirksamwerden dieses 
Gesetzes die Republik osterreich unter ande- 
rem Eigentümer von landwirtschaftlichen Be- 
trieben und Grundstücken in Eßling, Rutzen- 
dorf, Orth a. d. Donau, Loimersdorf, Schloß- 
hof und noch anderen Gemeinden im March- 
feld. Diese landwirtschaftlichen Betriebe und 
Grundstücke, in der Folge kurz als ,,Habsburg- 
Grundstücke im Marchfeld" bezeichnet, wur- 
den 1921 an die Stadt Wien verpachtet und 
seither vom Landwirtschaftsbetrieb der Stadt 
Wiien bewirtschaftet. Der Pachtvertrag läuft 
mit 30. 6. 1965 endgültig ab, da dem Antrag 
der Stadt Wien auf Verlängerung des Pacht- 
Vertrages, der zeitgerecht im Juni 1963 einge- 
bracht wurde, nicht stattgegeben wurde. Die 
niederösterreichische Landes-Landwirtschafts- 
kammer hat schon vor mehr als 10 Jahren die 
Forderung auf Abverkauf dieser Liegenschaf- 
ten zum Zwecke der Grundaufstockung land- 
wirtschaftlicher Familienbetriebe im March- 
feld erhoben. Dadurch könnte eine wesent- 
liche Verbesserung der Agrarstruktur erreicht 
und damit unter anderem auch unbedingt er- 
forderliche Arrondierungen ermöglicht wer- 
den. Die für die Grundaufstoclsung in Frage 
kommenden Grundstücke ergeben insgesamt 
ein Ausmaß von 2239 ha. Nach den bisherigen 
Erhebungen kommen in den umliegenden Ge- 
meinden mehr als 300 aufstockungsbedürftige 
landwirtschaftliche Betriebe in Frage. Hie6ej 
ist zuerst an landwirtschaftliche Betriebe, die 
in umittelbarer Nähe dieser Grundstücke lie- 
gen, gedacht. Zweifelsohne werden auch an- 
dere Betriebe Berücksichtigung finden können, 
die wohl nicht unmittelbar angrenzen, deren 
Entfernung aber eine geordnete Bewirtschaf- 
tung jedenfalls zuläßt. 

Sollte die erforderliche Teilung und der Ab- 
verkauf dieser ,,Habsburg-Grundstücke im 
Marchfeld" eine längere Zeit in Anspruch 
nehmen, so könnte eine Uberyangslösung der- 
art gefunden werden, daß es vorläufig zur 
Verpachtung dieser Grundstücke an die in 
Frage kommenden aufstockungsbedürftigen 
landwirtschaftlichen Betriebe kommt. 

Ich habe namens des Landwirtschaftsaus- 
Schusses dem Hohen Hause folgenden Antrag 
vorzulegen (liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

G,esetzgebun,gsperioSe. 20. Sitzung am 2. Juli 1964. 

,,Die Landesregierung wird aufgefordert, bei 
der Bundesregierung und insbesondere beim 
Bundesministeriuni für Land- und Forstwirt- 
schaft zu erreichen, daß unverzüglich nach 
endgültiger Beendigung der Pachtverhältnisse 
die ,,Habsburg-Grundstücke im Marchfeld" an 
aufstockungsbedürftige landwirtschaftliche Be- 
triebe mit einem Ausmaß bis zu 25 ha sowie 
zur Seßhaftmachung weichender Bauernsöhne 
und den in diesem Gebiet beschäftigten Land- 
arbeitern und Gutsangestellten aufgeteilt und 
verkauft werden." 

Ich bitte den Herrn Präsidenten, die Debatte 
einzuleiten. 

PRASIDENT TESAR: Ich eröffne die De. 
batte. Zum Wort gelangt Herr Abg. nr e i s 4. 

Abg. WEISS: Hohes Haus1 Geschätzte Da- 
men und Herren! Mit Gesetz vom 3. April 
1919 ist die Republik Osterreich die Besitze- 
rin des sogenannten Habsburgbesitzes oder 
des hochärarischen Besitzes geworden. Einige 
Jahre später ist die Gemeinde Wien als Päch- 
terin großer Teile dieses Besitzes aufgetreten. 
Sie alle, meine sehr geschätzten Damen und 
Herren, wissen, daß die Zweckbestimmung 
dieses Besitzes in diesen Jahrzehnten niehr- 
fach geändert und im letzten Drittel dieses 
Geschehens ausschließlich einer konimerziel- 
len Richtung zugewendet wurde. Es ist daher 
naheliegend gewesen, daß sich die beiden Be- 
zirksbauernkammern, 'in deren Bereich die 
Gründe, von denen hier gesprochen. werden 
soll, liegen, die niederösterreichische Land- 
wirtschaftskammer und die agrarischen Ab- 
geordneten dieses Gebietes seit zehn Jahren 
bemüht haben, diese Gründe den dort leben- 
den bäuerlichen Menschen .- wenn fbicht 
durch eine echte Eigentumsübertragung so 
wenigstens in Form einer Verpachtung - zu 
einer echten Verbesserung ihrer Existenz- 
grundlage zuzuführen. Dies deswegen, weil 
uns bekannt gewesen ist, daß die Gem'einde 
Wien, für diese Grundstücke Pachtsätze be- 
zahlt hat, die von den Bauern in mehrfacher 
Weise überhöht bezahlt werden müssen, so- 
fern sie ein solches Grundstück überhaupt 
haben wollen. 

Es ist nunmehr die ordnungsgemäß von der 
Gemeinde Wien beantragte Verlängerung 
dieses Pachtverhältnisses -- es endet im Jahre 
1965 - nicht mehr durchgeführt worden, weil 
man, mit Hilfe des Grundverkehrsgesetzes und 
der Novelle dieses Gesetzes versuchen wird, 
diese Gründe - wenn eine echte Eigen- 
tumsübertragung nicht sofort möglich ist - 
wenigstens in einem Pachtverhältnis den bäu- 
erlichen Menschen zuzuführen. 
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Von sozialistischer Seite ist mehrfach Sorge 
darüber ausgesprochen worden, daß für die 
dort beschäftigten Landarbeiter -- angeblich 
300 an der Zahl - eine echte soziale Härte 
entsteht, wenn eine Ubertragung dieser 
Grhndstücke durchgeführt wird. Ich bin, wie 
Sie wissen, in der Landwirtschaftskranken- 
kasse Obmannstellvertreter, und es war mir 
nicht schwer, nachzusehen, wie viele Land- 
arbeiter heute noch dort beschäftigt sind. Es 
ist auch der Großgrundbesitz von der Abwan- 
derung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
- wie Sie jetzt aus diesen Gegenüberstel- 
lungen hören werden - nicht verschont ge- 
blieben. Zur Zeit sind, laut Stand vom Monat 
Mai -- wo also die Arbeitsspitze ist -, 165 
Landarbeiter auf diesen Betrieben beschäftigt, 
davon 65 Saisonarbeiter. Das heißt also, es 
sind 100 ständige Arbeiter und 18 Beamte auf 
diesen Betrieben beschäftigt. Ich kann also 
verstehen, daß Ihre Sorge - als Vertreter der 
Arbeitnehmer - in diese Richtung geht. Diese 
Sorge wird aber vielleicht doch nicht notwen- 
dig sein, weil wir glauben, daß wir auch im 
bäuerlichen Bereich erstens sehr leicht in der 
Lage sind, diese Arbeitnehmer zu beschäfti- 
gen, und zwar so, daß sie dadurch keinen so- 
zialen Nachteil erleiden werden, und es zwei- 
tens die Yauptsorge derer sein wird, die sich 
um diese Sache bemühen, daß diese Arbeit- 
nehmer, ob sie Arbeiter oder Angestellte sind, 
in vollem Umfang zu ihrem sozialen Recht 
kommen. Das würde noch leichter rnoglich 
sein, wen es zu einer echten Eigentumsüber- 
tragung kommt, weil dann in dem Kaufpreis 
all das eingeordnet werden kann, was den 
Arbeitnehmern mit Recht auch in vollem Um- 
fang zusteht. 

Eine weitere Sorge bereitet die VerwertuIig 
der Gebäude. Ich kann Ihnen auch hier sagen, 
daß es sich bei den Gebäuden - ich kenne alle 
diese Betriebe sehr genau - zum Teil um 
veraltete Gebäude handelt, die der modernen 
Wirtschaftsführung in keiner Weise mehr 
entsprechen. Die Stallungen sind veraltete An- 
hindestallungen, Gewölbestallungen, die sehr 
feucht und daher zu einem Umhau gar nicht 
geeignet sind. Zum Großteil wird man 
schmerzlos und ohne jede Aufregung diese 
Gebäude einer Verwertung zuführen können, 
von der Sie ungefähr wissen, was ich damit 
meine. Dort, wo es sich noch um verwaltbare 
Gebäudeteile handelt, wird man sicher auch 
einen vernünftigen Weg - wie im Falle Reu- 
hof - finden. Ich freue mich, feststellen zu 
dürfen, daß wir im Landwirtschaftsausschufi 
auch die Zustimmung der sozialistischen Frak- 
tion mit einer sachlichen Ergänzung unseres 

Antrages zu einer gemeinsamen Formulierung 
finden konnten, die wir heute zur Abstim- 
mung bringen konnen. Damit haben wir be- 
wiesen, daß es auch so moglich ist, daß man 
auch so arbeiten kann,und daß man auch in 
Form einer gemeinsamen Formulierung diesen 
Menschen dienen kann. Die Forderung, die 
von der sozialistischen Fraktion gestellt 
wurde, daß nur bis zu 25 Hektar Betriebs- 
größe eine Aufstockung gewährt werden soll, 
kann ohne weiteres in vollem Umfang ein- 
gehalten werden. Sie wird wahrscheinlich zu 
zwei Drittel unter dieser Grenze liegen. 

Ich glaube, daß wir heute einmal den Beweis 
erbracht haben, daß wir gemeinsam auch et- 
was Gutes für die Menschen in Niederöster- 
reich tun konnten. (Beifall bei der UVP.) 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. S c h e r z .  

Abg. SCHERZ: Hohes Haus! Sehr verehrte 
Damen und Herren! Mein Vorredner, Herr 
Abg. Weiss, hat den Werdegang dieser Ge- 
schichte schon vorgetragen; es erübrigt sich 
daher, ihn noch einmal wiederzugeben. Erlau- 
ben Sie mir aber doch, daß ich zu diesem An- 
trag einige Bemerkungen mache. 

Der erste Antrag, der von den Abgeordne- 
ten der Volkspartei den Ausschüssen zugelei- 
tet wurde, war in seiner puritanischen Fas- 
sung für die sozialistische Fraktion nicht an. 
nehmbar. Abg. Weiss hat zugegeben, daß die 
Materie im Verhandlungsweg so abgeschliffen 
wurde, daß der Antrag auch der sozialistischen 
Fraktion zumutbar gemacht worden ist. Ich 
möchte hier folgendes feststellen. 

Der erste Antrag wurde durch den Ein- 
spruch der sozialistischen Fraktion dahin ge- 
ändert, daß als Höchstgrenze 25 Hektar fest- 
gelegt wurden, weil ja in diesem Gebiet Wirt- 
schaften über 25 Hektar ohnehin lebensfähig 
sind. Es geht uns um eine wirklich echte 
Grundaufstockung. Wenn eine echte Giund- 
aufstockung vollzogen wird, sind wir a i t  
vollem Verständnis dafür. Wir sind der An- 
sicht, daß nach dem Gesetz auch Landarbei- 
ter, die viele Jahre in der Landwirtschaft ge- 
arbeitet haben, weichende Bauernsöhne, wie 
der Antrag beinhaltet, und Angestellte Grund 
und Boden erwerben konnen. 

Uns geht es bei diesem Antrag um folgende 
brennende Frage - der Herr Abg. Weiss hat 
sie schon ein wenig gestreift -: Fur die wei- 
chenden Landarbeiter sind in diesem Antrag 
keine günstigen Aspekte vorhanden. Es han- 
delt sich vor allem anderen um die Wohnun- 
gen, denn die Landarbeiter werden nicht nur 
arbeitslos, sie werden auch wohnungslos. Es 
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sind für 179 Arigestellte und Arbeiter, die sich 
dort befinden - das ist ohne Eßling -, 100 
Dienstwohnungen vorhanden, davon sind 46 
Eigenheime. Es wird wah.rscheinlich behauptet 
werden, daß heute viele Menschen in der 
Industrie leicht untergebracht werden konnen 
und bis zu ihrer Pensionierung Pendler sein 
können. Gestatten Sie mir, da3 ich darauf auf- 
merksam mache, daß man dafür Sorge tragen 
müßte, bei der Wohnungsvergabe diesen Men- 
schen zu ihrem Recht zu verhelfen. (Beifall 
bei der SPO.) 

PRWSIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 
Herr Abg. M a U r e r. 

Abg. MAURER: Hohes Haus! Herr Abg. 
Scherz hat einige Außerungen getan, die ich. 
richtigstellen will. Es wurde von uiis ein Re- 
solutionsantrag gestellt, der absolut nicht un- 
begrenzt ini Flächenausmaß war. W.enn Sie 
die Tätigkeit der Grunderwerbsgenossenschaft 
verfolgen, dann müssen Sie zugeben - meines 
Wissens hat der Herr Abg. Niklas als Mit- 
glied dieser Grunderwerbsgenossenschaft und 
als Kaminerrat Einblick -, daß der Größen- 
ordnung Grundsätze zugrunde liegen, die 
von Haus aus einen unbeschränkten Verkauf 
ausschließen. Allerdings muß ich sagen, daß 
es sehr verwunderlich ist, daß die beiden Lan- 
deskammerrtite der sozialistischen Partei beim 
Beschluß, den die Landwirtschaftskammer! ge- 
faßt hat, gegen diesen Abverkauf der Grund- 
stücke an die bäuerlichen Betriebe gestimmt 
haben. Wenn Sie sich nun dazu bekennen, 
daß bäuerliche Betriebe gestärkt werden, daß 
sie Iebensfähig gemacht werden, dann ist das 
meiner Ansicht nach sehr zu begrüßen. Ich 
teile nicht Ihre Bedenken, die im Ausschuß 
und auch sonst zu Tage treten. Ich glaube, Sie 
müßten sich schon über die Größenordnung 
der Betriebe und über die Struktur des March- 
feldes mehr informieren. Die Größenordnung 
darf man nicht auf einzelne Ortschaften be- 
schränken. Wir haben sehr viel aufstockungs- 
bedürftige Betriebe, die in Zukunft eine kon- 
stant arbeitende Landwirtschaft gewährleisten 
würden. Man denkt aber nicht daran, Großbe- 
tridbe aufzustocken, sondern im Gegenteil: 
Wenn Sie die Einstellung der Landwirtschafts- 
kammer kennen, dann wissen Sie, dail die 
Tendenz herrscht, den Kleinen größer und 
lebensfähiger zu machen und ihm die Landes- 
fläche zu erhalten. (Zwischenrufe.) Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir teilen die 
Besorgnis jener Arbeiter, die auf dem Betrieb 
beschäftigt sind Herr Abg. Weiß hat das 
schon eingehendst beleuchtet - uiid die glau- 
ben, ihre Arbeitsplätze zu verlieren, nicht, 

denn wir sind gerne bereit, die Menschen, die 
hier eine Arbeitsstätte hatten, in der Land- 
wirtschaft wieder unterzubrin,gen. (Abg. 
Graf: Wir werden Sie beim Wort nehmen.) 
Dies wurde bereits im Unterausschuß, der ja 
gebildet wurde, besprochen. So steilen wir 
uns die Aufteilung vor, und so stellen wir uns 
auch diese ganze Materie vor. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren des Hohen Hau- 
ses! Wir können auch die Stellungnahme der 
Gemeinde Wien nicht begreifen, die in der 
Richtung lautet: Dieser Großbetrieb müßte er- 
halten bleiben, weil es notwendig ist, die Er- 
nährung des österreichischen Volkes zu stär- 
ken und zu gewährleisten. Ich glaube, dies 
könnten uns in verbessertem Ausmaß unsere 
klein- und vor allem mittelbäuerlichen Betrie- 
be oder solche, die wir durch Aufstockung 
dazu machen wollen, gewährleisten. S o  sehen 
wir das Habsburg-Problem, und aus dieser Be- 
gründung heraus resultiert unser Antrag: 
raschest, zuerst im Verpachtungswege und 
erst allmählich im Verka.ufswege, Ubereignung 
dieser Komplexe an die weichenden Bauern- 
Söhne. So sehen wir in diesem Problem der 
Grundaufstockung aber keine Gefahr und ha- 
ben auch keine Besorgiiis, daß diese Auf- 
Stockung durch einen anderen Weg erfolgt. 
(Beifall bei den Sozialisten.) 

PRPSIDENT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
schöpft. Der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Ich verzichte auf das 
Schlußwort. 

PRASIDENT TESAR (nach Abstimmung) : 
A n  g e  n o m m  e n. 

Ich ersuche den Herrn Abg. Dienbauer, die 
Verhandlung zur Zahl 494 einzuleiten. 

Berichterstatter Abg. DIENBAUER: Hoher 
Landtag! Ich habe über den Antrag des Kom- 
munalausschusses, betr. den Antrag der Abg. 
Schöberl, Laferl, Dip1.-lng. Robl, Dienbauer, 
Schlegel, Weiß, Reiter, Schebesta, Popp und 
Genossen, über die Förderung der freiwilligen 
Vereinigung von Ortsgerneinden, zu berichten. 

Der diesbezügliche Antrag wurde im zu- 
ständigen Kommunalausschuß behandelt, dann 
aber vertagt, weil man sich darüber klar wer- 
den mußte, auf welche Art und Weise man 
einen finanziellen Vorteil solchen Gemeindein 
gewähren kann. Der Kommunalausschuß hat 
sich nun in der vorigen Wuche neuerlich 
mit dieser Angelegenheit befaßt und es sollen 
nun solche Gemeinden, die sich freiwillig zu- 
sammenlegen, verschiedene Begünstigungen 
gewährt werden. Diese Begünstigungen sind in 
5 Punkten zusammengefaßt. Ich glaube, es er- 
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übrigt sich, diese 5 Punkte zur Verlesung zu 
bringen, nachdem sich die Vorlage zum Stu- 
dium schon seit einiger Zeit in den Händen 
der Mitglieder dieses Hohen Hauses befndet. 
Der Antrag des Kommunalausschusses lautet 
(liest) : 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 
,,Die Landesregierung wird aufgefordert, 

ehestens die im Sinne des Antrages gelegenen 
sowie alle ihr sonst noch geeignet erscheinen- 
den Maßnahmen, die der Förderung der frei- 
willigen Vereinigung von Gemein,den und da- 
mit der Verbesserung der kommunalen Struk- 
tur dienen, in die Wege zu leiten." 

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 
PKASIDENT TESAR: Ich eröffne die De- 

batte. Zum Wort gelangt Ilerr Staatssekretär 
Rösch. 

Staatssekretär RUSCH: Hoher Landtag! Sehr 
verehrte Damen und Herren! Das Problem, das 
diesem Antrag zugrunde liegt, beschäftigte 
den Hohen Landtag schon seit einigen Jahren. 
Ich möchte daran erinnern, daß anläßlich einer 
Budgetdebatte schon in der Frage der Zusam- 
menlegung der Gemeinden gemeinsame Be- 
schlüsse gefaßt wurden und daß nunmehr mit 
dem vorliegenden Antrag wieder ein Weg ver- 
sucht wird, um die Frage der Klein- und 
Kleinstgemeinden in Niederösterreich einer 
vernünftigen Regelung zuzuführen. Die An- 
tragsteller weisen in diesem Antrag im Detail 
nach, wie die Situation aussieht. Ich kann es 
mir daher ersparen, in weitere Details ein- 
zugehen. Es ist jetzt nur eines notwendig 
festzustellen, weil in dem Antrag auch steht, 
daß in anderen Bundesländern andere Verhält- 
nisse herrschen und man sich jetzt fragt, 
warum, weshalb, wieso. Sicherlich sind es zum 
Teil Gerneindezusarnmenlegungen gewesen, 
die seit dem Jahre 1945 durchgeführt wurder! 
Ich glaube aber, die Wurzel für die besonders 
hohe Anzahl von Kleinst- und Kleingemeinden 
in Niederösterreich liegt in der historischen 
Entwicklung, weil, als die seinerzeitigen Steu- 
ergemeinden Josef's II., 1762 in politische 
Gemeinden verwandelt wurden, im Lande un- 
ter der Enns nicht der gleiche Weg gegangen 
wurde, wie in anderen Bundesländern, wo man 
mehrere solcher Steuergemeinden als Kata- 
ster, also als Steuerkataster, Katastralgemein- 
den, zu richtigen Gemeinden zusammenge- 
schlossen hat. Wir können aber nun das, was 
in der Vergangenheit versäumt wurde, nicht 
aus der Welt schaffen. Wir können nur pro- 
bieren, versuchen und uns bemühen, die Fol- 
gen, die daraus entstanden sind, für die Ge- 
genwart zu beseitigen oder zu mildern, denn 
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Tatsache ist, daß, wenn 82 Prozent der nie- 
deröcterreichischen Gemeinden unter 1000 Ein- 
wohnern haben, sich eben eine Reihe von Pro- 
blemen aufwirft. 

Die Antragsteller haben in ihrer Sachver- 
haltsdarstellung auf die zwei wesentlichsten 
Nachteile hingewiesen: einerseits auf den fi- 
nanziellen und andererseits auf den verwal- 
tungstechnischen Nachteil. Der finanzielle 
Nachteil liegt offensichtlich in unserer Steuer- 
Wirtschaft. Auf Grund des Finanzausgleiches 
erhalten die Gemeinden Betrage zugewiesen, 
die sich nach der Größe der Gemeinden rich- 
ten. Dadurch kommen die kleinen Gebiets- 
körperschaften in echte Schwierigkeiten. Na- 
türlich gabe es einen einfachen Ausweg. Man 
sagt zum Beispiel: Geben wir ihnen mehr 
Geld. Die Frage ist nur, wo man es hernimmt, 
denn der aufzuteilende Kuchen ist ja begrenzt. 

Meine Damen und Herren! Ich mochte hier, 
weil wir voraussichtlich in wenigen Wochen 
neue Finanzausgleichsverhandlungen haben 
werden, ganz offen eines festhalten: Mensch- 
lich gesehen, kann ich es ja begreifen, daß 
man bei solchen Verhandlungen meistens je- 
mand sucht, von dem man etwas wegnehmen 
kann, um es auf die anderen aufzuteilen. Ich 
glaube aber, wir sind uns alle miteinander 
darüber einig, daß diese Methode nicht ziei- 
führend ist. Wir haben in Usterreich 3999 Ge- 
meinden. Nimmt man nur von einer Gebiets- 
körperschaft 100 Millionen Schilling weg und 
teilt sie auf die Gemeinden auf, so bekommt 
man im Durchschnitt 25.000 Schilling. Wenn 
man dabei noch berücksichtigt, daß entspre- 
chend der Bevölkerungszahl die großen Ge- 
meinden mehr und die kleineren Gerneinden 
weniger erhalten, so muß man feststellen, daß 
die Kleinstgemeinden, die eine finanzielle Un- 
terstützung am notwendigsten hätten. wie man 
SO sagt, zum Leben zu wenig und zum Ster- 
ben zu viel haben. Auf dieser Basis wird na- 
turlich nichts Wesentliches erreicht werden 
konnen. Damit werden vielleicht da und dort 
kleinere Korrekturen durchgeführt werden 
können, aber ich glaube, daß sich beide Re- 
gierungsparteien daruber im klaren sind, daß 
nichts Weltbewegendes dabei herauskommen 
kann. Der verwaltuiigstechnische Nachteil 
wird von den Antragstellern sehr drastisch 
dargestellt. Sie weisen darauf hin, daß nur eiii 
Fünftel der niederosterreichischen Gemeinden 
einen hauptamtlichen Sekretär hat, was zum 
Teil mit der finanziellen Lage und zum Teil 
mit der GröRe der Gemeinde zusammenhängt, 
da es für eine Gemeinde mit 80,90 oder 150 
Einwohnern problematisch wird, einen haupt- 
amtlichen Sekretär zu beschäftigen. Dadurch 
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liegt aber die ganze Last auf dem ehrenamtli- 
chen Burgermeister, da die Verwaltung immer 
komplizierter und die Gesetze, die wir den 
Gemeinden bescheren, immer mehr werden. 
Die ehrenamtlichen BUrgermeister sollen die 
gesamte Materie beherrschen und bewältigen, 
Eine Aufgabe, die fur sie kaum durchführbar 
ist. Es ist daher meiner Meinung nach als ab- 
solut zielführend zu begrußen, daß man den 
Versuch unternimmt, auf verschiedenen We- 
gen, außerhalb der Verhandlungen über Fi- 
nanzausgleich, Abgabenteilungen usw. die 
Struktur der Gemeinden zu verbessern, also 
genau das, was andere Bundesländer schon 
seit 1945 tun, worauf auch im Antrag hinge- 
wiesen wird. Wir sind in diesem Bestreben 
nicht allein. Ich mochte nur auf das in Europa 
vielleicht bekannteste, allerdings auf diesem 
Sektor auch einschneidendste Beispiel hinwei- 
sen: vor zehn Jahren hat Schweden eine 
solche kommunale Gebietsreform durchge- 
führt, wo über Nacht aus 2000 schwedischen 
Gemeinden 800 wurden. Ein Schnitt, der von 
den Einheimischen mit sehr kritischem Auge 
betrachtet wurde, der sich aber bei näherer 
Untersuchung und Diskussion mit den schwe- 
dischen Kommunalpolitikern absolut bewährt 

: hat. Die Antragsteller versuchen mit ihrem 
Antrag, eine solche Gebietsreform auf frei- 
\williger Basis zu fördern und durchzuführen 
Ich habe mir bereits im Ausschuß erlaubt, 1 meine rein private, persönliche Meinung auc- 

1 zusprechen. Ich fürchte nämlich, daß dabei 
nicht allzuviel herauskommen wird: Ich hoffe, 
daß einige Gemeindeväter vielleicht doch den 
Verlockungen, denen wir sie auf materiellem 
Gebiet aussetzen, erliegen und ihre persönli- 
chen, psychologischen und all die vielen, 
vielen Ressentiments, die es bei Zusammen- 
legungen gibt, zurückstellen und für die Zu- 
sammenlegung stimmen werden. Ich glaube, 
es ist Ihnen allen bekannt, daß es bei diesen 
Fragen weniger um sachliche Argumente als 
vielmehr um emotionelle Beweggründe geht 
Es ist bei solchen Entschlüssen sehr schwer, 
wenn maii von Haus aus die Erkenntnis hat, 
daß es bei Zusammenlegung von drei Ge 
meinden mit je 9 Gemeinderäten schließlich 
nur einen Bürgermeister und 11, im gunstig- 
sten Fall vielleicht 15 Gemeinderate und nicht 
27 geben wird. Diese gefühlsmäßigen Uber- 
iegungen spielen eine gewaltige Rolle. Wir 
hoffen, daß wir auf freiwilliger Basis etwas 
erreichen können, doch wird es sicherlich 
viele Schwierigkeiten zu überwinden geben. 

Gestatten Sie mir eine kleine, etwas spitze 
Bemerkung. Wenn wir schon vor einigen Jah- 
ren derselben Geisteshaltung gewesen wären. 

hättein wir zumindest schon um eine Ge- 
meinde weniger, denn die Gemeinden Fischa- 
mend-Markt und Fischamend-Dorf haben sicn 
einmal freiwillig zusammenschließen wollen, 
doch war damals die Hohe Landesregierung 
noch der Meinung, daß man die freiwilligen 
Zusammenschlüsse von Gemeinden nicht nur 
nicht fördern, sondern erst gar nicht zulassen 
sollte. Mhn hat zwar nicht abgelehnt, sondern 
nur nicht zugestimnit. (Abg. Maurer. Heute 
wollen sie die Zusammenlegung gar Qicht 
mehr!) Das ist es ja! In der Zwischenzeit sind 
selbst in Gemeinden, die seinerzeit zum Zu- 
sammenschluß bereit waren, die Emotionen 
so hoch gegangen, daß sie heute nicht mehr 
wollen. Vielleicht, Herr Abg. Maurer, sind die 
paar tausend Schilling, die wir ihnen mit die- 
sem Gesetz anbieten koniicii, Lockung geriiig. 
wieder zum Gedanken der Freiwilligkeit zu- 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich darf noch ganz kurz zu zwei Punkten Stel- 
lung nehmen. Wir haben im Ausschuß zwei 
Abänderungen beantragt. Der erste Antrag 
betraf die Sachverhaltsdarstellung auf der 
Seite 5 ,  wo von den Antragstellern festgelegt 
wurde, daß jene Gemeinden, die nach der Zu- 
sammenlegung rund 3000 Einwohner zählen, 
einer Förderung teilhaftig werden sollen. Es 
hat sich dann sehr rasch mit allen Damen und 
Herren im Ausschuß eine Wbereinstimmung 
dahingehend ergeben, daß man keine starre 
Grenze ziehen kann, und zwar dann, wenn 
Gemeinden aus geographischen und wirt- 
schaftlichen Gründen bereits zusammenge- 
wachsen sind und über 3000 Einwohner hin- 
ausreichen. Ich habe ganz bewußt das Beispiel 
Fischamend-Markt und Fischamend-Dorf ge 
braucht, wo man bei einer Durchfahrt wirk- 
lich nicht mehr feststellen kann, wo die Ge- 
meinde aufhört und die andere anfängt. Ich 
glaube, daß die Grenze ungefiihr beim Tor 
liegt. Wir haben daher vorgeschlagen, daß 
auch dann, wenn sich kleinere Gemeinden mit 
in ihrer Nachbarschaft liegenden größeren 
Gemeinden zusammenschließen wollen und 
dadurch die 3000-Einwohner-Grenze uber- 
schreiten, eine Förderungswürdigkeit gegeben 
ist. Dem wurde Rechnung getragen. Die Er- 
gänzung finden Sie in der derzeitigen Vorlage 
auf Seite 5. Keine Einigung hat sich über die 
Ziffer 1 der Sachverhaltsdarstellung auf Seite 
6 ergeben. Darf ich vielleicht noch einmal dem 
Hohen Hause erklaren, weshalb wir gegeii 
diese Formulierung sind. Wir sind nicht ge- 
gen die herrschende Tendenz, daß man auch 
in Form der Bedarfszuweisung fordern sollte, 
sondern lediglich gegen die Formulierung, die 

’ rückkehren zu lassen. 
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wir, gelinde gesagt, fur undurchführbar halten. 
Im ersten Absatz wird ausgedrhckt, daß im 
Rahmen der Bedarfszuweisung die nichtrück- 
zahlbaren Beihilfen und unverzinslichen Dar- 
lehen im doppelten Ausmaß gegeben werden 
sollen. Meine Damen und Herren! Die Be- 
stimmung ,,im doppelten Ausmaß” setzt vor- 
aus, daß in den Richtlinien irgendwo ein ein- 
faches Ausmaß definiert wird. In den Aus. 
schußberatungen hat man sich immer wieder 
auf die Richtlinien berufen. Ich möchte fest- 
stellen, daß die Richtlinien für die Voran- 
schläge für das Jahr 1964 weder Prozentsätze 
noch eine sonstige Bezeichnung kennen. Die 
Richtlinien, die am 16. November 1960 von 
der Landesregierung beschlossen und am 1. 1. 
1961 sogar noch durch Hinzufügen von zwei 
Absätzen ergänzt wurden und auf die man 
sich hier beruft, enthalten keine diesbezüg- 
lichen Angaben. Sie umfassen insgesamt die 
Abschnitte I bis VI. Im Abschnitt I wird fest- 
gehalten, daß ein dringendes öffentliches Be- 
dürfnis vorliegen muß. 

Die Ziffer 5 verweist darauf, daß aus dem 
Rechnungsabschluß des vergangenen Jahres 
und dem Voranschlag hervorgehen muß, daß 
die Gebarung den Gesetzen und Vorschriften 
entspricht. Die Ziffer 6 spricht über die Ge- 
samteinnahme und über die Berücksichtigung 
und die Zffer 7, daß die Gemeinde selbst zum 
Vorhaben soviel beitragen muß, als möglich 
ist. Die Ziffern 11, I11 und IV beziehen sich 
auf andere Dinge, ebenso die Ziffern V und VI. 
Es ist also so, daß ein bestimmter Betrag, den 
eine Gemeinde zu bekommen hat, in den 
Richtlinien gar nicht festliegt. Lediglich in 
einer internen liessortbesprechung, sozusagen 
als Arbeitsunterlage, wurde mit dem Herrn 
Finanzreferenten, mit Herrn Landesrat Walt- 
neT und mit Herrn Landeshauptmannstellver- 
treter Dr. Tschadek vereinbart, daß man bei 
gewissen Gebieten gewisse Prozentsätze an- 
nimmt, z. B. beim Wasserbau 10 Prozent der 
gesamten Summe, bei Beleuchtungen 20 Pro- 
zent usw. Das ist aber, wie gesagt, eine in- 
terne Arbeitsgrundlage für den jeweiligen 
Beamten. (Landesrat Waltner: Gemeindever- 
treterverbände.) Auf jeden Fall, das ist das Ent- 
scheidende, ist sichergestellt, da13 es sich um 
keinen Beschluß der Landesregrerung handelt, 
daß es überhaupt keinen feststehenden Betrag 
gibt. (Abg. Stangler: Den Beschluß kann man 
machen!) Ich glaube, der Beschluß wäre 
schlecht und ich werde Ihnen auch gleich sa- 
gen warum. Die letzten Ausschüttungen dei- 
Bedarfszuweisungen sind erst vor ein paar 
Tagen erfolgt. Wenn Sie sich die Liste anse- 
hen, cte!lt sich folgendes heraus: Trotzdem 
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man sich intern auf solche Prozentsätze ge- 
einigt hat, hat man bei der Vergabe der Be- 
darfszuweisungen in 53 Gemeinden weitaus 
höhere Quoten genommen, als es den Richt- 
linien entspricht. Warum, weil sie bedürftiger 
waren! Damit nicht der Verdacht entsteht, 
weil der Herr Gemeindereferent unserer Par- 
tei angehört, hätte er damit politische Begun- 
stigungen vorgenommen. Von dem 53 Ge 
meinden sind nur in 3 sozialistische Bürger- 
meister. (Zwischenruf bei der DVP: So un. 
schuldig ist er nicht!) Soviel ich weiß, ist all 
das, was hier vergeben wird, Gegenstand der 
Landesregierung, die es beschließen muß. In 
der Landesregierung - ich bedaure sehr, daß 
wir keine Mehrheit haben - geht es ohne 
Ihre Zustimmung nicht und es ist also anzu- 
nehmen, daß Herr Landeshauptmannstellver- 
treter Dr. Tschadek gut und korrekt gearbeitet 
hat, sonst hätten Sie nicht zugestimmt und es 
wäre zu keinem einstimmigen Beschluß ge- 
kommen, 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, da.; 
ist der Grund, warum wir uns gegen Absatr. 
1 gewandt haben. Wir haben gesagt, wenn es 
hier heißt ,,in doppeltem Ausmaße“ und es ist 
kein einfaches Ausmaß festgelegt, verliert 
diese Bestimmung ihren Sinn. Aber dann geht 
es weiter: Im zweiten Teil verlangen Sie die 
Abänderung der Richtlinien. Es hat leider im 
Ausschuß niemand gesagt, was abgeändert 
werden soll, denn es gibt nichts Abänderungs- 
mögliches. In einem Punkt, glaube ich, ist 
Ihnen sogar ein Irrtum unterlaufen, dem ich 
- ehrlich gestanden - im Ausschuß auch 
unterlegen bin. Wenn Sie sich erinnern kon- 
nen, habe ich auf die Ausführungen des Ab- 
geordneten Robl im Zusammenhang mit der 
Finanzkraft, Grundsteuer A und B, gesagt, ich 
halte das für sehr vernünftig; warum soll man 
nicht alles heranziehen? Nun lese ich, daß 
nach den Richtlinien ohnehin alles herange- 
zogen wird. Ich darf auf Ziffer 6 verweisen. Im 
Finanzausgleichsgesetz wird von einer Steuer- 
kraft gesprochen; die Richtlinien sprechen 
nicht von einer Steuerkraft, in den Richtlinien 
steht kein Wort, daß im Verhältnis zur Steuer- 
kraft aufgeteilt wird. Deshalb, glaube ‘ich. 
scheint hier ein Irrtum unterlaufen zu sein. 
denn es heißt hier: ,,Alle Abgaben nach 8 9 
iind l O ” ,  nicht die im Finanzkraftschlüssel an- 
geführten, sondern alle. Deshalb, meine Damen 
und Herren, sind wir nicht in der Lage, der 
Ziffer 1 zuzustimmen, denn sie ist in ihrem 
Aufbau, ihrem Inhalt und ihrer Zielsetzung 
erstens überhaupt nicht durchführbar und 
zweitens entbehrt sie jeglicher Grundlage. Die 
Hinweise in der Ziffer 1 stimmen nicht, weil 
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sie in den Richtlinien nicht enthalten sind, da 
kann nichts abgeändert werden. Ich erlaube 
mir daher gemäß 47 der Geschäftsordnung 
den Herrn Präsidenten zu ersuchen, die Ziffer 
1 getrennt zur Abstimmung zu bringen, da- 
mit wir die Möglichkeit haben, ihr nicht zu- 
zustimmen. Im übrigen werden wir dem An- 
trag unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der 

PRASIDENT TESAR: Zum Wort gelangt 

Abg. Dip1.-Ing. ROBL: Hoher Landtag, sehr 
geschätzte Damen und Ilerren! Es ist wohl 
keine umstrittene Tatsache, daß alle Gemein- 
den, ohne Unterschied, ob groß oder klein, 
eine Fülle von wichtigen und notwendigen 
Aufgaben zu erfüllen haben. Daß der Aufga- 
benbereich der Gemeindeverwaltung und die 
Forderung der Gemeindebürger im Laufe der 
letzten Jahrzehnte bedeutend gewachsen ist, 
hängt wohl mit der allgemeinen Entwicklung, 
erfreulicherweise auch in unserem Lande, ZU- 

sammen. Aus dejr berechtigten Sorge, daß 
viele kleine Gemeinden in Niederösterreich 
ihren gesetzlichen Verpflichtungen nicht mehr 
voll nachkommen können, und aus der Ver- 
antwortung, daß im Interesse der Gemeinde- 
bürger und des gesamten Staates auch dir' 
kleinsten Gemeinden gut funktionieren müs- 
sen, haben die Abgeordneten der OVP dem 
Landtag einen Antrag vorgelegt, betreffend 
die Förderung der freiwilligen Vereinigung 
von Ortsgemeinden. Der Antrag stammt vom 
30. Mai des vergangenen Jahres. Die nieder- 
österreichische Landesregierung hat sich in 
ihrer Sitzung vom 2. Juli des vergangenen 
Jahres mt dem gegenständlichen Antrage be- 
faßt. Da mit der Verwirklichung der im An- 
trag aufgezeigten MaDnahmen eine finanzielle 
Belastung des Landes verbunden ist, hat die 
Landesregierung empfohlen, vorerst den Fi- 
nanzausgleich abzuwarten. Dadurch wurden 
auch die Ausschußberatungen unterbrochen. 
Der Finanzausgleich, der bis' 31. Dezember 63 
gegolten hat, ist inzwischen um ein weiteres 
Jahr verlängert worden und, wie wir vom 
Herrn Vorredner gehört haben, werden in 
Kürze die Beratungen wieder beginnen. In- 
zwischen hat der Kommunalausschuß eine 
Sitzung abgehalten und den seinerzeitigen 
Antrag in der Ziffer 3 abgeändert. Dadurch 
hat sich auch die niederösterreichische Lan- 
desregierung neuerdings, und zwar am 16. 6. 
1964, mit der Frage der Gemeindezusammen- 
legung befaßt und die Bereitschaft bekundet, 
Bestrebungen der Gemeindevereinigungen da- 
durch zu unterstützen, daß das Land neuge- 
bildeten Gemeinden in den ersten drei Jahren 

7O') Herr Abg. Dip1.-ing. R o b 1. 
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jährlich eine finanzielle Förderung in der hal- 
ben Höhe der von der neugebildeten Ge- 
meinde zu entrichtenden La.ndesunilage ange- 
deihen läßt. Aus dem allen Damen und Herren 
des Hohen Hauses zugegangenen Antrag 
konnten Sie ersehen, daß die Struktur aer nie- 
derösterreichischen Gemeinden eine sehr un- 
günstige ist. Das Land Niederösterreich hat 
den höchsten Prozentsatz an Zwerg- und 
Kleinstgemeinden. Da viele dieser Gemeinden 
kaum lebensfähig sind - von einer Leistungs- 
fähigkeit ist kaum mehr die Rede -, ist die 
Vereinigung von Gemeinden zu griißeren, 
volkreicheren Gebilden eine Maßnahme, uni 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gemein. 
den günstig zu beeinflussen. Obwohl die nie- 
derösterreichische Gemeindeordnung die frei 
willige Zusammenlegung von Ortsgemeindeii 
kennt und möglich macht - vorausgesetzt. 
daß in den betreffenden Gemeinden Gemein- 
deratsbeschlüsse zustande kommen und die 
Landesregierunq die Zustimmung erteilt -, 
wurde von dieser Möglichkeit bisher in Nie- 
derösterrech kaum Gebrauch gemacht. 

Die Paragraphen 88a und f f  der niederöster- 
reichischen Gemeindeordnung haben die nä- 
heren Voraussetzungen, die bei der Vereini- 
gung gegeben sein müssen, näher bestimmt. 

Wenn sich die Gemeinden bisher dazu nicht 
entschlossen haben, so in erster Linie deswe- 
gen, weil mit der freiwilligen Vereinigung der 
Gemeinden auch eine finanzielle Besserstellung 
angestrebt wird. Diese finanzielle Besserstel- 
lung wird wohl teilweise durch den besser 
abgestuften Eevölkerungsschlüssel erreicht 
werden, denn ab 1000 Einwohner wird der 
Vervielfältiger von 1'13 auf 11/6 erhöht. 

In diesem Zusammenhang möchte ich gaiiL 
kurz auch auf den abgestuften Eevölkerungs- 
schlüssel eingehen. Dieser bringt für kein an- 
deres Bundesland so große Nachteile wie ge- 
rade für Niederösterreich, denn 81,9 Prozent 
unserer Gemeinden weisen nur eine Einwoh- 
nerzahl bis zu 1000 auf. Daher findet für diese 
der Vervielfältiger 1 '/6 Anwendung. Die Begrün- 
dung für den abgestuften Bevölkerungsschlüs- 
sel, daß in den größeren Siedlungsgebieten 
unverhältnismäßig gröfiere soziale, kulturellc 
und auch verwaltungsmäßige Aufgaben ZU er- 
füllen sind, mag im Zeitpunkt der Einführung 
dieses Aufteilungsschlüssels seine Berechti- 
gung gehabt haben. Heute jedoch ist die Diffe- 
renz zwischen den Vervielfälltigern 1'16 bis 
2l/3 nicht mehr gerechtfertigt. Wir wissen, 
daß heute alle Gemeinden -. ob es Schuler- 
haltung oder sonstige Maßnahmen sind - 
große Kosten aufzubringen haben. Um einen 
Schulbau oder Zubau wird unter den Gemein- 
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den vielfach sehr lange verhandelt und es 
bedarf oft jahrelanger Bemühungen, bis es 
zu einer Einigung kommt. Es wird nicht des- 
wegen so lange verhandelt, weil vielleicht 
die Bürgermeister oder die Gemeindeväter 
schulfeindlich sind, sondern weil sie diese 
großen Belastungen ftir einen Schulneubau 
nicht übernehmen können, weil ,sie keine: 
Möglichkeit für die Bedeckung finden. Es ist 
ein Unterschied, ob in einer kleinen Gemein- 
de eine zweiklassige Schule oder in einer 
großen Gemeinde eine 16klassige Schule ge- 
baut wird, denn auch für die zweiklassige 
Schule muß eine Leiterwohnung, ein Lehrmit- 
telzimmer errichtet werden, genauso wie für 
eine große Schule, und in einer vierklassigen 
Hauptschule benötige ich genauso einen Turn- 
und Physiksaal wie in einer 1Gklassigen 
Schule. Daraus ergibt sich, daß gerade die 
kleinen Gemeinden für den Schulbau weit 
größere Belastungen auf sich nehmen müs- 
sen als die größeren Gemeinden. 

Aber auch für den Abgang der Kranken- 
anstalten werden die kleinsten Gemeinden 
herangezogen. Die Sitzgemeinde wird in noch 
größerem Umfang mit der Abdeckung des Ab- 
ganges belastet. Ob es nun der Straßenbau, 
die Strafienbeleuchtung, die Wasserversor- 
gung, die Abwässerbeseitigung, das Feuer- 
wehrwesen, die Errichtung einer Gemeinde- 
kanzlei ist - es gibt noch so und so viele 
niederösterreichische Gemeinden, die über 
keine eigene Gemeindekanzlei verfügen -, 
alle diese dringenden Anliegen und Vorha- 
ben müssen in den kleinen Gemeinden immer 
wieder zurückgestellt werden, weil die Pflicht- 
ausgaben, wie die Bezirksumlage, die Landes- 
Umlage, Ausgaben für die geschlossene Für- 
sorge, die Gemeindeverwaltung, die Abgabe 
für die Tierkadaververwertung usw. die gan- 
zen Einnahmen verbrauchen und es nicht zu- 
lassen, dringende außerordentliche Vorhaben 
in Angriff zu nehmen. 

Wenn der abgestufte Bevölkerungsschlüs- 
Se1 ungerecht ist, ergibt sich die Frage: Wbr- 
um wurde er bisher nicht beseitigt? Die Be- 
mühunged des niederösterreichischen Landes- 
Finanzreferenten und des niederösterreichi- 
schen Gemeindevertreterv erbandes scheiterten 
bisher immer an dem Widerstand jener Bun- 
desländer, die eine viel gün,stigere Gemeinde- 
Struktur als Niederösterreich aufzuweisen 
haben. Durch die Abänderung des Schlüssels 
würden diese Bundesländer auch einen finan- 
ziellen Nachteil erleiden. 

Wir haben schon gehört, daß sich in an- 
deren Bundesländern dje Gemeihdestruktur 
- historisch bedingt -. anders entwicke!t 

hat. Es wurden aber auch in den vergange- 
nen Jahren Gemeindezusammenlegungen so- 
wohl auf freiwilliger Basis wie auch durch 
Gesetze beschlossen. 

Die Einkommenslage der kleinen Gemein- 
den ist vor allem deswegen so ungünstig, 
weil der Großteil am Gewerbesteueraufkom- 
men und am Aufkommen der Lohnsummen- 
steuer nur in sehr geringem Maße beteiligt 
ist. Im Jahre 1961 gab es im BundeslandNie- 
derösterreich ein Gewerbesteueraufkommen 
von 218.9 Millionen Schilling. Die 81.9 Pro- 
zent unserer Gemeinden, die nur über Ein- 
wohnerzahlen bis zu 1000 verfügen, haben 
nur mit 29.8 Millionen Schilling an diesem 
Gewerbesteueraufkoinmen Anteil. Bei der 
Lohnsummensteuer verhält es sich ähnlich. 
Bei einem Aufkommen von 100.5 Millionen 
Schilling entfallen auf die Gemeinden bis zu 
1000 Einwohner nur 8.6 Millionen Schilling. 
Die Steuerausstattung je Einwohner zwischen 
den kleinen Landgemeinden und den großen 
Stadtgemeinden erreicht mit dem über acht- 
fachen eine nicht mehr ertragliche Spann- 
weite. 

In Anbetracht dieser finanzieklen Schwie- 
rigkeiten ist das Problem der Zusammenie- 
gung von Gemeinden schon sehr viel disku- 
tiert worden. Es ist dabei auch die Frage 
sehr eingehend erörtert worden, ob die Ver- 
einigung auf freiwilliger Basis oder durch 
die Gesetzgebung in Form von Zwangsmaß- 
nahmen zweckmäfiiger erscheint. Wer die Ge- 
meindeautonomie bejaht, für den muß zuerst 
der Weg der Freiwilligkeit beschritten und 
der Erfolg abgewartet werden. Es ist auch 
kein Geheimnis, daß durch jahrelange gründ- 
liche Aufklärung, die umfangreichen Beratun- 
gen und Diskussionen mit den Gemeindefunk- 
tionären, sich schon mehrere Gemeinden in 
unserem Bundesland so weit zusammengefun- 
den haben, daß sie nur auf einen entspre- 
chenden finanziellen Anreiz warten, um mit 
der Vereinigung ernst zu machen. 

Der Antrag der Abgeordneten der Oster- 
reichischen Volkspartei sieht vor, daß bei der 
Zuteilung von Bedarfszuweisungen in erstei 
Linie neugebildete Gemeinden zu berücksich- 
tigen sind und für uns zu fördernde Malinah- 
men nicht rückzahlbare Beihilfen und Dar- 
lehen in doppeltem Ausmal3 zu gewähren 
sind. Die sozialistische Fraktion hat im Aus- 
schuß beantragt - der Herr Staatssekretär 
Rösch hat dazu auch Stellung genommen -, 
daß bei der Zuteilung von Bedarfszuweisun- 
gen die neugebildeten Gemeinden nur be- 
vorzugt zu behandeln sind. Diesem Abände- 
rungsantrag konnten wir nicht beitreten, weil 
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uns bekannt ist, da6 gerade die kleinen Ge- 
meinden in unserem Bundesland elinen So 
großen Nachholbedarf haben und mit der 
Bedarfszuweisuiig nach den derzeitigen Richt- 
linien innerhalb der ersten Jahre gar nicht 
imstande wären, mehr außerordentliche Vor- 
haben als bisher auszuführen. 

Man spricht auch sehr viel von der Ver- 
schuldung unserer niederosterreichischen Ge- 
meinden. Sie hat von 1959 bis 1961 erheblich 
zugenommen. Betrug der Schuldenstand der 
Gemeinden 1959 769 Millionen Schilling, so 
ist er im Jahre 1961 auf 1 Milliarde 13 Mil- 
lionen Schilling angestiegen. Gerade die Ge- 
meinden bis zu 500 Einwohner haben in stei- 
gendem Ausmaß Anteil an der Erhöhung des 
Schuldenstandes. Ordentliche Vorhaben kon- 
nen kaum mehr ausgeglichen werden, da Til- 
gungsraten und Zinsen für aufgenommene 
Darlehen die Gemeinden so stark belasten. 
Wer die triste Finanzlage der kleinen Ge- 
meinden kennt, weiß, daß eine große Anzahl 
um keine Bedarfzuweisungen einreichen kann, 
weil die Finanzlage, das heißt das Eigenkapi- 
tal, die Finanzierung eines außerordentlichen 
Vorhabens gar nicht mehr ermoglicht. Dies 
kann aber nicht der Sinn der Bedarfszuwei- 
sungen sein. 8 12 des Finanzausgleichsgesetzes 
sieht die Gewährung von Bedarfczuweisungen 
zur Erreichung von dreierlei Zielen vor: Er- 
stens die Aufrechthaltung oder Wieder11 ’ 
Stellung des Gleichgewichtes im Haushalt, 
zweitens die Deckung außergewöhnlicher Er- 
fordernisse und drittens den Ausgleich von 
Härten, die sich bei der Verteilung von Ab- 
gabeertragsanteilen ergeben. Es können somit 
fiiq alle diese Erfordernisse Bedarfszuweisun- 
gen gewährt werden, also auch nebeneinan- 
der. Es ist daher nicht so, wie Herr Landes- 
hauptmannstelivertreter Dr. Tschadek und 
auch Herr Staatssekretär Rosch behaupten, 
daß die Gewährung einer doppelt hohen Be- 
darfszuweisung nach den bisherigen Berech- 
nungen dem Gesetze widersprechen wiirde. 
Sie kann nämlich einerseits, wie ich schon 
sagte, zur Aufrechterhaltung oder Wiederher- 
stellung des Gleichgewichtes, aber anderer- 
seits auch zum Ausgleich von Härten ge- 
währt werden. Nach den Richtlinien der Lan- 
desregierung - das heißt, wir haben jetzt ge- 
hört, daß die beiden Gemeindevertreterver- 
bände sich zu Richtlinien aufgerafft und die- 
se beschlossen haben - sind Bedarfszuwei- 
sungen in der Regel für produktive und ar.  
beitsintensive Vorhaben zu gewähren. Auch 
dieses Faktum wäre erfüllt, wenn bei Ge- 
meindezusammenlegungen auf Grund eine,; 
Planes der Gemeinden außerordentliche Vor- 

haben durchgeführt werden. Eber die Höhe 
sagen die Richtlinien nichts aus, daher steht 
auch diese nicht im Wege. Herr Landeshaupt- 
mannstellvertreter Dr. Tschadek hat im Aus- 
schuß erkliirt, daß die von der Landesregie- 
rung beschlossenen Richtlinien im wesentli- 
chen bei der Vergabe von Bedarfszuweisun- 
gen eingehalten werden. Wir wissen aber 
auch, daß alljährlich von den Gemeinden 
mehr Mittel beansprucht werden als zur Ver- 
fiigung stehen. Es muß also auch eine Kür- 
zung vorgenommen werden. Heißt das Wort 
,,wesentlich”, daß auch die kleinen, finaw- 
schwachen Gemeinden, die nur ein beschei- 
denes außerordentliches Vorhaben durchfüh- 
ren können, genau so gekürzt werden wie 
die finanzstarken Gemeinden, die alljährlich 
drei, vier oder fünf zußerordentliche Voi- 
haben vorlegen und damit auch Bedarfszn- 
Weisungen in Anspruch nehmen? Der Herr 
Landeshauptmanstellvertreter hat, im Ausschuß 
besonders die Wasserleitungen hervorgeho- 
ben und erwähnt, daß sogar die kleinen Ge- 
meinden sehr gefördert werden mit den 10 
Prozent Bedarfszuweisungsmittel. Ich Könnte 
eine Gemeinde nennen, die eine sehr finanz- 
schwache Gemeinde ist, wo die Interessenten 
und praktisch nicht die Gemeinde, die Er- 
richtung der W.asserleitung finanzieren und 
da wurde sogar noch ein bestimmter Betrag 
von den 10 Prozent Bedarfszuweisungsmitteln 
in ein Darlehen umgewandelt. 

Herr Präsident Wondrak hat im Ausschuß 
über die Solidarität der Gemeinden gespro- 
chen. Herr Präsident, wenn Sie als Bürger- 
meister von Stockerau darauf hinweisen, daß 
die moderne Entwicklung von den größeren 
Gemeinden hohe finanzielle Ausgaben ver- 
lange und eine Kürzung der Bedarfszuweisun- 
gen auf Kosten der neugebildeten Gemein- 
den ungerecht sei, kann man diesen Stand. 
punkt nicht ganz teilen. Wir wissen, daß grö- 
ßere Gemeinden größere Planungen vorneh- 
men können. Sie können ihre sich gesteckten 
Ziele schrittweise verwirklichen, hingegen 
müssen die kleinen Gemeinden Schulden ma- 
chen und praktisch an ihrer Existenz zwei- 
feln. Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. 
Tschadek, der als Gemeindereferent alle nie- 
derösterreichischen Gemeinden gleich sehen 
müßte und die Belange gleich beurteilen 
müßte, sollte in erster Linie dafür Verständ- 
nis haben, daß man die finanzschwachen Ge- 
meinden mehr unterstützt und fördert als die 
finanzstarken Gemeinden. Die Mittel, die als 
Bedarfszuw-eisung zur Verfügung stehen, müs- 
sen so eingesetzt werden, daß sie die finaii- 
zielle Differenz, insbesondere bei Inangriff- 
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nahme außerordentlicher Vorhaben, ausglei- 
chen. Es gibt in der Verteilung und in den 
Richtlinien zwischen UVP und SPU irgend- 
wie differente Auffassungen. Ich möchte ge- 
rade dem Herrn Landeshauptmannstellvertre- 
ter Dr. Tschadek einen Artikel zur Kenntnis 
bringen, den sein Kollege, der Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter von Oberosterreich, 
ebenfalls Gemeindereferent, in der Gemeinde- 
zeitung veröffentlicht hat. Er schrieb da sehr 
ausführlich in der oberijsterreichischen Ge- 
meindezeitung über die Grundsätze der Be- 
darfszuweisungen, nämlich solche Grundsätze, 
die bei uns iin Bundesland Niederosterreich 
noch nicht ganz verwirklicht wurden. In 
djesem Artikel heißt es: „Die Zuteilung von 
Bedarfszuweisungen in einem prozentuellen 
Verhältnis zu den Kosten des Vorhabens, wie 
dies vielfach bei Landes- und Bundesbeiträ- 
gen der Fall ist, würde der Gemeindeabtei- 
lung die Arbeit zwar sehr erleichtern, den 
angestrebten Erfolg aber nicht bringen. Was 
würde es einer finanzschwachen Gemeinde 
helfen, wenn sie 50 Prozent des Kostenauf- 
wandes durch Bedarfszuweisungen gedeckt 
erhielte, aber kaum fähig ist, 10 Prozent des 
Gesamtaufwandes selbst aufzubringen. Sie 
käme trotz des 5Oprozentigen Betrages nie iil 
die Lage, ein größeres Vorhaben zur Durch- 
führung zu bringen. Andererseits hieße es 
Eulen nach Athen tragen, wenn einer finanz- 
starken Gemeinde 50 Prozent an Beihilfen 
für ein Vorhaben gewährt ‘würden, wenn sie 
vielleicht in der Lage ist, das Vorhaben zur 
Gänze oder zu einem hohen Prozentsatz aus 
eigenen Mitteln zu bestreiten. Bei einer sol- 
chen Handhabung würde der Bedarfszuwei- 
sungsfonds nicht ausgleichend, sondern noch 
differenzierender wirken. Die Schwachen wer- 
den dann noch schwacher und die Starken 
noch stärker.” 

Die UVP-Abgeordneten dieses Hohen Hau- 
ses sind also mit den Grundsätzen, die in 
diesem Artikel aufgestellt werden, grundsätz- 
lich einer Meinung. Wenn wir eine Ande- 
rung der Richtlinien für Bedarfszuweisungen 
anstreben, so nur in diesem Sinne. Es wäre 
eine echte Solidarität, wenn sich auch die 
SPU-Abgeordneten dieses Hauses dafür aus- 
sprechen wollten, daß man auch die kleinen 
Gemewen  leben läßt und den kleinen Ge- 
meinden gerade bei den Bedarlszuwcisungen 
entsprechende iMittel zuteilen würde. Auch 
die Vorarlberger Landesregierung verteilt die 
GedarfszuweisuIigen nach anderen Grundsät- 
zen, und zwar heißt es da in einem Heft vom 
Juni 1964: ,,In den letzten Jahren sind 40Pro- 
zent der anfallenden Bedarfszuweisungsmittel 

___ ____- _ _ _ ~  ~~ ~~~ - 

als schlüsselmäßige Bedarfsziiweisungen und 
60 Prozent als besondere BedarfszuweisuRgen 
an die Gemeinden verteilt worden.” Schlüs- 
selmäßige Bedarfszuweisungen sind Mittel, die 
überwiegend oder fast nuk den finanzschwa- 
chen Gemeinden zur Aufrechterhaltung ihres 
Haushaltes usw. zur L’erfügung gestellt wer- 
den. Die besonderen Bedarfzuweisungsmittel 
werden für d.en Straßenbau, Brückenbau, für 
Gemeindehauserrichtungen, Krankenhäuser 
und bei uns auch über den Schulbaufonds 
vergeben werden. Es steht daher auch die 
Finanzkraft in keinem kausalen Zusanimen- 
hang mit der Höhe der zu gewährenden Be- 
darfszuweisungen. Bei Beurteilung der Fi- 
nanzkraft soll künftighin nicht nur - ich 
wiederhole das, was ich im Ausschuß gesagt 
habe - die Grundsteuer A und B und die , 
Gewerbesteuer berücksichtigt werden, son- 
dern ich habe besonders auf die Lohnsum- 
mensteuer hingewiesen, daß auch das Auf- 
kommen der Lohnsummensteuer miteiribezo- 
gen wird. Aber auch die Getränkesteuer müß- 
te, solange eine solche eingehoben wjrd, eben- 
falls auf die Finanzkraft angerechnet werden. 
Ich möchte besonders darauf aufmerksam ma- 
chen, daß gerade die finanzschwachen Ge- 
meinden, deren Finanzkraft ziim überwiegen- 
den Teile aus der Grundsteuer besteht, nach 
ihrer Finanzkraft zu verschiedenen Umlagen 
und Leistungen prozentuell herangezogen 
werden. Da die sonstigen Abgaben, welche die 
kleinen Gemeinden kaum besitzen, bei der 
Feststellung der Finanzkraft außeracht blei- 
ben, müssen die kleinen Gemein.den irn Ver- 
hältnis zu ihren Gesamteinnahmen t’ii~ die 
Bezirksumlage, für die Landesumlage, Schul- 
bauten usw. bedeutend mehr leisten als die 
finanzstarken Gemeinden. 

Abschließend möchte ich noch sagen, wenn 
unsere Gemeinden auch in Zukunft (die 
Grundpfeiler des Staates bleiben sollen, muh 
man ihnen auch die Möglichkeit geben, jene 
Einrichtungen zu schaffen, die eine gesunde 
Weiterentwicklung des Gemein,delebens er- 
möglichen. Ich gebe namens meiner Fraktion 
der Erwartung Ausdruck, daß die niederöster- 
reichische Landesregierung durch geeignete 
Maßnahmen die Verbesserung der kommuna- 
len Struktur in unserem Bundeslande fördert 
und damit hilft, daß sich auch unsere kleinen 
Gemeinden zu wirtschaftlich stärkeren Kör- 
perschaften entwickeln können. (Beifall bei 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. T s c h a - 
d e k .  
Landeshauptmannstellvertre ter Dr. TSCHA- 

/ 
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der UVP.) / ,  
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DEK: Hoher Landtag! Nach dieser laqgen 
Rede des Herrn Abg. Robl werde ich sehr 
kurz sein. Ich mochte darauf hinweisen, daß 
das Problem der Gemeindenzusammenlegun- 
geg kein reines Finanzproblem ist. 

f i c h  bin überzeugt, daß Sie mit Ihrem An- 
trag nicht das erreichen konnen, was Sie er- 
reichen wollen. Als Gemeindereferent wäre 
ich sehr froh, wenn ich von 1652 Gemeinden 
auf 1000 oder sogar nur 800 Gemeinden in 
Niederösterreich käme. Dies würde infolge 

X e s  abgestuften Bevölkerungsschlüssels die 
Finanzkraft der Gemeinden stärken und die 
Verwaltung vereinfachen. Auch für das Ge- 

' meindereferat wurde eine geringere Anzahl 
von Gemeinden eine wesentliche Arbeitsver- 
einfachung bringen. Aber, Hohes Haus, über- 
sehen Sie nicht, daß der Herr Abg. Rösch 
vollkommen recht hat, wenn er  sagt, daß die 
Schwierigkeiten auf psychologischem und 
emotionalem Gebiet liegen, und da glaube 
ich - ich will es ganz frei und offen aus- 
sprechen -, begehen wir alle zusammen Feh- 
ler, die die GemeindezusammenleguiIgen nicht 
fördern. Wir haben in Niederosterreich in der 
letzten Zeit mit großem Jubel eine ganze 
Reihe von Markterhebungsfeiem durchgeführt. 
Welche Partei sollte sich dagegenstellen, 
wenn von der Eezirkshauptmannschaft über 
einen einstimmigen Antrag des Gemeinderates 
der Wunsch geäußert wird, eine Gemeinde 
beispielsweise anläßlich ihres 600jährigen Be- 
stehens zur Marktgemeinde zu ernennen und 
ihr ein Marktwappen zu verleihen. Glauben 
Sie, daß jene Gemeinde mit ihren 600 Ein- 
wohnern, die am Sonntag von Herrn Landes- 
hauptmann Figl mit einer großen Festrede 
ein Marktwappen erhalten wird, in einem 
Jahr bereit sein wird, ihre Selbständigkeit 
aufzugeben? Das ist doch zweifellos ein psy- 
chologischer Fehler. 

Schauen wir uns doch einmal die Probleme 
naher an. Ich habe mir die Unterlagen, so- 
weit sie von den Herren Bezirkshauptleuten 
geliefert wurden, angesehen und mußte fest- 
stellen, daß es sich diese sehr einfach ge- 
macht haben. Sie haben je drei Gemeinden 
mit zusammen 1000 Einwhonern erfaßt, um 
diese mit einem Zirkel einen roten Kreis ge- 
zogen und erklärt, daß dies die Möglichkei- 
ten für neue Gemeinden seien. Auf die Struk- 
tur der Gemeinden, auf die Entfernung, die 
Frage, welche Einrichtungen diese Gemeinden 
haben, ist man in diesem Elaborat, soweit ich 
bis jetzt feststellen konnte, nicht eingegan- 
gen. So wird es also auch nicht gehen. Hoher 
Landtag! Was wir brauchen, ist eine wirklich 
psychologisch vorbereitete Aufklarung der 

Bevölkerung, daß man im Zeitalter der euro- 
päischen Integration nicht die Kleinstgemein- 
den aufrechterhalten kann. Es war nicht 
leicht, die verschiedenen Serenissmi im 
alten Deutschland dazu zu bewegen, sich in 
große Staaten zusammenzuschließen, und es 
wird nicht leicht sein, die einzelnen Bürger- 
meister zu bewegen, ihre Selbständigkeit auf - 
zugeben. Das bedarf natürlich einer längeren 
Vorbereitung, denn dieses Problem ist auf fi- 
nanzieller Basis allein nicht zu lösen. Herr 
Abg. Robl! Was Sie jedoch uber die Auftei- 
lung der Bedarfszuweisungen gesagt haben - 
ich muß es nochmals betonen -, geht völlig 
daneben. Sie können natürlich erklären, daß 
das Doppelte zugeteilt werden müsse, oder 
daß eine Gemeinde, die nur Über 10 Prozent 
Eigenmittel verfügt, damit sie bauen kann, 
90 Prozent an Bedarfszuweisungen zu erhal- 
ten habe. (Abg. Stangler: Das hat Ihr sozia- 
listischer Landeshauptmannstellvertreter von 
Oberösterreich gesagt!) Meine Damen und 
Herren! Ich frage Sie, wo soll das Geld her- 
kommen? (Unruhe. - Präsident Tesar gibt 
das Glockenzeichen.) Aber entschuldigen Sie, 
wenn die Oberösterreicher mehr Geld haben, 
weil das Land eine günstigere wirtschaftliche 
Struktur hat, dann ist es möglich. Ich kann 
nur soviel Geld ausgeben, als mir in Nieder- 
Österreich zur Verfügung steht. Ich habe ins- 
gesamt Ca. 80 Millionen Schilling an Bedarfs- 
Zuweisungen zu verteilen. Dieser Betrag ist 
von meinem Wollen oder Nichtwollen voll- 
kommen unabhängig, denn ich bekomme ihn 
vom Finanzministerium aus den Ertragsantei- 
len zugewiesen. Ich habe 1480 Ansuchen von 
Gemeinden vorliegen, und jedes dieser Ansu- 
chen, Hoher Landtag, hat natürlich seine Be- 
rechtigung, ob nun der Bürgermeister einer 
kleinen Gemeinde einen Zuschuß für den 
Straßenbau fordert, eine große Gemeinde, die 
eine Kanalisierung und Wasserleitung baut 
und dadurch in finanzielle Not gerät, einen 
perzentuellen Beitrag fur diesen Bau verlangt, 
oder eine Gemeinde gezwungen ist, das Spi- 
tal auszubauen und deshalb finanzielle Hilfe 
braucht. Das sind alles kommunalpolitische 
Fragen in verschiedener finanzieller Großen- 
Ordnung. Die Straße kannn man mit 45.000 
Schilling sanieren, für das Spital wird man 
etwa 2 Millionen zuschießen mussen, damit 
es gebaut werden kann. Ungerechtfertigt wird 
jedoch keine einzige Gemeinde einen Antrag 
stellen, und sollte es der Fall sein, dann wird 
dieser von uns bestimmt abgewiesen. Prak- 
tisch wirkt es sich letzten Endes doch SO 

aus, daß jeder Betrag, deii eine Gemeinde 
anspricht, einer anderen vorenthalten werden 
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muß. Das Geld wird ja nicht mehr, und wenn 
Sie in einem Fall die Verdoppelung einer 
Bedarfszuweisung verlangen, dann müssen Sie 
mir gleichzeitig dazusagen, wo ich eine ent- 
sprechende Streichung vornehmen kann, ohne 
einen Sturm der Entrüstung hervorzurufen. Das 
ist nämlich das Problem bei der ganzen Ange- 
legenheit, denn über meine 80 Millionen Schil- 
ling komme ich nicht hinaus. (Abg. Dip1.-Ing. 
Robl: Eine Gemeinde hat etwas bekommen, 
die gar nicht angesucht hat. Das gibt es auch!) 
Es hat keine Gemeinde etwas bekommen, die 
nicht angesucht hat. Das ist nicht richtig, 
Herr Abg. Robl! Ich bitte, nicht mit Unwahr- 
heiten zu argumentieren. Wir haben die ge- 
nauen Akten. Der Herr Hofrat Suchanek ist 
sehr gewissenhaft und legt mir keine Akten 
vor, wenn nicht ein Ansuchen vorhanden ist. 
Das ist ganz ausgeschlossen, das können Sie 
mir nicht erzählen. 

Sie sprechen von Solidarität. Die großen 
Gemeinden sollen zum Fonds Beiträge leisten 
und möglichst wenig bekommen. Natürlich! 
Jeder Fonds besteht ja darin, daß der Finanz- 
stärkere einzahlt und der Finanzschwächere 
etwas bekommt. Glauben Sie aber ja nicht, 
daß große Gemeinden nicht in Finanznot ge- 
raten können und keine Schulden haben. Sie 
haben den Fall Stockerau angezogen. Der Herr 
Präsident und Biwgermeister Wondrak ist 
hier im Landtag anwesend. Die Stadt Stok- 
kerau trägt zum Bedarfsausgleichsfonds eine 
Million Schilling bei und hat von mir 50.000 
Schilling für ein Vorhaben erhalten, das nach 
den Richtlinien absolut zu subventionieren 
ist. Sie führen an, daß die kleinen Gemeinden 
Schulden haben. Fragen Sie nicht, wieviele 
Schulden Stockerau hat durch das Kranken 
haus, die Schulen und Wohnhausbauten, die 
absolut notwendig waren. Es ist doch nicht 
so, daß man sagen kann, die großen Gemein- 
den sind reich und die kleinen Gemeinden 
sind arm. Hoher Landtag! In den großen Ge- 
meinden ballen sich ja auch die zu erfüllen- 
den Aufgaben konzentriert zusammen. Hat 
die kleine Gemeinde eine zweiklassige Volks- 
schule zu bauen, so sind für die große Ge- 
meinde vielleicht 16 Klassen notwendig, und 
hat die kleine Gemeinde einen Spitalbeitrag 
zu leisten, so muß die große Gemeinde ein 
Krankenhaus, sagen wir, um 40 Millionen 
Schilling errichten, damit die Kranken ver- 
sorgt werden können. Wir wollen uns auf 
diesem Gebiet nicht auf einen Boden bege- 
ben, der unecht ist, und der an die Grenze 
- bitte, ich sage ausdrucklich, nur an die 
Grenze - der Demagogie heranreicht. 

Hoher Landtag! Ich glaube, es gäbe ande- 

I - _  -. ~__I_.-~-.~ .~ ___-I _~.___~ 

re Möglichkeiten. (Unruhe. Präsident Te- 
sar gibt das Glockenzeichen.) Die Bereitschaft 
zur Zusammenlegung von Gemeinden fördert 
man, indem man genieinsame Anlagen der 
Gemeinden fördert. Die Schulgemeinden, die 
gebildet werden, sind heute schon ein gewis- 
ser Anreiz. Wenn zwei oder drei Gemeinden 
eine gemeinsame Schulgemeinde bilden, dann 
haben sie schon einen zentralen Mittelpunkt, 
und das ist ihre Schule. Dann haben sieauch 
ein gemeinsames finanzielles Problem durch 
die Finanzierung dieser Schule und alle An- 
gelegenheiten, die damit zusammenhängen. 
Wenn sich zwei oder drei Gemeinden zu- 
sammenschließen, um eine Wasserleitung zu 
bauen und auf diesem Gebiet eine Verwal- 
tungsgemeinschaft bilden, so entsteht eine na- 
türliche Interessengemeinschaft auf wirtschaft- 
lichem Gebiet, welche psychologische Vor- 
aussetzungen schafft, diese auszubauen und 
in einer einheitlichen Gemeinde zu münden. 
Ich bin der Meinung, daß wir diese Dinge 
ganz real betrachten sollten. Selbstverständ- 
lich habe ich mich nie geweigert, in Not be- 
findlichen Gemeinden mehr Bedarfszuweisun- 
gen zu geben als den anderen. Der Herr Abg. 
Rösch hat bereits auf Zahlen hingewiesen. 
Die kleinen Gemeinden sind von mir so gut 
bedacht worden, als sich dies im Rahmen des 
möglichen durchführen läßt. 

Aber, Herr Abgeordneter Robl, nicht ein- 
mal aus dem ,,Volksblatt" kann ich Papier- 
geld schneiden, nicht einmal das ist möglich. 
Ich muß das Geld nehmen, das mir der Herr 
Finanzminister von der Nationalbank zuweist. 
Ich bin also der Uberzeugung, Hoher Land- 
tag, da8 man alles versuchen soll, um die 
Zusammenlegung zu fiirdern. Ich stimme auch 
mit Herrn Abgeordneten Robl überein, daß 
man in erster Linie den freiwilligen Weg be- 
schreiten soll, denn wenn man die Cemeinde- 
autonomie vertritt, muß man sagen, die Ver- 
nichtung der Gemeinde und damit die Auf- 
hebung der Autonomie ist der schwerste Ein- 
griff, der überhaupt möglich ist. Ich bin kein 
Freund von Zwangsmaßnahmen, ich bin auch 
kein Freund von Vorschlägen und Ideen, die 
real nicht durchzusetzen stind. Suchen wir 
doch einen vernünftigen Mittelweg. Wir wer- 
den geben, was wir geben können. Wenn Sie 
mich jetzt fragen wieviel, bin ich überfragt, 
weil sich jedes Jahr die Bedürfnisse ändern. 
Einmal hat die Gemeinde einen größeren Be- 
darf, einmal reicht sie gar nicht ein, das 
wechselt und wenn hier keine Streuung wäre, 
könnte man eine vernünftige Verteilung nicht 
vornehmen. Schaffen wir auch die psycholo- 
gischen Voraussetzungen für die Geineinde- 
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Zusammenlegung, machen wir vor allem dar- 
aus kein Politikum. Wcenn Sie einmal anfan- 
gen, auszurechnen, wie sich die hfehrheits- 
Verhältnisse verschieben könnten, wenn man 
die Gemeinde ein- und die ausgemeindet und 
welche Stadt man erobern oder verlieren 
könnte, dann ist die Frage der Gemeindezu- 
sammenlegungen meiner hSeinung nach poli- 
tisch schon erledigt. Täuschen wir um nicht! 
Unsere Bevölkerung will gute Gemeinden, 
Gemeinden, die arbeiten, will Gemeinden, die 
ordentlich verwaltet sind. Unsere Bevölke- 
rung hat aber auch - das ist manchmal er- 
freulich und manchmal hinderlich - ein star- 
kes Gefühl für Tradition und hängt oft auch 
an einer kleinen Gemeinde sehr auf Grund 
ihrer Geschichte, ihrer Kultur, und manchmal 
sind es auch die Verkehrsverhältnisse, die 
eine Zusammenlegung, auch kleiner Gemein- 
den, nicht möglich machen. Ich betone noch- 
mals, das Gemeindereferat wird froh und 
glücklich sein, wenn die Zahl der Gemeinden 
in Niederösterreich abnimmt. Wir werden alles 
tun, um das zu ermöglichen, wir werden alles 
Wgliche tun, wir werden aber nichts tun, 
was einigen Gemeinden hilft und andere ge- 
fährdet. (Beifall bei der SPU.) 

PRASIDENT TESAR: Zu Wort gelangt Herr 
Abg. R e i t e r .  

Abg. REITER: Hoher Landtag! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Den sehr sach- 
lichen Ausführungen des Sprechers meiner 
Partei ist eigentlich nichts mehr hinzuzufü- 
gen. Es sind aber doch hier von den soziali- 
stischen Sprechern einige Dinge behauptet 
worden, die nicht den Tatsachen entsprechen. 
Ich freue mich, daß aber auch die sozialisti- 
schen Sprecher sich grundsätzlich unserem 
Initiativantrag anschließen und auch der Mei- 
nung sind, daß man auf freiwilliger Basis et- 
was tun soll. Herr Landeshauptmannstellver- 
treter! Wir haben hier in diesem Antrag sehr 
real die Sache gesehen und meinen, daß wir 
diese Frage der Zusammenlegung der Gemeirr- 
den, die in Niederösterreich wirklich ein gro- 
ßes Problem bedeutet, in der Form am besten 
auch - um mit Ihren Worten zu sprechen- 
psychologisch vorzubereiten beginnen, daß 
man nun auf freiwilliger Basis durch gewisse 
Unterstützungen den Boden der Zusammen- 
legungen schafft. Der Herr Staatssekretär hat 
gegen den Punkt 1 unseres Antrages Stellung 
genommen und meint, daß es unmoglichwä- 
re, hier eine doppelte Bedarfszuweisung zu 
genehmigungen. Auch Herr Landeshautpmann- 
Stellvertreter Dr. Tschadek schließt sich die 
ser Meinung an Ich muß aber beiden Herren 
sagen, daß jeder Beamte des Gemeinderefe- 

rate5 sehr wohl jederzeit in der Lage ist, die 
Bedarfszuweisung einer Gemeinde zu berech- 
nen. Unser Antrag fordert sonst gar nichts, 
als die errechnete Bedarfszuweisung dieser 
betreffenden Gemeinde im Falle einer Zusam- 
menlegung zu verdoppeln. Das ist eine ge- 
wöhnliche Addition, die auch ein Volksschü- 
ler zuwege bringt. Der Herr Staatssekretär 
hat in seiner Rede vorhin hingewiesen, daß 
in Fragen des Finanzausgleiches ohnedies ne- 
ben der Grundsteuer A und B und der Ge- 
werbesteuer auch die Gemeindeabgaben be- 
rücksichtigt sind. Herr Staatssekretär! Sie 
sind in einem sehr großen Irrtum: Die Ge- 
meinde, die Bedarfszuweisungen anspricht, 
muß alle Einnahmemöglichkeiten, alle Steu- 
ern, Abgaben und Gebühren gemäß Paragraph 
so und so durch Festsetzung der höchstzu- 
lässigen Sätze ausschöpfen und - soweit es 
sich um Einnahmen handelt, die die Gemein- 
de selbst einhebt - um die restlose Aufbrin- 
gung besorgt sein. Das heißt aber nicht, daß 
sie auch bei Zuweisung der Bedarfszuweisung 
berücksichtigt wird. Mit diesem Punkt sagen 
die Richtlinen nichts anderes, als daß es - 
um eine Bedarfszuweisung überhaupt zu be- 
kommen - Voraussetzung ist, daß alle Ab- 
gaben eingehoben werden. Der Herr Landes- 
hauptmannstellvertreter wird Ihnen bestäti- 
gen müssen, daß bei der Zuteilung der Be- 
darfszuweisung nur die bestehende Finanz- 
kraft, also Grundsteuer A und B und Gewer- 
besteuer, berücksichtigt wird und nicht die 
Gemeindeabgabe, und das wollen wir im 
Punkt 1 in der weiteren Ausführung eben neu 
regeln. Das sind Ihre beiden grundlegenden 
Täuschungen, die Sie vorhin ausgesprochen 
haben. 

Herr Landeshauptmannstellvertreter Dr. 
Tschadek hat sehr viel von psychologischer 
Vorbereitung gesprochen und meint, daß 
keine Gemeinde, bei deren Markterhebungs- 
feier Herr Landeshauptmann Figl eine große 
Festrede hält, zur Zusammenlegung zu bewe- 
gen sein wird. Herr Landeshauptmannstell- 
Vertreter, ich muß feststellen, daß Sie bei ail 
diesen Markterhebungsfeierlichkeiten eben- 
falls eine schöne Festrede gehalten haben, 
Sie dürfen das also dem Herrn Landeshaupt- 
mann nicht allein vorhalten. Ich glaube, daß 
Sie bei dieser Festrede schon die Möglich- 
keit hätten, diesen Boden psychologisch vor- 
zubereiten. 

Wenn mein Freund Robl von Solidarität der 
Gemeinden gesprochen hat, was von Herrn 
Landeshauptmannstellvertreter Dr. Tschadek 
kritisiert wurde, muß ich ebenfalls an diese 
Solidarität appellieren. Wenn er seine Kritik 
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damit begrundet, daß größere Gemeinden 
auch größere Aufgaben und auch mehr Schul- 
den haben, so stimme ich dem bei, muß aber 
doch darauf aufmerksam machen, daß heute 
auch in kleineren Gemeinden die Aufgaben 
wesentlich größer sind, als vor 30, 40 oder 
50 Jahren, und daß eine finanzstarke größere 
Gemeinde wohl mehr Schulden machen kann, 
weil sie auf Grund ihrer Einnahmen weiß, auf 
welche Schulden sie sich einlassen kann. 

Abschließend möchte ich feststellen, daß wir 
gerne bereit sind, diese unsere Vorlage, auch 
mit dem Punkt 1, gegen die Stimme Ihrer 
Fraktion heute zu beschließen. (Beifall bei der 

PRASIDENT TESAR: Die Rednerliste ist er- 
schöpft, der Herr Berichterstatter hat das 
Schlußwort. 

Berichterstatter Abg. DIENBAUER (Schluß- 
Wort): Ich verzichte auf das Schlußwort und 
bitte um Abstimmung. 

PRASIDENT TESAR: Ich lasse zunächst 
über den geschäftsordnungsgemäßen Antrag 
des Abgeordneten Rösch auf getrennte Ab- 

UVP.) 

stimmung der Zahl 1 zu Zahl 494 abstimmen. 
(An  g e n o m e n.) 

PRASIDENT TESAR: Ich lasse nunmehr - 
nachdem die getrennte Abstimmung angei 
nommen wurde - über die Ziffer 1 des An- 
trages Zahl 494 abstimmen. 

(Nach Abstimmung über die Ziffer 1 des 
Antrages des Kommunalausschusses) : Mit 
Mehrheit a n g e n o m m e n. 

(Nach Abstimmung über die Ziffern 2 bis 5 
des Antrages des Kommunalausschusses) : 
A n g e n o m m e n .  

Damit ist die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung erledigt. 

Es werden sogleich nach dem Plenum der 
Kommunalausschuß, der Schuiausschuß, der 
Verfassungsausschuß, der Gemeinsame Ver- 
fassungs- und Kommunalausschuß und der 
Wirtschaftsausschuß ihre Nominierungs- 
Sitzungen im Herrensaal abhalten. 

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen 
Wege bekanntgegeben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung 18 Uhr 32 Minuten.) 
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ras von Herrn 
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